
aus
Politik 
und
geschichte

Beilage 
zur 
wochen 
Zeitung 
das Parlament

ISSN 0479-611 X

B 3/82
23. Januar 1982

Walter Hornstein
Jugendprobleme, 
Jugendforschung 
und politisches Handeln

Walter Jacobsen
Klaus-Dieter Hartmann
Wertwandel und Erziehung
Auf dem Wege zu einer 
politik- und bildungsrelevanten 
Motivationsforschung



Walter Hornstein, Dr. phil, geb. 1929 in Überlingen/Bodensee; nach praktischer Tätigkeit 
als Lehrer an Volksschulen und in der Jugendarbeit Studium der Erziehungswissenschaft 
in Tübingen; 1967—1977 Direktor des Deutschen Jugendinstituts in München, seit 1977 
Prof, für Sozialisationsforschung und Sozialpädagogik an der Hochschule der Bundeswehr 
in München im Fachbereich Pädagogik; seit 1967 Mitglied in zahlreichen Gremien der For-
schungsförderung und wissenschaftlichen Politikberatung (u. a. Vorsitzender der Kommis-
sion Fünfter Jugendbericht der Bundesregierung).
Veröffentlichungen u. a.: Jugend in ihrer Zeit. Geschichte und Lebensformen des jungen 
Menschen in der europäischen Welt, 1966; zus. mit W. Schefold, G. Schmeiser, J. Stacke-
brandt: Lernen im Jugendalter. Ergebnisse, Fragestellungen und Probleme sozialwissen-
schaftlicher Forschung. Gutachten und Studien der Bildungskommission des Deutschen 
Bildungsrates, Bd. 54, 1975; Jugend als Problem-Analyse und pädagogische Perspektiven, 
in: Z. f. Päd. 25 (1979); Jugend — Strukturwandel und Problemlagen, in: Handbuch der Sozi-
alarbeit und Sozialpädagogik, hrsg. von H. Eyferth, H. U. Otto, H. Thiersch, 1982.

Walter Jacobsen, Dr. phil., geb. 1895; Oberregierungsrat a. D., Psychologe, früher Referent 
in der Bundeszentrale für politische Bildung. 1937 Emigration nach Schweden, dort Mitbe-
gründung und wissenschaftliche Leitung eines Instituts für Psychologie und Berufswahlfra-
gen.
Veröffentlichungen u. a.: Individualität und soziale Rolle, Diss., Hamburg 1933; Wissen-
schaftliche Menschenkenntnis und ihre Anwendungen, Hamburg 1948; Aufsätze: Die Ver-
gangenheit mahnt — Wille, Wege und Wagnis zur Bewältigung, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 27/60; Ein Leck in den Bemühungen um politische Bildung, in: Die Deutsche 
Schule 12/62; Politische Grundeinstellungen in der Bundesrepublik, in: Schriftenreihe Poli-
tische Psychologie 1/63; Hat die politische Bildungsarbeit versagt?, in: Vorgänge 7/68; Die 
Rolle der Einstellungs- und Motivationspsychologie, in: Schriften der Bundeszentrale für 
politische Bildung, 1968; Antiautoritär — ein bloßes Schlagwort?, in: Vorgänge 4/69; Unge-
löste Probleme in der politischen Bildungsarbeit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 38/ 
70; Selbstverwirklichung als politisch-psychologisches Problem, in: Das Parlament, 26/76; 
Stichwort „Politische Psychologie", in: Psychologisches Wörterbuch, 1 9779; Politpsychologi-
sche Anmerkungen zum Sozialisationsbegriff, in: Westermanns Pädagogische Beiträge 11/ 
77; Politische Psychologie — ein umstrittener Begriff?, in: Rothgerber/Hartmann, Politische 
Psychologie und Politische Bildung, München 1980.

Klaus-Dieter Hartmann, Dipl.-Psych., geb. 1921 in Magdeburg; seit 1957 freie Forschung 
im Bereich der Marktpsychologie und Sozialpsychologie; 1963—1969 Redakteur der Schrif-
tenreihe „Politische Psychologie"; seit 1978 Leiter des DFG-Forschungsprojektes (bei Prof. 
Hoeth t) „Motivationsgrundlagen und Wirkungsbedingungen des Politischen Unterrichts 
bei Primanern"; seit 1981 Leiter des von der DGFK geförderten Forschungsprojektes „Die 
Bedeutung des Tourismus für die Verständigung zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der VR Polen"; Vorstandsmitglied der Sektion Politische Psychologie im Berufs-
verband Deutscher Psychologen.
Neuere Veröffentlichung: Politische Bildung und Politische Psychologie (Hrsg.), 1980.

Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung, 
Berliner Freiheit 7, 5300 Bonn/Rhein.
Redaktion: Dr. Gerd Renken, Dr. Klaus Wippermann, Paul Lang, 
Holger Ehmke.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleisch-
str. 61—65, 5500 Trier, Tel. 0651/46171, nimmt entgegen
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT ein-
schließlich Beilage zum Preis von DM 12,60 vierteljährlich (einschließlich DM 0,77 
Mehrwertsteuer) bei Postzustellung;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 6,50 zu-
züglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen 
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Walter Hornstein

Jugendprobleme, Jugendforschung 
und politisches Handeln

Zum Stand sozialwissenschaftlicher Jugendforschung 
und zum Problem der Anwendung sozialwissenschaftlicher 

Erkenntnisse über Jugend in der politischen Praxis

I. Das Problem: Brachliegende Wissensbestände 
und der Ruf nach Wissenschaft

Im Zusammenhang mit Diskussionen über Ju-
gend und Jugendprobleme ist von Seiten der 
Politiker und vor allem auch der Praktiker aus 
der politischen Administration nicht selten zu 
hören, man wisse zu wenig über die Einstel-
lungen, die Werthaltungen, die Wünsche und 
Vorstellungen der Jugendlichen; deshalb sei 
es so schwierig, sich mit ihnen zu verständi-
gen, und noch schwieriger sei es, entspre-
chende politisch-praktische Maßnahmen zu 
treffen, die zur Lösung der Probleme beitragen 
könnten1).

1) Diesem „Gefühl“, zu wenig über die Jugend zu 
wissen, entspringt wohl auch die Etablierung der 
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages 
Jugendprotest in der demokratischen Gesellschaft". 
In diesem Sinn äußerte sich — als Beispiel für viele 
~ der Generalinspekteur der Bundeswehr, General 
Jürgen Brandt, bei der Diskussionsveranstaltung 
zum Thema „Soldat und Gesellschaft" am 23./ 
24. April 1981 in Bonn; dokumentiert ist diese Dis-
kussion in Bd. 172 der Schriftenreihe der Bundes-
zentrale für politische Bildung; die erwähnte Äuße-
rung ebd., S. 36.

Umgekehrt wird von Seiten der Wissenschaft-
ler immer wieder beklagt, daß „die Politik" und 
»die Praxis" viel zu wenig Kenntnis von den 
vorliegenden Resultaten und Einsichten wis-
senschaftlicher Forschung, gerade auch über 
Jugend, nähmen, und daß es deshalb nicht wei-
ter verwunderlich sei, daß die Probleme in die-
sem Bereich nicht besser gelöst würden.
Der nachfolgende Beitrag knüpft an die eben 
genannten beiden Statements an, die offen-
sichtlich ein „Mißverhältnis" signalisieren — 
ein Mißverhältnis, das aus mehr als einem 
Grund fragwürdig und deshalb einer genaue-
ren Analyse bedürftig ist. Auf der einen Seite 
ist nicht zu übersehen, daß die Probleme, die 
üblicherweise als .Jugendprobleme" bezeich-
net werden — höchst mißverständlich im übri- 

gen, weil sie einseitig „die Jugend" als das Pro-
blem definieren, während es sich in Wirklich-
keit um ein in vielfacher Hinsicht gesellschaft-
liches Problem und nicht um ein Jugendpro-
blem handelt—, in den vergangenen ein bis 
zwei Jahren und insbesondere in den letzten 
Monaten (wenn z. B. an die blutigen Auseinan-
dersetzungen in der Hausbesetzer-Szene in 
Berlin gedacht wird) ein Ausmaß erreicht ha-
ben, das in seiner Dramatik und gesellschafts-
politischen Brisanz kaum zu überbieten ist 
Wenn es also Erkenntnisse gäbe, die etwas zur 
Entschärfung oder gar zur Lösung dieser Pro-
bleme beitragen könnten, dürfte es unverant-
wortlich sein, sie nicht auch wirklich zu nut-
zen. Auf der anderen Seite gibt es gute Gründe 
für die Annahme, daß wir in der Tat sehr viel 
mehr über die Probleme im Zusammenhang 
von Jugend und Gesellschaft wissen, als in der 
politischen Praxis zum Vorschein kommt. Es 
dürfte sich also lohnen, der Frage nachzuge-
hen, woran das liegt, auf welcher oder welchen 
Ebene(n) die Barrieren für die mangelnde Re-
zeption wissenschaftlicher Erkenntnisse in 
der politischen Praxis liegen und wie sie be-
seitigt werden könnten.
Die Aufklärung dieser Frage scheint auch des-
halb von besonderem Interesse, weil von Sei-
ten der Wissenschaftler, die sich mit Jugend-
problemen befassen, immer wieder die Politik- 
und Praxisnähe ihrer Forschungen betont 
wird. In der Tat läßt sich leicht zeigen (s. weiter 
unten), wie eng sich die Fragestellungen sozi-
alwissenschaftlicher Jugendforschung an die 
jeweils in der politischen Diskussion vorherr-
schenden und von dort in die Öffentlichkeit 
getragenen Topoi anschließen. Liegt es an zu 
großer Politik- und Praxisnähe, daß derartige 
Resultate so wenig wirksam werden? Die 
scheinbar paradoxe Frage ist berechtigt, wie 



sich später zeigen wird. Umgekehrt wäre es 
denkbar, daß es an der Art des Wissens über 
Jugend liegt, daß dieses Wissen so wenig 
fruchtbar ist Es könnte ja sein, daß dieses Wis-
sen von einer Struktur und Beschaffenheit ist, 
die es für das politisch-administrative System 
wertlos macht, weil es sich kaum oder nur sehr 
schwer in die Denk- und Handlungshorizonte 
dieses Systems übersetzen läßt
Damit sind einige der Fragen skizziert, mit de-
nen sich dieser Beitrag befaßt:
In einem ersten Abschnitt soll versucht wer-
den, so etwas wie einen Stand der Jugendfor-
schung zu skizzieren, um zumindest schlag-
lichtartig und in groben Zügen etwas von dem 
Wissen und den Erkenntnissen zu vergegen-
wärtigen, die zur Verfügung stehen — auch 
wenn dieser Stand, darauf soll gleich an dieser 
Stelle hingewiesen werden, natürlich nicht so 
eindeutig zu kennzeichnen ist wie etwa der 
Forschungsstand in einem technisch-natur-
wissenschaftlichen Forschungsgebiet.

In einem zweiten Abschnitt soll an einigen 
Beispielen dargestellt werden, in welcher 
Form das politisch-administrative System mit 
dem vorhandenen Wissen umgeht, es auf-
nimmt, verarbeitet, aber auch ignoriert und 
beiseite stellt.
Der dritte Abschnitt versucht auf einer grund-
sätzlichen Ebene eine Analyse der Rezep-
tionsfähigkeit des politischen Systems für 
Wissen über Jugend; es soll die Frage geprüft 
werden, wie es sich mit der Rezeptionsfähig-
keit oder Resistenz des politischen Systems in 
bezug auf Wissen über Jugend verhält, welche 
strukturellen Momente des Systems dabei 
eine Rolle spielen und welche Konsequenzen 
dies hat.
Im vierten Abschnitt schließlich sollen einige 
Konsequenzen aus der Analyse

2

 gezogen und 
zur Diskussion gestellt werden,- es geht also 
um die Frage, was getan werden könnte, um 
die eingangs skizzierten Probleme besser zu 
lösen ).

II. Zum „Stand" der Jugendforschung

1. Die Schwierigkeit, einen Forschungs-
stand zu identifizieren

Der Versuch, so etwas wie einen „Stand" der 
Jugendforschung zu identifizieren, steht vor 
einer Reihe von Schwierigkeiten, die ihre Ur-
sache in den Eigentümlichkeiten des For-
schungsgegenstandes haben, um den es dabei 
geht. Die Identifizierung eines „Standes" 
würde zunächst die Existenz eines homoge-
nen, eindeutig formulierten Forschungsfeldes 
voraussetzen, in dem von einer größeren Zahl 
von Forschern kontinuierlich und auf der Ba-
sis allgemein als wichtig anerkannter Frage-
stellungen geforscht und systematisch theore-
tisch begründete Erkenntnisfortschritte er-
zeugt würden. Die jeweils zuletzt in diesem 
Prozeß erreichten Resultate würden dann als 
jeweils erreichter Stand gelten können; damit 
wären auch die jeweils früheren Erkenntnisse 
aufgehoben, nicht nur überholt.
Dieses Modell von Erkenntnisfortschritt und 
der Möglichkeiten, einen Forschungsstand zu 
dokumentieren, läßt sich ganz allgemein im 
Bereich der Sozialwissenschaften kaum prak-
tizieren. Fast überall in den Sozialwissenschaf-
ten, ob es um Arbeitsmarktforschung, um Bil-
dungsforschung, um Analysen des politischen 
Systems geht, liegen Bedingungen vor, die es 
schwierig machen, zu eindeutig dokumentier-

ten Festlegungen zu kommen. Das liegt schon 
daran, daß in bezug auf diese Bereiche sehr un-
terschiedliche Auffassungen darüber herr-

2) Ein Hinweis scheint mir noch notwendig, um ein 
mögljches Mißverständnis hinsichtlich der generel-
len Perspektive dieses Beitrags zu vermeiden: Die 
Überlegungen dieses Beitrags folgen nicht der sim-
plen Modellvorstellung, die effektivere Anwendung 
von auf Vorrat gelagertem Wissen über Einstellun-
gen und Orientierungen der Jugend garantiere so-
zusagen automatisch die Lösung der heute so unlös-
bar scheinenden Probleme — bei gleichbleibenden 
gesellschaftlichen und institutionellen Bedingun-
gen. Im Gegenteil: Die Argumentation läuft darauf 
hinaus, daß das vorhandene Wissen über die Bedin-
gungszusammenhänge der Probleme in diesem Be-
reich zu der Einsicht zwingt, daß nur eine weitrei-
chende Veränderung der Lebensverhältnissse, in 
denen Jugend heute aufwächst, zu einer Verbesse-
rung der Situation führen kann.
Dazu noch eine persönliche Vorbemerkung: Der 
Autor dieses Beitrags war nahezu zehn Jahre lang 
als Leiter eines praxis- und politikbezogen arbeiten-
den sozialwissenschaftlichen Forschungsinstituts in 
der täglichen Zusammenarbeit mit Politikern, Prak-
tikern, Angehörigen der politischen Administration 
tätig und in verschiedenen Funktionen mit der Vor-
bereitung und Erarbeitung der Jugendberichte der 
Bundesregierung befaßt (zuletzt als Vorsitzender 
der Kommission Fünfter Jugendbericht); die dabei 
gemachten Erfahrungen und Beobachtungen sind 
sicherlich in die nachfolgende Analyse eingegan-
gen; es ist in diesem Sinne sicherlich die Darstel-
lung eines sowohl „Interssieren" als auch „Betrof-
fenen".



sehen, welche Fragestellungen wichtig und 
bedeutsam sind, in welche Richtung sie ver-
folgt und mit welchen Verfahren die For-
schungsprobleme gelöst werden sollen. Eine 
gewerkschaftlich orientierte und evtl, auch 
von dort initiierte Arbeitsmarktforschung 
wird sich sehr von Forschungen unterschei-
den, die von der Seite der Unternehmer und 
an ihren Interessen orientiert durchgeführt 
werden.
Es wird in solchen Bereichen also immer meh-
rere „Forschungsstände" geben — je nachdem, 
wie der einzelne Forscher für sich die eben an-
gedeuteten Fragen beantwortet.
Die Schwierigkeiten vergrößern sich in dem 
Maße, in dem die ideologischen und interesse- 
mäßigen Momente den Gegenstand gleichsam 
überwuchern. Das läßt sich vor allem und 
leicht am Beispiel Jugend zeigen: Jugend ist 
weder in der alltäglichen Lebenspraxis noch 
in der Politik, noch in der Forschung einfach 
ein, „Gegenstand", der eben gegeben ist, son-
dern er ist immer schon in den vielfältigsten 
und unterschiedlichsten Weisen ideologisch 
und interessemäßig besetzt. Jeder hat ein an-
deres Interesse an der Jugend, hat eine andere 
Vorstellung davon, wie sie sein sollte, regi-
striert also anderes als „Abweichung" als an-
dere usf.
Dies bedeutet, daß für den Forschungsgegen-
stand Jugend in zugespitzter Weise das zu-
trifft, was weiter oben als generelle Kennzei-
chen sozialwissenschaftlicher Forschung skiz-
ziert wurde, nämlich, daß hier eine Heteroge-
nität der „Forschungslandschaft" vorliegt, die 
es schwer macht, von einem eindeutigen 
Stand zu sprechen, und vielleicht ist es die dar-
aus resultierende Unüberschaubarkeit und 
Verschiedenartigkeit der Ergebnisse, die bei 
vielen Politikern zu dem Gefühl führen, ei-
gentlich wisse man doch gar nichts über die 
wirklichen Gründe und Zusammenhänge! Da-
bei spielt weiterhin sicherlich auch eine Rolle, 
daß Ergebnisse von Jugenduntersuchungen 
offensichtlich ungeheuer rasch veralten.
Jugend als eine historisch-gesellschaftlich in 
höchstem Maße abhängige „Größe" befindet 
sich in derart raschem Wandel, daß jeder Ver-
such einer Fixierung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem er unternommen wird, auch schon in sei-
nen Ergebnissen überholt erscheint.
Hinzu kommt ein letztes Problem: Zusammen-
fassende Darstellungen zum Thema Jugend 
sind meist in einer Form konzipiert, die den an 
umsetzbaren Ergebnissen interessierten Prak-
tiker so gut wie hilflos, eher desorientiert zu-

rücklassen. Das gilt z. B. für die handvoll „Ein-
führungen in die Jugendsoziologie" (Aller-
beck/Rosenmayr, 1976; Griese, 1977; Clausen, 
1976), die sich ausdrücklich an ein akademi-
sches Publikum wenden und die — das gilt vor 
allem für die genannten neueren Einführun-
gen — offenbar immer weniger Bezug zu den 
realen Problemen haben, mit denen sich die 
Öffentlichkeit, die politische und pädagogi-
sche Praxis konfrontiert sehen (Schefold, 
1979). Ähnlich verhält es sich mit den über-
blickartigen Darstellungen in Handbüchern



und Lexika: Ganz abgesehen von der notwen-
digen lexikalischen Kürze, sind auch sie rasch 
veraltet und enthalten oft, wie z. B. der um-
fangreiche Beitrag von L. Rosenmayrim Hand-
buch der empirischen Sozialforschung fs. dazu 
2. Auflage, Bd. 6), eine derartige Fülle von De-
tailwissen, theoretischen Konzepten, proble-
matisierenden Wissensbeständen, daß sich 
daraus selbst für den sozialwissenschaftlich 
gebildeten Leser weniger eindeutige „Er-
kenntnisse" als vielmehr Eindrücke einer un-
geheuren, das Handeln geradezu lähmenden 
Komplexität ergeben. Es fehlt also an einer 
kontinuierlichen, von Praktikern und Politi-
kern verkraftbaren, ihre Handlungsprobleme 
mit reflektierenden Verarbeitung von Jugend-
forschung3).

3) Diese Lücke füllen am ehesten die vom Deut-
schen Jugendinstitut in den letzten Jahren vorge-
legten „problemorientierten“ Dokumentationen (vgl. 
z. B. Braun/Cravalas zum Problem der .Ausbil-
dungskrise"), während die üblichen Bibliographien 
in Zuschnitt und Form der Aufarbeitung und Prä-
sentation eher für den wissenschaftlich Arbeiten-
den, vielleicht noch für den konzeptionell und pla-
nend für die Praxis Tätigen, aber kaum für den unter 
Zeit- und Arbeitsdruck agierenden Politiker geeig-
net sind.

Die nachfolgende Darstellung kann dieses 
sehr weitreichende und grundlegende Defizit 
nicht en passant beheben, aber doch versu-
chen, so etwas wie einen orientierenden Über-
blick über Stand, Perspektiven und Resultate 
der Jugendforschung zu geben.
Es geht also weniger darum (was im Rahmen 
eines solchen Beitrags auch kaum möglich 
sein dürfte), einen ins Detail gehenden inhalt-
lichen Überblick über die derzeit vorliegen-
den Ergebnisse zur Diskussion zu stellen; es 
soll vielmehr lediglich eine lockere Struktu-
rierung des vorhandenen Wissens versucht 
werden, um so eine Art Orientierungs- und 
Strukturierungshilfe zu geben; es soll also vor 
allem die Struktur, die Art und Qualität des 
vorhandenen Wissens gekennzeichnet, dies 
aber nicht in allen Details ausgebreitet wer-
den. Am zweckmäßigsten dürfte es dabei sein, 
zunächst generelle Trends, Entwicklungsli-
nien und Akzentsetzungen hinsichtlich der 
Art und Weise, wie Jugend zum Gegenstand 
von Forschung und damit thematisiert wird, zu 
identifizieren.

2. Wandlungen und Entwicklungstenden-
zen in den inhaltlichen Fragestellungen 
der Jugendforschung

Es ist — zumindest im deutschsprachigen Be-
reich — geradezu ein Wesensmerkmal der Ju-

gendforschung, daß sie sich in der Art und 
Weise, wie sie ihren Gegenstand thematisiert, 
sehr eng an die jeweilige Thematisierung in 
der öffentlich-politischen Diskussion hält. So 
lassen sich für die Zeit vom Ende der sechzi-
ger Jahre bis heute drei deutlich unterscheid-
bare Phasen identifizieren. Sie bezeichnen 
nicht nur die jeweils leitende Überschrift, 
unter der öffentlich über das Thema Jugend 
diskutiert wurde, sondern auch die Optik, in 
der Jugend zum Gegenstand von Forschung 
wurde. •
So war Ende der sechziger und Anfang der 
siebziger Jahre die Rede von der unruhigen, 
protestierenden' Jugend der Studentenbewe-
gung und der APO; Mitte der siebziger Jahre 
von der zum Problem gewordenen „überzähli-
gen" Generation im Zusammenhang mit Ge-
burtenberg und Ausbildungskrise; Ende der 
siebziger Jahre und zu Beginn der achtziger 
Jahre schließlich von Jugend als Aussteiger 
(in Drogen, religiöse Sekten, alternative Bewe-
gungen usw.).
Damit ist ein grobes Schema unterlegt, das 
dazu dienen kann, die Entwicklung der thema-
tischen Fragestellungen und Schwerpunkte 
innerhalb der Jugendforschung zu beschrei-
ben. Denn diese öffentlichen Formen der The-
matisierung von Jugend haben weitgehend 
auch die Selektionskriterien für die wissen-
schaftliche Erforschung von Jugend geliefert. 
So war es in der Phase der Studentenbewe-
gung und der APO vor allem die Frage nach 
der Intensität und der Richtung (vor allem der 
Richtung!) des politischen Engagements der 
Jugend, die auch die Forschung beschäftigte; 
die Frage nach dem politischen Abweichungs-
potential und der Rolle der Jugend für gesell-
schaftliche Veränderungen stand im Vorder-
grund.
In der zweiten Phase ging es vor allem um die 
Problematik der gesellschaftlichen Integra-
tion der Jugend auf dem Weg über Ausbil- 
dungs- und Arbeitsmarkt. Dies war die Folge 
davon, daß geburtenstarke Jahrgänge auf ein 
knapper gewordenes Angebot auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt stießen. Demzufolge befaß-
ten sich die Untersuchungen vor allem mit 
den Arbeitsmarktchancen von Jugendlichen, 
mit Problemen der Berufseinmündung und vor 
allem mit den Auswirkungen der Arbeitslosig-
keit (Braun/Gravalas, 1980; Burger/Seiden-
spinner, 1977).
In der gegenwärtigen Phase schließlich, in der 
das Problem der jugendlichen Aussteiger, der 
in einem neuen und radikalen Sinn protestie-



renden Jugend öffentlich-politisch zur De-
batte steht, folgt die Forschung diesem Pro-
blem in der Weise, daß sie Fragen der Motiva-
tion, der Identifizierung der Heranwachsen-
den mit der Gesellschaft, dem Staat usw. zum 
Thema macht; sie untersucht, ähnlich wie in 
der ersten hier genannten Phase, ob und wie-
weit Jugend überhaupt noch „mitspielt“ (in be-
zug auf die studentische Jugend s. dazu vor al-
lem Krause u. a., 1980).
Welche Resultate hat nun diese Forschung er-
bracht? Die Frage liegt nahe; es erscheint al-
lerdings problematisch, sie unabhängig von 
den Typen der Forschung zu beantworten, mit 
deren Hilfe sie gewonnen wurden. Die wenig-
stens knappe und beispielhafte Vergegenwär-
tigung von Forschungsergebnissen soll also je-
weils im Zusammenhang mit der Darstellung 
der Forschungstypen erfolgen, um die Gefahr 
zu vermeiden, Ergebnisse für sich zu nehmen, 
sie absolut zu setzen und den Zusammenhang, 
innerhalb dessen sie gewonnen wurden, aus-
zublenden.

3. Typen von Forschung
Es ist nicht möglich, eine logisch stimmige 
Gliederung und Systematisierung von For-
schungsverfahren in der Jugendforschung zu 
entwickeln. Grob bietet sich eine Untergliede-
rung an, die einmal die verwendeten For-
schungsverfahren als Kriterium nimmt (Um-
frageforschung, Einzelfallstudien, qualitative 
Forschungen), zum andern nach den inhaltli-
chen Kontexten gliedert, die das Forschungs-
feld Jugend jeweils ausmachen und begrenzen 
(Jugend in der Schule, in der Ausbildung, in 
der Familie, in der Bundeswehr). Entlang die-
ser beiden Einteilungsgesichtspunkte soll im 
nachfolgenden verfahren werden.
In einem weiteren Punkt soll dann die Institu-
tion Jugendbericht behandelt werden. Die Be-
handlung in einem eigenen Punkt rechtfertigt 
sich auf Grund der politischen Funktion und 
der Vermittlungsfunktion, die Jugendberichte 
zwischen Wissenschaft und Politik haben; 
manche Jugendberichte haben zwar auch 
selbst Forschungen initiiert, doch die meisten 
haben vorliegende Forschungen ausgewertet.

Repräsen ta tive Umfrageforsch ung
Der Typus, der sich durch sämtliche hier skiz-
zierten Phasen durchgehalten hat, ist zunächst 
derjenige der repräsentativ angelegten Umfra-
geforschung. Diese Art von Erhebungen hat 
die Entwicklung der Jugendprobleme immer 
begleitet; sie ist immer dann besonders in Er-
scheinung getreten, wenn auffallende Verhal-

tensweisen der Jugend die Frage provoziert 
haben: Was ist mit unserer Jugend los?
Untersuchungen dieser Art, zum Teil von be-
sorgten Politikern oder politischen Institutio-
nen (etwa den Stiftungen für politische Bil-
dung der Parteien) in Auftrag gegeben oder 
selbst durchgeführt, sind in unmittelbarem 
Anschluß an die Studentenbewegung durch-
geführt worden (Kaase, 1971), aber auch in fort-
laufender Folge vor allem von EMNID. Gerade 
1975, auf dem Höhepunkt der Diskussion zum 
Thema „Jugend als Problem", erschien eine 
vergleichende Studie, die versuchte, Wand-
lungen in den Einstellungen und Verhaltens-
weisen der Jugend über 20 Jahre hinweg nach-
zuzeichnen (Jugendwerk der Deutschen Shell 
1975), und schließlich hat nunmehr gerade 
auch die letzte, vorher als Aussteiger-Phase 
bezeichnete Epoche wiederum ihre Umfragen 
hervorgebracht; so liegen die Ergebnisse einer 
von der Friedrich-Ebert-Stiftung durchgeführ-
ten Untersuchung (Krause/Lehnert/Scherer, 
1980) und erste Zwischenresultate von Erhe-
bungen und Sekundäranalysen von Mitarbei-
tern des sozialwissenschaftlichen Instituts der 
Konrad-Adenauer-Stiftung (Hansen/Veen, 
1980) vor, desgleichen eine dreibändige Dar-
stellung durch das Jugendwerk der Deutschen 
Shell (1981).
Sicherlich sind die Umfragen, die den genann-
ten und weiteren hier nicht im einzelnen auf-
gelisteten Untersuchungen und Studien zu-
grunde liegen, nicht alle von gleicher Quali-
tät. Zwischen den methodisch und konzeptio-
nell verhältnismäßig wenig ambitionierten 
EMNID-Studien und der weiter oben genann-
ten Erhebung von Krause/Lehnert/Scherer 
mit einer sehr sorgfältig durchdachten Unter-
suchungsplanung und -auswertung, die auch 
kompliziertere Verfahren und theoretische 
Konzepte zugrunde legt, liegen Welten4). 

4) Die Spannweite, innerhalb derer sich Untersu-
chungen des hier kurz skizzierten Typs bewegen, 
wird vor allem deutlich, wenn man etwa die sehr an 
der Oberfläche bleibenden Ergebnisse der EMNID- 
Studie (Jugendwerk der Deutschen Shell 1975) mit 
der im Text erwähnten Untersuchung von Krause/ 
Lehnert/Scherervergleicht. Diese Studie kann zwar 
nicht im strengen Sinn des Wortes als repräsentativ 
bezeichnet werden (es wurden fünf Universitäten, 
nämlich Berlin, Frankfurt, Bonn, Heidelberg und 
Hamburg einbezogen), doch gibt es genügend An-
haltspunkte dafür, daß sich auch bei voller Reprä-
sentativität die Ergebnisse nicht grundlegend an-
ders darstellen würden.
Abgesehen von den Teilen der Untersuchung, die 
die generelle politische Orientierung, und hier ins-
besondere die Einstellung zum politischen System 
der Bundesrepublik betreffen (hier zeigt sich, daß ca. 
10% der Studenten als „linksradikal" einzustufen 



Dennoch lassen sich einige Merkmale von Un-
tersuchungen dieser Art gerade im Hinblick 
auf ihre Verwertung als Orientierungspunkte 
für politisches Handeln benennen, die trotz 
großer Qualitätsunterschiede im einzelnen 
diesen Typus von Forschung bestimmen. Dazu 
gehören:

— Untersuchungen dieser Art liefern ein 
mehr oder weniger an der Oberfläche bleiben-
des Einstellungsbild von der Jugend; die Tie-
fenstrukturen, die zugrundeliegenden Motiva-
tionslagen bleiben weitgehend ausgeblendet.

— Die Resultate von Untersuchungen dieser 
Art sind in einem hohen Maße wenn nicht be-
liebigen, so doch unterschiedlichen Interpre-
tationen zugänglich; sie lassen sich innerhalb 
eines breiten Spektrums von Interpretations-
möglichkeiten für die Behauptung unter-
schiedlichster Thesen heranziehen; sie sind 
damit weitgehend ungeeignet, Orientierungs-
punkte für politisches Handeln abzugeben.

— Dies hängt zu einem erheblichen Teil auch 
damit zusammen, daß sie in der Auswahl der 
Variablen selten darauf achten, Zusammen-

hänge so einzubeziehen, daß sich daraus Hin-
weise auf veränderbare, politischer Interven-
tionen zugängliche Sachverhalte ergeben.
— Aus dem gleichen Grund sind Untersu-
chungen dieser Art auch kaum geeignet, pro-
gnostische Aussagen zu machen; immer wie-
der wird — zu Recht — in diesem Zusammen-
hang auf die Tatsache hingewiesen, daß die 
großangelegten Umfragen, die in der zweiten 
Hälfte der sechziger Jahre durchgeführt wur-
den, nicht im geringsten die sich damals be-
reits abzeichnenden Studentenproteste vor-
aussagen konnten.
— Dies hängt mit einer weiteren Schwäche 
derartiger Untersuchungen zusammen. Sie 
sind im allgemeinen sowohl wegen des ver-
wendeten Instrumentariums wie auch aus 
theoretisch-konzeptionellen Gründen nicht 
geeignet, qualitative Dimensionen und damit 
verbundene Tendenzen und Strömungen sen-’ 
sibel genug zu erfassen; sie spiegeln eine 
durchschnittliche Lage ab und erfassen so gut 
wie nicht die Randphänomene, die im sozialen 
Bereich manchmal die wichtigen, innovativen, 
in die Zukunft weisenden sein können.

sind, also das parlamentarische System ablehnen), 
liegt das Schwergewicht der Analyse auf der Alter-
nativkultur. Jeder vierte Student empfindet sich sei-
ner eigenen Einschätzung nach mehr oder weniger 
zur Alternativkultur zugehörig; an einigermaßen 
harten, von den Forschern herangetragenen Krite-
rien gemessen zeigt sich allerdings, daß aufs Ganze 
der Üntersuchungspopulation bezogen nur 11,9% 
der Befragten (nur Frankfurt weist einen deutlich 
höheren Prozentsatz, nämlich 20% auf) zur Alterna-
tivkultur gerechnet werden können.
Dieser „alternativkulturelle Typ" tendiert hinsicht-
lich seiner gesamtgesellschaftlichen Einstellung zu 
einer sehr kritischen Bewertung des bürgerlichen 
Staates, vor allem hinsichtlich seiner repressiven 
Funktion, er vertritt die ökologisch motivierte For-
derung nach Abschaffung aller Atomkraftwerke 
und ist der Meinung, daß nur durch Selbsthilfeorga-
nisationen die Probleme gelöst werden könnten.
Besonders aufschlußreich ist — auch im Hinblick 
auf spätere Überlegungen, s. unter II 5 — der Zu-
sammenhang zwischen der Zugehörigkeit zur „alter-
nativkulturellen" Orientierung und der vorausge-
gangenen Sozialisation.
Der „alternativkulturelle Typ" stammt zum überwie-
genden Teil aus familiären Verhältnissen, die deut-
liche Sozialisationsdefizite aufweisen. Die Abwen-
dung von den traditionellen Werten erfolgt offen-
sichtlich in dem Maße, in dem die familiären Bezie-
hungen problematisch waren (S. 215). Insgesamt 
scheint die familiäre Situation, aus der die Angehö-
rigen der Alternativkultur kommen, vor allem 
durch emotionale Vernachlässigung, durch das Ver-
drängen von Konflikten gekennzeichnet.
Die Angehörigen des „alternativkulturellen Typs" 
haben auch in weit höherem Maße als die anderen 
in der Schule konfliktreichere und problemati-
schere Beziehungen zu den Lehrern gehabt (S. 217); 
und schließlich: sie haben sich in weit stärkerem 

Maße Einflüssen der „jugendlichen Gegenkultur" 
ausgesetzt.
Die Autoren ziehen aus diesen und anderen Daten 
den Schluß, daß sich die Angehörigen der Alterna-
tivkultur vor allem aus der Mittelschicht rekrutie- 
ren und daß „die Nichtvermittlung fester Werte die 
Aufnahmebereitschaft und Offenheit für neue so-
ziokulturelle Orientierungen erhöht" (S. 219).
Erst nach Abschluß der Arbeit an diesem Ms. ist er-
schienen die neueste vom Jugendwerk der Deut-
schen Shell finanzierte und herausgegebene, nun-
mehr 9. Shell-Jugendstudie. Sie unterscheidet sich 
in Fragestellung, Zielsetzung und hinsichtlich der 
verwendeten Forschungsverfahren ganz erheblich 
von den vorausgegangenen. Die Absicht ging dahin, 
„die biografischen Entwürfe, die zivilisationskriti-
schen Zukunftsbilder und das oft eigentümliche 
Verhalten im Umgang mit Menschen und Politik als 
eigenständige Leistungen der Jugendlichen" aufzu-
fassen, als „Problemlösungsversuche", als „Experi-
mente in eine ungewisse Zukunft"; die Lösungsver-
suche sollen verstanden werden als Hinweise dar-
auf, „daß das soziale und politische Leben selbst pro-
blematisch ist", (Vorwort). Die Studie bedient sich 

nicht nur wesentlich anspruchsvollerer Verfahren 
der Umfrageforschung, sondern auch qualitativer 
Verfahrensweisen, mit deren Hilfe es möglich ist, 
sehr viel mehr von den Tiefenstrukturen jugendli-
cher Orientierungen zu erfassen als in den früheren 
Studien. Das bemerkenswerteste Ergebnis dieser 
Studie scheint mir darin zu liegen, daß es ihr ge-
lingt, Wandlungen und Entwicklungstendenzen in 
der Wert- und Bewußtseinsorientierung der Ju-
gend, die bisher eher in einzelnen qualitativen Stu- 
dien auf sehr schmaler empirischer Basis identifi-
ziert wurden, nun auf einer sehr viel breiteren 
Grundlage nachzuweisen — als wirklich generelle 
Trends!



Als Fazit ergibt sich aus diesen Punkten, daß 
Überblicks- oder Panorama-Studien der hier 
charakterisierten Art sich zwar einerseits gro-
ßer Beliebtheit erfreuen, aber daß sie im 
Grunde wenig verläßliche Anhaltspunkte für 
politisches Handeln bieten. Das zeigt sich 
schon daran, daß Untersuchungen der genann-
ten Art stets zu fast gleichen Ergebnissen 
kommen, die etwa darauf hinauslaufen, daß 
„der Großteil der Jugend" sich angepaßt, un-
auffällig, bereitwillig und aufgeschlossen ge-
genüber den Aufgaben der Gesellschaft sich 
verhalte, daß es aber sowohl auf der linken wie 
auf der rechten Seite einen kleinen, meist mit 
10 bis 20% bezifferten Teil „unzufriedener" 
(Jaide), politisch abweichender, auffälliger Ju-
gendlicher gebe.
Nicht zuletzt unter dem Eindruck derartiger 
Unzulänglichkeiten haben gerade auch im Be-
reich der Jugendforschung qualitativ orien-
tierte Studien im weitesten Sinn des Wortes 
vermehrt Anwendung gefunden. Vor allem in 
den Schwerpunktprogrammen der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft „Sozialisationspro-
zesse Jugendlicher" (1976) und „Pädagogische 
Jugendforschung" (1979) ist diese methodische 
Orientierung vorgegeben worden, wobei bei 
dem zuletzt genannten Programm auch die 
Frage nach der Verknüpfbarkeit und gegen-
seitigen Anregung von repräsentativ angeleg-
ter Umfrageforschung mit ihrn quantifizie-
renden Verfahren der Auswertung einerseits 
und qualitativ vorgehenden, mehr auf die Er-
fassung von Tiefenstrukturen und inhaltlicher 
Qualität und Substanz von Aussagen erpichter 
qualitativer Sozialforschung andererseits vor-
gegeben ist.

Untersuchungen zu speziellen Problemgrup-
pen

Orientiert man sich an der Frage, auf welchen 
Teil der Jugend sich Jugend-Untersuchungen 
beziehen bzw. in welchem sozialen Zusam-
menhang sie ihren Untersuchungsgegenstand 
aufsuchen, lassen sich folgende Gruppen un-
terscheiden:
Etwa seit der Mitte der siebziger Jahre haben 
sich in der Bundesrepublik in großer Zahl Un-
tersuchungen zu den seit damals in wechseln-
der Folge in den Vordergrund tretenden ju-
gendlichen Problemgruppen entwickelt. Hier 
sind es vor allem die Drogenabhängigen, die 
Arbeitslosen oder von Arbeitslosigkeit be-
drohten Jugendlichen, Aussteiger in den ver-
schiedensten Schattierungen (zu den Anhän-
gern der religiösen Sekten s. zusammenfas-

send referierend Nipkow, 1981), die Alkohol-
abhängigen, die Terroristen, deren Sympathi-
santen usw., die meist im Auftrag von den da-
für zuständigen Stellen die Aufmerksamkeit 
der Forschung auf sich gezogen haben.
Auch hier gibt es große Unterschiede in der 
Anlage, Qualität und Art der Untersuchungen 
— vor allem auch hinsichtlich der ätiologi-
schen Dimension, d. h. hinsichtlich der Frage 
nach den Ursachen für das jeweilige als pro-
blematisch 5identifizierte Verhalten ). Den-
noch lassen sich auch hier einige Charakteri-
stika dieser Art von Forschung identifizieren, 
die im Zusammenhang der Frage nach ihrer 
möglichen Fruchtbarkeit für die politische 
Praxis wichtig sind:
— Zunächst hat die Konzentration von Unter-
suchungen auf Problemgruppen den — wenn

5) In letzter Zeit haben vor allem zwei Problemgrup-
pen die Aufmerksamkeit der Forschung gefunden: 
die eine ist die Gruppe der ausbildungs- oder ar-
beitsplatzmäßig unversorgten Jugendlichen, die an-
dere die die Öffentlichkeit in starkem Maße beun-
ruhigende Gruppe der Anhänger und Sympathisan-
ten der sogenannten Jugendreligionen.
Zur erstgenannten Gruppe sind in der vom Deut-
schen Jugendinstitut herausgegebenen „Bibliogra-
phie Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungskrise“ 
(Band I) die entsprechenden Arbeiten (S. 112—122) 
unter der Überschrift „Psycho-soziale Folgen von 
Arbeitslosigkeit" aufgelistet. Die Durchsicht der ge-
nannten Arbeiten zeigt allerdings, daß es sich nur in 
ganz wenigen Fällen um empirische Arbeiten im üb-
lichen Sinn handelt; zumeist sind es Berichte und 
Äußerungen von Jugendlichen selbst, Beobachtun-
gen und Erfahrungen von Sozialarbeitern und So-
zialpädagogen, die in unmittelbarem Kontakt mit 
arbeitslosen Jugendlichen stehen usw.
Dennoch geben die dort genannten Arbeiten ein 
sehr anschauliches und zugleich bedrückendes Bild 
der Situation dieser Gruppe. Sie rufen zugleich in 
Erinnerung, daß das in der Mitte der siebziger Jahre 
lebhaft öffentlich diskutierte Problem der unver-
sorgten Jugendlichen auch in der Gegenwart kei-
neswegs gelöst ist. Derzeit ist eine steigende Ten-
denz in der Jugendarbeitslosigkeit festzustellen. 
Vgl. dazu die ausführliche Analyse bei Hornstein 
u.a., 1982.
Die neueste und gründlichste Aufarbeitung und 
Darstellung der vorliegenden Forschungsergeb-
nisse zu „neoreligiösen Bewegungen" findet sich bei 
K. E. Nipkow, Neue Religiosität, gesellschaftlicher 
Wandel und die Situation der Jugendlichen, in: Z. f. 
Päd. 27 (1981), S. 379—402.
Auch diese Arbeit zeigt allerdings, daß von einer 
stringenten wissenschaftlichen Analyse der Entste-
hungsbedingungen, der Attraktivität und der 
Gründe für diese Attraktivität für die Jugendlichen 
keine Rede sein kann — im Unterschied zum angel-
sächsischen Bereich, aus dem eine Reihe von sehr 
gründlichen Studien vorliegt. Für den deutschen 
Forschungsstand scheint im Vordergrund zu stehen 
die Beschreibung der Phänomene und die Ausein-
andersetzung damit, zum Teil in sachlicher, zum Teil 
aber auch in ausgesprochen polemischer Art (Nip-
kow, a.a.O., S. 378).



auch ungewollten — Effekt, daß sie zur Ver-
stärkung der Aufmerksamkeit auf Problem- 
gruppen und zur Beruhigung hinsichtlich des 
„gesunden" Teils der Jugend beitragen. Sie un-
terstützen damit im allgemeinen eine Politik 
der Versorgung von Problemgruppen und ent-
halten einen Beruhigungseffekt im Hinblick 
auf die Gesamtheit der Jugend. Sie fördern so 
häufig eine Art Patientenverhältnis in den Be-
ziehungen von „Jugend" und „Gesellschaft"; 
letztere beugt sich mit besorgter Miene über 
den „Patienten Jugend" (Hornstein, 1979).
— Sofern Untersuchungen dieser Art dazu 
kommen, Empfehlungen über notwendige 
Maßnahmen auszusprechen, sind diese meist 
punktuell, haben Ad-hoc-Charakter. Insofern 
jedoch die festgestellten Bedingungszusam-
menhänge meist über die dem unmittelbaren 
politisch-administrativen Interventionszugriff 
offenstehenden Bereich hinausgreifen, kom-
men Maßnahmen an die eigentlichen Ursa-
chen häufig kaum heran und bleiben insofern 
wirkungslos. Oft begnügen sie sich mit Appel-
len; meist haben sie eine bloße Demonstra-
tionsfunktion: sie sollen der besorgten Öffent-
lichkeit zeigen, daß etwas geschieht.

Jugend in Institutionen
Eine weitere Gruppe von Untersuchungen be-
faßt sich mit der Situation und den Problemen 
von Jugendlichen in und in bezug auf Institu-
tionen, also etwa des Bildungs- und Ausbil-
dungswesens, der Bundeswehr, in Gewerk-
schaften, der Jugendarbeit usw. ,
Ganz generell läßt sich dazu sagen, daß Unter-
suchungen dieser Art, die sich also auf Jugend 
innerhalb eines jeweiligen institutioneilen 
Kontextes richten, immer dann und praktisch 
nur dann entstehen, wenn auffälliges Verhal-
ten, Probleme der verschiedensten Art einen 
Impuls zur Analyse freigeben. In bezug auf 
Schule beispielsweise ist es das Problem des 
Schulversagens gewesen, das neuere Studien 
wie diejenige von Brusten/Hurrelmann (1973) 
zum abweichenden Verhalten und zum Schul-
versagen initiiert hat.
Die klassischen Untersuchungen über die ju-
gendlichen Subkulturen in der Schule, wie sie 
in den USA von Coleman (1961) durchgeführt 
wurden, sind demgegenüber kaum weiterge-
führt worden; am ehesten lassen sich in den 
großangelegten Studien von Fend(1974, 1976) 
Ansätze dazu finden.
Ein sehr viel stärkerer Impuls ist in den letz-
ten Jahren zur Untersuchung der sozialisatori- 
sehen Einwirkungen von Ausbildungsprozes-

sen auf die Heranwachsenden spürbar und 
wirksam gewesen. Unter dem Stichwort „Aus-
bildung und Persönlichkeitsentwicklung" las-
sen sich nicht nur theoretische Diskussionen 
und Grundlegungen — wie z. B. die weit aus-
holende Arbeit von Lempert u. a. über „Theo-
retische Konzeptionen zur Analyse von Sozia-
lisationsprozessen durch Arbeit“ (1979) — nen-
nen, sondern auch eine Reihe empirischer Ar-
beiten, über die z. T. erste Vorberichte vorlie-
gen (Kärtner u. a., 1980; Kreutz, 1981) u.a.
Diese Arbeiten lassen sich in der Regel von 
der Zielsetzung leiten, die im Zusammenhang 
mit der betrieblichen Ausbildung ablaufenden 
und unterstellten Anpassungsprozesse an so-
ziale Herrschaftsstrukturen und die Hierar-
chie betrieblicher Anforderungen zu untersu-
chen und auf deren Konsequenzen für die Per-
sönlichkeitsentwicklung hin transparent zu 
machen.
In ganz ähnlicher Weise sind Untersuchungen 
angelegt, die innerhalb des institutioneilen 
Rahmens der Bundeswehr angelegt sind. Auch 
sie zielen darauf, die sozialisatorische Wir-
kung der Institution Bundeswehr auf die 
Wehrpflichtigen zu erfassen und den Zusam-
menhang mit strukturellen Merkmalen der In-
stitution zu dokumentieren (Lippert u.a., 1976; 
eine zusammenfassende Wertung der vorlie-
genden Untersuchungen s. bei Hecker/Schus-
ser, 1980).
Die Ergebnisse derartiger Studien laufen dar-
auf hinaus, daß bei wohlwollender Interpreta-
tion der Daten ein eher auf Verstärkung de-
mokratischer Einstellungen und Orientierun-
gen hinauslaufender Effekt festzustellen sei 
(Hecker/Sch usserj.
Jugend-Untersuchungen, die sich auf Situa-
tion und Probleme von Jugendlichen in Orga-
nisationen wie denjenigen der Gewerkschaf-
ten, der Jugendverbände, der Kirchen bezie-
hen, entspringen zumeist Rekrutierungsinter-
essen (für die Jugendverbände s. Schefold, 
1972). Insofern es sich hier um Organisationen 
handelt, die auf freiwillige Mitgliedschaft und 
damit auf ein hohes Maß an innerer Zustim-
mung angewiesen und zugleich auch gezwun-
gen sind, in ihren Angeboten und Strukturen 
auf die Bedürfnisse und Interessen der Ju-
gendlichen einzugehen, ergibt sich aus dieser 
Konstellation die Stoßrichtung entsprechen-
der Untersuchungen: Sie entspringen meist 
aus der Befürchtung der inneren oder auch äu-
ßerlich kundgetanen Distanz der Jugendli-
chen zu den Zielen der jeweiligen Organisa-
tion, und sie versuchen, die Gründe dafür fest-
zustellen.



Bei der Bewertung der Erträge dieser Art von 
Forschungen, wie sie hier charakterisiert wur-
den, liegt es auf der Hand, daß die Bezug-
nahme auf den institutionellen Kontext und 
den damit gesetzten normativen Bezugsrah-
men auch zugleich zu einer auf diesen Zusam-
menhang beschränkten Gültigkeit führt. Sie 
sind für den jeweiligen institutioneilen Kon-
text und auch für den damit gesetzten Interes-
senten von Bedeutung, weniger für übergrei-
fende Fragestellungen und Zusammenhänge. 
Sie spiegeln so in gewisser Weise die Tatsa-
che, daß Jugend in einer hochindustrialisier-
ten Gesellschaft immer auch Jugend jeweils 
unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen 
und Sektoren ist.

Analysen jugendlicher Subkulturen
Eine vierte Gruppe von Untersuchungen be-
zieht sich auf die informellen Gruppierungen 
Jugendlicher, also die selbstgewählten Zusam-
menschlüsse und Sozialformen in den ver-
schiedensten Ausprägungen, also das, was ge-
meinhin jugendliche Subkultur genannt wird, 
in mehr oder weniger lockeren Zusammen-
schlüssen in Disco, Freizeitgruppe, Hobby-
gruppe usw.
Die Untersuchung der jugendlichen Subkul-
tur, die Frage nach der Existenz, der Reichwei-
te, der individuellen und gesellschaftlichen 
Bedeutung der Jugend als einer eigenen sozia-
len Gruppe hat Tradition in der Jugendfor-
schung. Neben theoretischen Arbeiten, die 
klassisch geworden sind (Eisenstadt, 1956; 
Tenbruck, 1962), gibt es eine Fülle empirischer 
Untersuchungen älteren Datums (referiert 
und kritisch gewürdigt bei Hornstein u. a., 
1975) und neuerdings ein neues Aufleben der 
entsprechenden Forschungsrichtung. Sie hat 
wesentliche Impulse erhalten durch die Stu-
dien des englischen Forschungszentrums für 
Gegenwartskultur (Centre for Contemporary 
Cultural Studies, kurz: CCCS) in Birmingham 
(Clarke, et al., 1979). Dort wird jugendliche 
Subkultur vor allem als kulturelle Leistung, als 
schöpferische Hervorbringung gesehen und 
gewertet und entsprechend untersucht (Zinn-
ecker, 1981). Dabei ist stets die Angewiesen-
heit der Jugendkultur auf die industrielle 
Massenkultur und ihrer Bewußtseinsindustrie 
wichtig, wie dann auch das Verhältnis der all-
gemeinen, durch diese Bewußtseinsindustrie 
produzierten Jugendkultur zu speziellen, etwa 
Arbeiter-Subkulturen, die eigentlich produk-
tiv sind.
In der Bundesrepublik haben vor allem die 
Discokultur (Mezger, 1980) und die Welt der 

jugendlichen Fußball-Fans (Lindner, 1980; 
Friebel u. a., 1979; Pramann, 1979) Aufmerk-
samkeit gefunden.
Trotz sehr unterschiedlicher Vorgehenswei-
sen, theoretischer Konzeptualisierungen und 
trotz großer Heterogenität in den untersuch-
ten Gruppen kommen derartige Studien im-
mer wieder zu einem gemeinsamen Interpre-
tationsmuster: In den unterschiedlichen For-
men jugendlicher Subkultur suchen und fin-
den die Jugendlichen vor allem Entlastung 
von den frustrierenden und oft als sinnlos 
empfundenen Anforderungen der offiziellen 
Institutionen.
Zweitens: Der Anspruch nach eigenem, aus 
den eigenen Bedürfnissen heraus entwickel-
ten Freizeitleben in selbstgewählten Gruppen 
wird konterkariert und unterlaufen durch die 
Tatsache, daß die Formen und Inhalte der Sub-
kultur immer schon den Marktverwertungsin-
teressen der gleichen Industriegesellschaft 
unterworden sind, denen die Jugendlichen 
auch sonst unterliegen und denen sie sich hier 
entziehen wollen.
Drittens schließlich: Die Zugehörigkeit der Ju-
gendlichen zur Subkultur, zur Party- und Dis-
co-Kultur ist funktional im Hinblick auf die Er-
fordernisse des Erwachsenenlebens, insofern 
hier die dafür charakteristische Zweiteilung in 
entfremdete Arbeit einerseits und entlastende 
kompensatorische Freizeit andererseits einge-
übt wird.

4. Die Institution Jugendbericht

Es ist bereits angedeutet worden: Der Institu-
tion Jugendbericht kommt in dem hier erör-
terten Zusammenhang eine herausgehobene 
Stellung zu. Jugendberichte sollen ausdrück-
lich, und' zwar auf Grund einer gesetzlichen 
Vorschrift, wissenschaftliche Grundlagen für 
den Bereich politischen Handelns bereitstel-
len. Dabei kommt der Institution Jugendbe-
richt auch eine wichtige vermittelnde Funk-
tion zwischen Wissenschaft und Politik zu: 
Alle Jugendberichte sind zumindest faktisch 
darauf angewiesen, vorhandene wissenschaft-
liche Erkenntnisse aufzubereiten und verwert-
bar zu machen.
Die Tatsache, daß es für notwendig gehalten 
wird, gesetzlich sicherzustellen, daß in regel-
mäßigen Abständen dem Bundestag und dem 
Bundesrat über die Lage der Jugend und die 
Probleme der Jugendhilfe berichtet wird, ist 
schon ein Indiz dafür, daß es offensichtlich 
nicht als selbstverständlich angesehen wird, 



daß das entsprechende Wissen gleichsam 
automatisch Eingang in die politischen Ent-
scheidungen findet.
Deshalb soll im nachfolgenden etwas ausführ-
licher am Beispiel des 1979 vorgelegten und 
1980 im Bundestag behandelten Fünften Ju-
gendberichts dargestellt werden, in welcher 
Form gerade dieser Jugendbericht Wissen 
über Jugend in die parlamentarisch-politische 
Diskussion zu bringen versuchte (in einem 
späteren Punkt ist dann darzustellen, in wel-
cher Form dies aufgegriffen bzw. an welchen 
Barrieren die Rezeption scheiterte!).
Jugendberichte werden auf Grund einer ge-
setzlichen Vorschrift, die im § 25 des JWG nie-
dergelegt ist, erstellt. Offizielle Adressaten 
sind Bundestag und Bundesrat; sie sollen, so 
heißt es dort, „über Bestrebungen und Leistun-
gen der Jugendhilfe" berichten, dabei auch „Er-
gebnisse und Mängel darstellen und Verbes-
serungsvorschläge enthalten" — genaugenom-
men handelt es sich bei den Jugendberichten 
also zunächst um Jugendhilfeberichte; nur: 
wenn man sinnvoll über Jugendhilfe etwas sa-
gen will, muß man wohl die Lage der Jugend 
darstellen, um von da aus sinnvolle Kriterien 
zu gewinnen —, auch wenn die Bezugnahme 
auf die Situation der Jugend in der entspre-
chenden gesetzlichen Regelung seit der No-
vellierung nicht mehr ausdrücklich enthalten 
ist. Jeder dritte Jugendbericht soll ein Ge- 
samtjugendbericht sein, also über die gesamte 
Jugendhilfe berichten; die beiden anderen 
können Teilgebiete herausgreifen.
Die Berichte werden von einer Kommission 
erstellt, die vom BMJFG berufen wird; sie er-
arbeitet den Bericht in eigener Verantwor-
tung, die Bundesregierung fügt dem Bericht 
eine Stellungnahme hinzu, in der sie ihre Sicht 
der Dinge und auch ihre Bewertung der Emp-
fehlungen der Kommission zum Ausdruck 
bringt6).

6) Die Rahmenbedingungen, unter denen Jugendbe-
richte erstellt werden, sind für die Einschätzung der 
äußeren Möglichkeiten nicht ganz unwichtig: Der 
Kommission gehören jeweils sieben Personen an, 
die an dem Bericht neben ihrer hauptberuflichen 
Tätigkeit arbeiten. Sie können Zuarbeiten in An-
spruch nehmen seitens des Deutschen Jugendinsti-
tutsund darüber hinaus in einem bestimmten, durch 
die zur Verfügung stehenden Mittel begrenzten 
Ausmaß Expertisen und Gutachten anfertigen las-
sen.

Der Fünfte Jugendbericht, von dem hier die 
Rede ist, ist ein Gesamtbericht, bezieht sich 
also nicht auf einzelne Teilbereiche oder 

Aspekte der Jugendhilfe und Jugendpolitik, 
sondern auf ihre grundsätzliche Problematik 
im ganzen. Jugendhilfe und Jugendpolitik 
werden dabei nicht für sich dargestellt und ge-
würdigt, sondern an der Frage gemessen, in 
welcher Form sie sich tatsächlich auf die Pro-
bleme der heranwachsenden Generation in 
den ausgehenden siebziger Jahren beziehen, 
in welcher Form sie mit ihren Maßnahmen, 
Programmen, ihrem Selbstverständnis und ih-
ren Handlungsformen mit den offenen Fragen 
und Problemen der Jugend umgehen.

Der Bericht prüft diese Frage am Beispiel ak-
tueller und zugleich grundsätzlicher „Problem-
lagen", wie etwa der Situation von Kindern 
und Jugendlichen in ungünstigen Lebensver-
hältnissen, am Problem der beruflich-sozialen 
Lebensperspektiven der Jugend usw.7).

Analyse von Problemlagen heißt dabei, den 
Prozeß der gesellschaftlichen Konstituierung 
und Thematisierung von sogenannten „Ju- 
gend"-Problemen zu rekonstruieren und trans-
parent zu machen; es wird also auf diese 
Weise etwa ein Problem wie Jugendalkoholis-
mus oder Kindsmißhandlung oder Schulversa-
gen nicht lediglich an der Oberfläche erfaßt, 
sondern in seinem gesellschaftlichen Entste- 
hungs- und Bedingungszusammenhang. Dies 
heißt auch, daß Rolle und Funktion sowohl der 
Jugendhilfe wie der Jugendpolitik deutlicher 
sichtbar werden als sonst. Beide greifen ja mit 
ihren Interventionen in einer gesellschaftlich-
institutionell vorstrukturierten Weise in sol-
che Problementstehungsprozesse ein, nehmen 
in bestimmter Weise Partei, verfolgen Pro-
blemlösungen, die in einem bestimmten Ver-
hältnis zur Qualität des Problems stehen, 
usw.
Der Bericht kommt zum Ergebnis, daß die Be-
dingungen, unter denen am Ende der siebziger 
Jahre Kinder und Jugendliche in der Bundes-
republik Deutschland aufwuchsen, sowohl 
aufs Ganze gesehen als auch in einzelnen Hin-
sichten und für identifizierbare Gruppen 
„schwieriger" und „problematischer" geworden

7) Insgesamt werden im Bericht folgende Problem-
lagen behandelt:
— Die Situation und Probleme von Kindern in un-
günstigen Lebensverhältnissen
— Schulversagen
— Beruflich-soziale Lebensperspektiven von Ju-
gendlichen
— Die Situation von Kindern und Jugendlichen be-
sonders benachteiligter Sozialgruppen
— Die Problematik der Partizipationsmöglichkei-
ten der heranwachsenden Generation. 



sind8), daß in vielerlei Hinsicht Zukunftsper-
spektiven verstellt sind, daß aktive Mitgestal-
tung gesellschaftlicher Institutionen den Ju-
gendlichen nur beschränkt möglich erscheint, 
daß dies zu fragwürdigen Reaktionen führt, 
die die Erwachsenen ihrerseits dann wieder 
kritisieren und bedauern, und daß die politi-
schen Maßnahmen und Konflikt-„Lösungen" 
kaum geeignet sind, die wirklichen Probleme 
zu lösen.

8) Im einzelnen konstatiert der Bericht folgende 
Entwicklungen:
- zunehmende Vergesellschaftung der Erziehung 

im Sinne quantitativer Zunahme öffentlich verant-
worteter geplanter Erziehung und Zunahme der 
qualitativen Bedeutung öffentlicher, vergesellschaf-
teter Erziehung;
- weiter: zunehmende Instrumentalisierung der 

Erziehung im Sinne von sozialer Auslese im Zusam-
menhang mit knapper gewordenen Sozialchancen 
der heranwachsenden Generation;
- die beschriebenen Tendenzen führen zu ver-

schärften Widersprüchen und Spannungen etwa 
hinsichtlich des Verhältnisses von privater Erzie-
hung und öffentlicher Erziehung, zwischen Bil-
dungssystem und Beschäftigungssystem, so daß - 
um - einen Buchtitel zu zitieren  das .Auswachsen 
in Widersprüchen" (Goodman) zur leitenden Erfah-
rung wird.
9) Ganz kurz die Einschätzung der Kommission hin-
sichtlich der Jugendhilfe. Folgende Punkte werden 
herausgestellt:
- Jugendhilfe hat es mit Folgeproblemen gesell-

schaftlicher Strukturen und Verhältnisse zu tun, auf 
die sie selbst kaum einen Einfluß hat; besonders 
deutlich wird dies etwa da, wo sie mit den Folgen 
von Schulversagen, mit Folgeerscheinungen ver-
schlechterter Berufs- und Ausbildungschancen und 
anderem konfrontiert ist.

Wenn man sich dieses Ergebnis aus der Situa- 
tion des Jahres 1982 heraus vergegenwärtigt, 
dann läßt sich zeigen, daß die ungelösten Pro-
bleme der zweiten Hälfte der siebziger Jahre 
sich in gewandelter Form zu Beginn der acht-
ziger Jahre verschärft, radikalisiert bemerkbar 
machen, wie zurückgewiesene Beteiligungs-
und Mitwirkungsansprüche sich in radikalem 
Nicht-mehr-Mitmachen-Wollen äußern, wie 
die problematische Situation benachteiligter 
Sozialgruppen sich im Zeichen fortschreiten-
der Verschlechterung auf dem Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt weiter verschlimmert, wie 
beispielsweise ein bereits vor Jahren deutlich 
sich abzeichnendes Problem wie das der ju-
gendlichen Gastarbeiter sich dramatisch ver-
schärft (vgl. dazu im einzelnen Hornstein, 
1982).
Von den Empfehlungen, die der Fünfte Ju-
gendbericht zur Lösung der Probleme aus-
spricht, soll hier nicht die Rede sein9); über die 
Art der Rezeption s. unten unter III. 1.

5. Die Frage nach den Ursachen — 
Theorien zur „Jugend heute“

Von den bisher referierten Gruppen von Un-
tersuchungen, die sich jeweils in einer spezifi-
schen Form (wie etwa der Panorama-Studie) 
oder mit Jugend unter einem bestimmten 
Aspekt oder in einem speziellen institutionel-
len Kontext befassen, hebt sich nun ein Typus 
von Forschungen ab, der über die Beschrei-
bung einzelner Problemgruppen oder Pro-
bleme hinaus die Jugend insgesamt, „die Ju-
gend von heute", ins Visier nimmt und vor al-
lem nach den Ursachen derjenigen Phäno-
mene fragt, die als charakteristisch für diese 
Jugendgeneration gelten. Hier geht das Inter-
esse also über rein deskriptive Zielsetzungen 
hinaus; es wird nach den Ursachen für die 
viele Erwachsene irritierenden Verhaltens-
weisen, für das Aussteigen, für Apathie, Inter-
esselosigkeit, aber auch für Engagement für al-
ternative Zielsetzungen usw. gefragt. Sie rich-
ten sich also einmal auf das Phänomen Jugend 
insgesamt und fragen zum anderen nach den 
Zusammenhängen, innerhalb derer die auftau-
chenden Probleme verstanden werden kön-
nen.

Gängige Erklärungskonzepte
Der erste Erklärungsversuch geht von einer 
generellen Verschlechterungshypothese aus; 
er verweist auf die im Zusammenhang mit den 
Stichworten „Geburtenberg", „Ausbildungskri-
se", „Verschlechterung der beruflich-sozialen 
Lebensperpektiven" gemeinten Entwicklun-
gen, also auf die für die Jugendlichen dieser 
Auffassung zufolge mittelbar oder unmittelbar 
erfahrbare Verschlechterung der Ausbil- 
dungs- und Arbeitssituation. Es wird ein direk-
ter Zusammenhang hergestellt zwischen Er-
fahrungen der beruflichen Perspektivlosig- 
keit, der Enttäuschung über nicht realisierbare 
Berufs- und Arbeitswünsche und daraus resul-
tierenden Einstellungen, Verhaltensweisen, 
Motivstrukturen, die als resignativ, apathisch, 
interesselos, demotiviert bezeichnet werden.

— Der zweite — nach Auffassung der Kommission 
— immer wichtiger werdende Punkt: Die Konfron-
tation und Beschäftigung mit derartigen Folgepro-
blemen ungelöster gesellschaftlicher Probleme hat 
an Druck zugenommen; dieser Druck macht sich 
auch in Bereichen bemerkbar, die sich bisher von 
derartigen Problemen eher distanzieren konnten. 
Hierher gehört die These von der „sozialpolitischen 
Inpflichtnahme der Jugendarbeit“.
— Schließlich: Dies führt zu einer tendentiellen 
Überlastung der Jugendhilfe, der sie sich ohne aus-
reichende Ressourcen gegenübersieht.



Die Zukunftserwartungen haben sich diesem 
im wesentlichen soziologischen Erklärungsan-
satz zufolge verschlechtert, und daraus resul-
tieren die skizzierten Folgen in der Bewußt-
seinslage und Wertorientierung der heran-
wachsenden Generation.
Der zweite Erklärungsversuch ist im Bereich 
der Psychoanalyse lokalisiert und geht von 
den Annahme einer grundlegenden „Motiva-
tionskrise" aus (Ziehe, 1975). Dieser Theorie 
zufolge gibt es derzeit einen Wandel in der 
Selbstdefinition der Jugendlichen, und zwar 
weniger als Reaktion auf aktuell erfahrene 
problematische Lebensumstände, sondern 
vielmehr als Folge von bereits in der frühkind-
lichen Sozialisation angelegten Wandlungen 
in der Persönlichkeitsstruktur. Man hat in die-
sem Zusammenhang von einem „neuen Sozia-
lisationstyp" (Ziehe) gesprochen, einem Typus 
von Jugend, der sich durch Gegenwartsbezo- 
genheit anstatt zukunftsbezogenem Planen 
und Handeln, durch bestimmte Formen von 
Vermeidungsverhalten gegenüber sachlichen 
Anforderungen, durch narzißtische, empfind-
same Selbstbezogenheit, durch Rückzug auf 
innere Erlebnisse auszeichne und sich da-
durch von früheren Jugendgenerationen un-
terscheide 0).

10) Nach der entsprechenden Theorie ist dies die 
Folge der bereits erwähnten Wandlungen in der 
frühkindlichen Sozialisation — genauer: die Folge 
einer ambivalenten Motivation der Mutter dem 
Kinde gegenüber. Solche Ambivalenz ergibt sich — 
nach Ziehe— daraus, daß die Beziehungen der Mut-
ter gerade zum sehr kleinen Kind durch eine wider-
sprüchliche Motivstruktur gekennzeichnet sind: Es 
geht einerseits in diesen Beziehungen um den Ver-
such der Eigenstabilisierung der Mutter; anderer-
seits wird aber auch unterschwellig Liebesunfähig-
keit erfahren.
Aus dem erstgenannten Motiv ergibt sich die Funk- 
tionalisierung des Kindes für die Zwecke der Selbst-
stabilisierung der Mutter. Sie drückt sich in über-
triebener Fürsorglichkeit aus, die zwar zunächst 
den narzißtischen Bedürfnissen des Kindes ent-
spricht, aber wegen ihrer Funktion für den psychi-
schen Haushalt der Mutter von ihr auch dann nicht 
aufgegeben werden kann, wenn für das Kind bei 
fortgeschrittenem Alter eine andere Form der so-
zialen Beziehung notwendig wäre. Das Kind erfährt 
— wiederum nach dieser Theorie — die ambiva-
lente Motivation der Mutter als „narzißtisch trau-
matisierend". Das Symbiose-Erlebnis als entschei-
dendes Element dieser Konstellation wird in einer 
gegen seine Gefährdung geschützten Weise fortge-
setzt: nämlich als Rückzug auf die psychische Reali-
tät.
Damit entstehen in einem von den Prozessen psy-
chischer Reifung abgekoppelten Bereich „archaisch-
narzißtische Bedürfnisse", die sich als Verlangen 
nach Verschmolzenheit, nach Auflösungseuphorie, 
nach Allmacht aufbewahren. Daraus resultiert, so 
folgert diese Theorie, das Unvermögen der Heran-

Grenzen der Erklärungskräft
Allerdings: Die beiden Theorien reichen of-
fensichtlich nicht aus, die veränderte Be-
wußtseinslage der heutigen Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen zu erklären. Es spielt of-
fensichtlich auch anderes eine Rolle. Beson-
ders deutlich wird dies bei dem ersten der bei-
den Erklärungsversuche. Es zeigt sich näm-
lich, daß die beobachtbaren Veränderungen in 
der Motivations- und Bewußtseinslage der Ju-
gend auch, vielleicht sogar gerade, Angehö-
rige von Gruppen betreffen, die durch die ak-
tuelle Verschlechterung faktisch nicht betrof-
fen sind, also die Angehörigen traditioneller-
weise privilegierter Schichten. Viele Jugendli-
che, denen theoretisch alle Möglichkeiten of-
fenstünden, machen von diesen keinen Ge-
brauch; das, was die Erwachsenen als Chance 
verstehen, erscheint als nicht erstrebenswert. 
Die Weigerung vieler Heranwachsender, sich 
auf die Anforderungen der Erwachsenen ein-
zulassen, muß demnach auch andere Gründe 
haben.
Auch gegenüber dem Erklärungsversuch, wie 
er in der These vom „neuen Sozialisationstyp" 
steckt, sind Einwände erhoben worden (Bopp, 
1979); z. B. scheint ja durchaus offen, warum 
die zentrale Veränderung im Vater-Mutter- 
Kind-System genau zu jenem in der Theorie 
behaupteten Zeitpunkt erfolgte, der etwa zu 
Beginn der sechziger Jahre liegen müßte. 
Ferner: Die als bedingende Ursache unter-
stellten familiären Konstellationen stellen 
sich ja in Wirklichkeit, je nach sozialer Lage 
und Lebensverhältnissen, sehr unterschied-
lich dar; in dem, was wir herkömmlich und 
problematisch Unterschicht nennen, sind die 
Verhältnisse, gerade was die Rollen und das 
Selbstverständnis von Vater und Mutter be-
trifft, wie wir wissen, ganz anders als in der 
Mittel- und Oberschicht — dennoch scheint 
sich die Theorie ja auf umfassende, die Jugend 
als Ganzes betreffende Sachverhalte zu bezie-
hen. *

wachsenden, sich mit objektiven Sachanforderun-
gen auseinanderzusetzen. Hieraus erklärt sich, daß 
die Heranwachsenden das, was ihnen gegenüber-
tritt, in höchst selektiver Weise wahrnehmen: nach 
der jeweiligen Bedeutsamkeit, die die Welt, die Na-
tur, Menschen, Gegenstände für sie haben. Daraus 
erwächst die Abwehr gegenüber allem, was als Be-
drohung dieser Grundbedürfnisse .empfunden wird. 
Daraus entstehen Rückzug und Aggressivität, also 
phänomenologisch ganz unterschiedliche Verhal-
tensmuster. Sie lassen sich dieser Theorie zufolge 
beide — ebenso wie die Hinwendung zu Drogen, Ju-
gendreligionen oder Rockertum — auf die skiz-
zierte Motivstruktur zurückführen.



Ein umfassender, von gesamtgesellschaft-
lichen Wandlungsprozessen ausgehender 
Ansatz
In der letzten Zeit hat sich in der Diskussion, 
gerade auch in der Auseinandersetzung mit 
den hier referierten Erklärungsansätzen, eine 
Sichtweise durchgesetzt, die darauf abhebt, 
daß die heutige Problematik im Verhältnis von 
Jugend und Gesellschaft nur einigermaßen 
adäquat erfaßt werden kann, wenn Jugend im 
Zusammenhang der übergreifenden gesamt-
gesellschaftlichen Wandlungsprozesse be-
trachtet wird, die für unsere Gegenwart cha-
rakteristisch sind (Böhnisch/Schefold, 1980; 
Hornstein, 1980, 1981).

In der entsprechenden Diskussion werden vor 
allem folgende Momente herausgestellt:
Erstens: Veränderungen im Sozialisationsbe-
reich, insbesondere die Zunahme der gesell-
schaftlichen Sozialisation im Verhältnis zur 
privaten. ,
Zweitens: Die Tatsache eines epochalen Wert-
wandels (mit der Folge, daß im Verhältnis von 
jung und alt unterschiedliche Wertsysteme 
konkurrieren und zusammenprallen).
Drittens: Schließlich spielten in dieser Per-
spektive eine wichtige Rolle die Art der ge-
sellschaftlichen Reaktion auf die aus dieser 
Konstellation resultierenden Konflikte.

a) Zunehmende Vergesellschaftung der So-
zialisation

Mit diesem Stichwort soll auf die Tatsache 
verwiesen werden, daß die heute Heranwach-
senden die erste Generation darstellen, für die 
als Folge der Bildungsexpansion das Auswach-
sen in öffentlichen Bildungsinstitutionen ein 
erheblich stärkeres Gewicht hatte, als dies frü-
her der Fall war. Dies betrifft nicht nur die 
quantitative Seite, also daß diese Generation 
aufs Ganze gesehen mehr Zeit als jede vor ihr 
in Institutionen der öffentlich organisierten 
Erziehung verbrachte, sondern vor allem auch 
die qualitative: Zunehmende Vergesellschaf-
tung der Erziehung heißt nämlich erstens vor 
allem — zumindest unter den konkreten Be-
dingungen, die unsere Bildungsinstitutionen 
darstellen —, daß an die Stelle frei gewählter 
und individuell geprägter Kommunikations-
und Sozialformen solche treten, die durch 
eben diese staatlich geplanten, öffentlich orga-
nisierten Institutionen bestimmt sind. Es sind 
dies in einem auf Leistung aufgebauten Bil-
dungswesen vor allem Konkurrenz- und Lei-
stungsbeziehungen (Büjok-Hohenauer, 1981).

Zweitens: Gesellschaftlich organisierte Erzie-
hungsprozesse sind — wiederum muß aus-
drücklich betont werden: unter den konkreten 
Bedingungen unserer Institutionen — als aus-
gesprochen dysfunktional und defizitär zu be-
zeichnen im Hinblick auf die Förderung der 
Persönlichkeitsentwicklung (wobei alle Kriti-
ker unseres Schulwesens der Meinung sind, 

' daß die Aufgaben der Leistungserbringung im 
intellektuell-kognitiven Bereich eher erbracht 
werden). Dieses Defizit im Bereich der Förde-
rung der Persönlichkeitsentwicklung rührt da-
her, daß die sozialen Beziehungen in der Schu-
le, vor allem zwischen Lehrern und Schülern, 
rein instrumentell und funktional ausgerichtet 
sind, d. h. die Beziehungen werden auf eine 
Lehrer-Schüler-Rolle reduziert. Innerhalb die-
ser reduzierten Beziehung ist es. dann prak-
tisch unmöglich, daß in dieser Form von Erzie-
hung Hilfestellung und Förderung für Pro-
zesse der persönlichen Identitätsfindung, der 
persönlichen Wertorientierung und der Lö-
sung von Sinnfragen erfolgen (Wellendorf, 
1973).
Die Anforderungen des Bildungswesens er-
zeugen eher Gefühle der Entfremdung, der 
Bedrohung durch Leistungsanforderungen 
schwer nachvollziehbarer, abstrakter, allge-
meiner Art. Die Schüler können sie nur 
schwer auf sich und das, was ihnen wichtig ist, 
beziehen; die Institutionen werden deshalb 
eher als identitätszerstörend und -bedrohend 
erfahren denn als identitätsfördernd (Rumpf, 
1976; ßietau u. a., 1981).
Drittens: Ihre besondere Brisanz gewinnt 
diese Entwicklung vor allem dann, wenn man 
sie vor dem Hintergrund der gesamten Le-
benssituation der Kinder und Jugendlichen 
sieht: Zunächst wäre ja denkbar, daß die in den 
skizzierten vergesellschafteten Formen der 
Sozialisation offensichtlich schwer realisierba-
ren Prozesse der Identitätsbildung, der Sinn- 
und Wertorientierung in den anderen Lebens-
feldern gesichert sind. Dies scheint aber 
schwer möglich angesichts der Tatsache, daß 
herkömmliche Traditionsbestände, die die Le-
gitimation von Werten und Normen sichern 
und damit sinn- und motivstiftend wirken 
könnten, im historischen Prozeß weithin ihre 
Verbindlichkeit verloren haben (Döbert/Nun-
ner-Winkler, 1975).
Die Erwachsenen selbst, und dies gilt sicher-
lich auch und gerade in ihrer Elternfunktion, 
zeigen infolge dieses historischen Vorgangs 
vor allem pragmatische Lebens- und Alltags-
orientierungen; sie orientieren sich kaum an 
für sie verbindlichen und explizierten Lebens-



entwürfen. Für die Heranwachsenden fehlt 
deshalb in der Regel die Möglichkeit, sich mit 
identifizierbaren Lebensentwürfen und Le-
bensperspektiven der Erwachsenen auseinan-
derzusetzen, sich an ihnen zu „reiben". Damit 
fehlt eine wesentliche Voraussetzung dafür, 
Sinn- und Wertfragen, Zukunfts- und Lebens-
perspektiven zu entwickeln. Dies ist nämlich 
in einer nicht ersetzbaren Form an Prozesse 
der Auseinandersetzung gebunden; sie fallen 
aus den genannten Gründen aus.
Die öffentlichen Institutionen des Bildungs-
wesens müßten deshalb heute etwas leisten, 
wozu sie schwerlich in der Lage sind: nämlich 
für die Heranwachsenden einen individuell 
erfahrbaren und zugleich auch gesellschaft-
lich gestützten Sinn, also eine Antwort auf die 
Frage zu vermitteln, was das Ganze eigentlich 
soll. Weil dies aber offensichtlich, zumindest 
unter den heutigen schulischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen, kaum 
„geht“, müssen die Jugendlichen die Sinnfrage 
für sich selbst lösen, auf eigene Faust sozusa-
gen. Und sie tun dies in den vielfältigen For-
men jugendlicher Subkultur. Davon soll an ei-
ner späteren Stelle noch die Rede sein.

b) Auswachsen unter den Bedingungen 
eines epochalen Wertwandels

Darüber hinaus ist es notwendig die Tatsache 
zu reflektieren, daß Auswachsen heute unter 
den Bedingungen eines epochalen Wertwan-
dels erfolgt. Die These besagt zunächstdaß es 
in den westeuropäischen Ländern — nur dafür 
liegen vergleichbare Untersuchungen vor — 
eine langfristig zu beobachtende Veränderung 
in den vorherrschenden Normen und Wert-
orientierungen gibt, die sich als Wandel von 
einer „materiellen" Wertorientierung zu einer 
„postmateriellen" charakterisieren läßt, und 
daß sich dieser Wandel, dies ist der zweite Teil 
der These, vor allem bei den Angehörigen der 
jüngeren Generation deutlich konstatieren 
läßt (Inglehart, 1977, 1980).

Materielle Werte sind dabei Sicherheit beto-
nende Werte wie starke Verteidigung, Ord-
nung und Ruhe, Kampf gegen Verbrechen, 
dann aber vor allem wirtschaftliches Wachs-
tum, Kampf gegen steigende Preise, für eine 
stabile Wirtschaft. Postmaterielle Werte sind 
dieser Auffassung zufolge: Hochschätzung der 
Persönlichkeit und Selbstverwirklichung, ver-
stärktes Mitspracherecht in Betrieb, Gemein-
de, Politik, in der Gestaltung gesellschaftlicher 
Verhältnisse; dann im intellektuell-ästheti-
schen Bereich: Betonung einer dem Menschen 

dienenden, schönen Umwelt, freie Meinungs-
äußerung, die Hochschätzung von Ideen, gei-
stigen Gehalten gegenüber Geld und anderen 
materiellen Werten.
Die Beobachtung, daß postmaterielle Orientie-
rungen sich vor allem bei Angehörigen der 
jüngeren Generation finden, hat zu einem Er-
klärungsversuch geführt, der auf die unter-
schiedlichen Lebensbedingungen der ver-
schiedenen Generationen abhebt: Materielle 
Orientierung entsteht dieser Erklärung zu-
folge immer dann, wenn eine Generation un-
ter kärglichen Bedingungen aufwuchs, d. h., 
wenn ihre prägende Phase in eine Zeit mate-
rieller Armut und Not fiel. Umgekehrt: eine 
Generation, die im Überfluß aufwächst, ten-
diert dieser Theorie zufolge dazu, postmate-
rielle, ideelle Werte zu betonen, also Ziele der 
Selbstverwirklichung, der emotional befriedi-
genden Beziehungen usw. Während am Sach-
verhalt eines historischen Wertwandels wohl 
kaum Zweifel bestehen können, ist die eben 
referierte Theorie in ihrer Erklärungskraft 
problematisiert worden. Es ist darauf hinge-
wiesen worden, daß es neben diesem durch 
Zyklen wirtschaftlicher Prosperität bzw. Kri-
sen zustandekommenden Verlauf auch so et-
was wie einen langfristigen Prozeß gebe, der 
anders determiniert sei. Gemeint ist damit die 
These vom langfristig zu beobachtenden Pro-
zeß der Korrosion bürgerlicher Sinn- und Deu-
tungssysteme, wie er von Habermas und sei-
nen Schülern vor allem unter dem Aspekt der 
damit verbundenen Krisenphänomene be-
schrieben und im Rahmen einer Theorie des 
Spätkapitalismus erörtert wurde (Habermas, 
1973, Döbert/Nunner-Winkler, 1975). Vor wel-
chem theoretischen Erklärungshintergrund 
die hier skizzierten Entwicklungen immer ge-
sehen werden — in jedem Fall wäre die Ge-
genwart zu charakterisieren als Schnittpunkt 
zweier konkurrierender Wertsysteme, als hi-
storischer Ort, an dem sich konkurrierende 
Systeme gegenüberstehen.

Sie sind nicht identisch mit den herkömmli-
chen politischen Konfliktlinien, wie sie sich in 
der traditionellen Unterscheidung von „links” 
und „rechts" ausdrücken. Es entstehen viel-
mehr infolge konkurrierender Wertorientie-
rungen neue „Hauptspannungslinien" (Pappiin 
Matthes, 1979), die quer zu den alten liegen; 
während es sich bei diesen um ökonomisch 
motivierte Verteilungskämpfe handelte, geht 
es nun primär um Fragen der Lebensqualität 
und um die Gestaltung des gesellschaftlichen 
Lebens (vgl. dazu die Diskussion um die soge-
nannte „neue Politik ..."). Am Phänomen der 



„Bunten Listen" und der „Gr
11

ünen" läßt sich dies 
am besten verdeutlichen ).
In unserem Zusammenhang interessieren vor 
allem die konflikthaften Auswirkungen, die 
die skizzierten Prozesse gesellschaftlichen 
Wertwandels für die heranwachsende Gene-
ration und ihre Situation in der Gesellschaft 
haben. Aufgrund der vorliegenden Untersu-
chungsergebnisse kann kein Zweifel daran be-
stehen, daß die heute Heranwachsenden tat-
sächlich in weit stärkerem Maße als ihre El-
tern zu postmateriellen Orientierungen ten- 
dieren und dieser Präferenz auch in ihrem 
Wahlverhalten konkreten Ausdruck verlei-
hen (Hornstein, 1982)12).  Dabei liegt auf der 
Hand, daß postmaterielle Orientierungen in 
einem scharfen Gegensatz zur herkömmlichen 
gesellschaftlichen Definition des Jugendalters 
stehen, d. h., sie kollidieren in schroffer Weise 
mit den Erwartungen, die „die Gesellschaft" ge-
genüber den Heranwachsenden geltend 
macht.
Dieser gesellschaftlich vorgeschriebene Sinn 
des Jugendalters liegt vor allem darin, daß 
man sich unter Mühen und Anstrengungen 
auf etwas Späteres vorbereitet. Der Sinn des 
Jugendalters liegt — der offiziellen, herr-
schenden Version zufolge — in den Gratifika-
tionen, die als Belohnung für Verzicht und An-
strengung in der Gegenwart in der angestreb-
ten Karriere winken, und es ist klar, wie eng 
diese Vorstellung mit dem allgemeinen Denk-
muster einer „materiellen" Grundorientierung 
in dem vorher beschriebenen Sinn zusammen-
hängt, ja der auf die Jugend gewendete Aus-
druck dieser Orientierung ist.

Heute ist für viele Jugendliche dieser gesell-
schaftliche Sinn des Jugendalters in der be-
schriebenen Weise nicht mehr nachvollzieh-
bar u. a. deshalb, weil ihnen eben aus gewan-
delter Wertorientierung der Sinn dieses „Spä-
teren", so wie er sich ihnen am abschrecken-
den Beispiel der vor allem materiellen Wohl-
stand nachjagenden Erwachsenen darstellt, 
nicht einleuchtet. Sie weigern sich deshalb das 
zu tun, was die Gesellschaft von ihnen' ver-
langt; sie können, eben aus einer anderen 
Grundorientierung heraus, den Sinn der An-
forderungen nicht einsehen.

Alternative Orientierungen haben aber für Ju-
gendliche in der Regel andere Konsequenzen 
als für Erwachsene. Letztere haben zumindest 
eher die Möglichkeit des Ausweichens gegen-
über als inadäquat empfundenen Anforderun-
gen (etwa durch Berufswechsel). Jugendliche 
dagegen stehen unter einem starken Anpas-
sungsdruck. Gerade der Jugend gegenüber 
werden die herrschenden Normen, nicht die 
„alternativen", geltend gemacht. Und wo sie 
dem nicht entspricht, wo sie alternative Le-
bensentwürfe den herrschenden entgegen-
stellt, ist es für die Erwachsenen ein Leichtes, 
gerade unter Berufung auf „pädagogische Not-
wendigkeiten" und darauf, daß man ja nur „das 
Beste" wolle, diese als Abweichung zu entwer-
ten und zu disqualifizieren. Dieser Reaktions-
weise unterliegen die meisten Jugendlichen, 
wenn sie die Brüchigkeit des etablierten Lei-
stungssystems mit seinen Ansprüchen spüren 
und daraus für sich die Konsequenz ziehen, 
aus diesem System „auszusteigen".

Aus derartigen Feststellungen und Beobach-
tungen läßt sich das Fazit ziehen, daß ein 
Großteil der „Sprachlosigkeit" zwischen den 
Generationen als Ausdruck des skizzierten hi-
storischen Wertwandels zu verstehen ist: 
Viele der heute Heranwachsenden leben 
wertmäßig in einer anderen Welt als viele der 
Erwachsenen; sie verstehen einander deshalb 
nicht mehr13).

11) Nur am Rande sei bemerkt, daß die angesproche-
nen Wandlungen auch den Bereich der Moral 
betreffen: Die traditionelle, bürgerliche Moral, wie 
sie etwa seit der Aufklärung herrscht, ist die Mo-
ral einer „utilitaristischen Wirtschaftsgesellschaft" 
(M Webe/]. Handle so, so könnte ihr oberstes Prin-
zip formuliert werden, daß daraus ein möglichst gro-
ßes Maß allgemeinen wirtschaftlichen Wohls ent-
steht. Die „postmaterielle" Moral ist im Gegensatz 
dazu eine Moral der individuellen Selbstverwirkli-
chung im Hier und Jetzt, im Augenblick; sie ist 
keine Moral langfristig ökonomisch planender, ra-
tional vorausschauender wirtschaftlicher Ver-
nunft.
12) In diesem Zusammenhang sind von besonderem 
Interesse auch die Analysen zum Wahlverhalten 
der Jungwähler; sie belegen eindeutig die im Text 
formulierte Aussage. Die einschlägigen Wahlanaly-
sen sind unter dem hier genannten Gesichtspunkt 
ausgewertet bei W. Hornstein, Nachbemerkung 
zum Fünften Jugendbericht, in: ders. u. a., Situation 
und Perspektiven der Jugend. Problemlagen und ge-
sellschaftliche Maßnahmen. Fünfter Jugendbericht 
der Bundesregierung, Weinheim & Basel 1982.

13) Aus der im Text entwickelten Perspektive ergibt 
sich sicherlich eine weitaus angemessenere Inter-
pretation der heutigen Verständigungsschwierig-
keiten zwischen Jugendlichen und Erwachsenen als 
durch die Annahme eines zeitlos wirksamen und 
unvermeidlichen Generationenkonflikts. Das Kon-
zept „Wertwandel" erlaubt ziemlich genau, die histo-
risch-konkreten Konfliktlinien zu identifizieren, die 
in der Gegenwart die „Sprachlosigkeit" zwischen 
den Generationen hervorrufen.
In einer groben Auflistung läßt sich konstatieren, 
daß sich das Selbstverständnis der Heranwachsen-
den einerseits und die Erwartungen der älteren Ge-



c) Formen der gesellschaftlichen Problembe-
arbeitung und Problemlösung

Vielfältige Beobachtungen zeigen, daß es in 
der pädagogischen und politischen Praxis vor 
allem folgende Formen des Umgangs mit den 
aus dieser Konstellation resultierenden Pro-
blemen gibt:
— Es gibt zunächst als die am weitesten ver-
breitete Reaktion den resignativen Verzicht 
der Erwachsenen darauf, so etwas wie erziehe-
rische Forderungen anzumahnen. Eine schein-
bare Legitimation verschafft sich diese Reak-
tionsform dadurch, daß sie Heranwachsende, 
die sich nicht für das interessieren, was den 
Erwachsenen und den gesellschaftlichen Insti-
tutionen wichtig ist (sondern für anderes), als 
„uninteressiert", „demotiviert" hinstellt. Häufig 
begnügt man sich dann damit, auf der Einhal-
tung äußerlich kontrollierbarer Verhaltens-
weisen und meßbarer Leistung zu bestehen. 
— Es gibt zweitens das Verfahren der Diskri-
minierung und Diffamierung alternativer Le-
bensentwürfe und ihre Uminterpretation zu 
„abweichendem Verhalten", zu Aufmüpfigkeit 
und disziplinar zu ahndender Widersetzlich-
keit. Hier wird in einer höchst problemati-
schen Weise ausgeblendet, daß konkurrie-
rende Wertsysteme im Hintergrund stehen; es 
wird so getan, als ob alle von einer gemeinsam 
geteilten Grundüberzeugung, z. B. über den 
Sinn von Schule und Leistung, über die Bewer-
tung von Inhalten schulischen Lernens, aus-
gingen. In Wirklichkeit ist dies überhaupt 
nicht der Fall. Das zeigt sich an den ganz kon-
kreten und alltäglichen Problemen und Aus-
einandersetzungen in der Schule, bei der Be-
rufswahl, bei der Gestaltung des Alltags.

— Drittens sieht es so aus, als ob aus solchen 
Prozessen und aus den dahinterstehenden 
Gründen immer wieder neue Problemgruppen 
erzeugt und auch traditionelle wie z. B. der 
„Schulversager" in neuen Ausprägungen her-
vorgebracht würden. Gerade am Beispiel des 
„Schulversagers" wird dies deutlich: Die neue 
Ausprägung besteht darin, daß hier nicht mehr 
diejenigen „versagen", die aus Gründen man-
gelnder intelligenzmäßiger Ausstattung den 
Anforderungen nicht gerecht werden, sondern 
diejenigen, die eben aus grundlegend anderer 
Wertorientierung heraus keinen motivativen 
Zugang zu den gesellschaftlichen Anforderun-
gen haben.

— Schließliches gibt heute gelegentlich eine 
problematisch zu nennende Inanspruchnahme 
von Bindungsbereitschaft Jugendlicher, die 
als Rückkehr zu den „alten Werten" auch miß-
verstanden bzw. in einer bestimmten Weise 
politisch in Anspruch genommen wird. Auch 
dies ist eine problematische gesellschaftlich-
politische Reaktion auf die skizzierte Situa-
tion. Wenn Jugendliche sich heute stärker als 
früher z. B. in Vereinen engagieren, in vielfäl-
tigen Formen, dann muß dies interpretiert und 
kritisch-pädagogisch bewertet werden. Hier 
liegt gelegentlich auch Rückzug, auch der Ver-
such, den Anforderungen der Gegenwart zu 
entgehen, zugrunde. Dies kann nicht einfach 
ignoriert werden. Es muß die Frage gestellt 
werden, ob hier nicht mangelnde Ich-Stärke, 
Orientierungslosigkeit, ungelöste Sinnfragen 
zur Flucht in kollektive Bindungen führen, in 
Heilslehren der verschiedensten Art, wie dies 
etwa in den „neuen Jugendreligionen", die 
fälschlich so genannt werden, geschieht (Nip-
kow, 1981; Siegert, 1981).

Reaktionsformen der Jugend

Die Heranwachsenden selbst setzen sich in 
sehr unterschiedlichen Formen mit dieser Si-
tuation auseinander. Neben den „Aussteigern" 
und Protestierenden darf die Tatsache nicht 
übersehen werden, daß die Mehrzahl der Ju-
gendlichen keineswegs dramatische, äußer-
lich spektakuläre Antworten auf die geschil-
derte Situation wählt, sondern den „stillen" 
Weg, der sich am ehesten wie folgt charakteri-
sieren läßt:

Erstens: Es setzt sich bei vielen Jugendlichen 
angesichts der skizzierten Lage eine strate-
gisch-berechnende und selektive Art des Um-
gangs mit den Institutionen und Ansprüchen 
der Erwachsenengesellschaft durch; weil sich 
niemand mit einem wirklich einläßt, hat es 

neration andererseits in folgenden Punkten unter-
scheiden:
a) in bezug auf die Zeitstruktur des Jugendalters; 
für die Jugendlichen ist die Jugendzeit nicht Vorbe-
reitung auf etwas Späteres, wie dies die Erwachse-
nen weitgehend erwarten, sondern gegenwärtiges, 
jetzt zu lebendes Leben;
b) in bezug auf die Bewertung von Inhalten; aus den 
im Text herausgestellten Gründen ist für Jugendli-
che anderes wichtig als für Erwachsene; daraus er-
geben sich konkurrierende Bewertungen praktisch 
hinsichtlich aller Lebensbereiche;
c) in bezug auf die Ansprüche des Individuums ge-
genüber institutionellen Anforderungen? für Ju-
gendliche ist heute charakteristisch ein betont sen-
sibles, von manchen als empfindsam beschriebenes 
Verhältnis zur eigenen Subjektivität und zum eige-
nen Ich und eine Abwehr gegenüber institutionel-
len Zwängen, wie sie etwa im Bildungswesen gel-
tend gemacht werden; dies irritiert die Erwachse-
nen, weil sie gewohnt sind, genauer: daran gewöhnt 
wurden, Ansprüche des eigenen Ich weitgehend 
den Anforderungen der Institutionen unterzuord-
nen.



auch keinen Sinn, sich selbst über das notwen-
dige Maß hinaus zu engagieren.
Zugleich wird zweitens die jugendliche Sub-
kultur kompensatorisch gegenüber den Fru-
strationen und Sinnlosigkeiten der offiziellen 
Institutionen zum Ort der eigentlichen, wirkli-
chen Existenz. Die jugendliche Subkultur wird 
unter diesen Bedingungen so etwas wie ein 
„sozialer Uterus", der in idealer Weise die Be-
dürfnisse erfüllt, die für diesen neuen Jugend- 
lichen-Typus vor allem wichtig sind. Sie erfüllt 
vor allem die Voraussetzungen für die Reali-
sierung des Vermeidungsverhaltens, das, wie 
wir gesehen haben, für die heute Heranwach-
senden in starkem Maße charakteristisch ist. 
In der jugendlichen Subkultur gibt es keine 
Leistungsanforderungen von der Art, wie sie 
von gesellschaftlichen Institutionen und von 
Seiten der Eltern gestellt werden.

Darüber hinaus befriedigt jugendliche Subkul-
tur die Bedürfnisse nach einem bestimmten 
Kommunikationsmuster; sie erlaubt Zustände 
rauschartiger Wir-Erfahrung in extremer 
Form — aber qualitativ durchaus nur als Stei-
gerung einer in der subkulturellen Situation 
jederzeit angelegten Dimension. Und schließ-
lich ermöglicht die jugendliche Subkultur For-
men der Sexualität und Erotik, die nicht mit 
Überbeanspruchung verbunden sind, der man 
sich nicht gewachsen fühlt.
Die Erwachsenen schließlich — und dies ist 
das dritte herausragende Merkmal der heuti-
gen Situation — tun alles, um dieses eben skiz-
zierte Verhaltensmuster zu verstärken. Sie 
können es sich erlauben, dies zu tun, und es 
bringt für sie Vorteile, wenn es auch, pädago-
gisch und gesellschaftspolitisch betrachtet, 
mit höchst fragwürdigen Konsequenzen ver-
knüpft ist. Darüber hinaus wird bei näherem 
Zusehen deutlich, wie Jugendliche in ihrem 
Verhalten fragwürdige Muster des Erwachse-
nenlebens widerspiegeln und zugleich ein-
üben, nämlich jene weithin dominierende 
Zweiteilung in „entfremdete", widerwillig er-
brachte „Arbeit" einerseits und in eine den ei-
gentlichen Bedürfnissen entsprechende Frei-
zeit andererseits.

Dieses Verhalten ist also funktional im Hin-
blick auf die Anforderungen und Lebensmu-
ster des Erwachsenenlebens, wie es sich ten-
denziell in unserer Gesellschaft darstellt. Den-
noch kann man es nicht bei dieser Feststel-
lung bewenden lassen. Der geschilderte Sach-
verhalt bedeutet ja den weitgehenden Ver-
zicht auf all jene pädagogisch angeleiteten 
Prozesse der Auseinandersetzung und Verar-

beitung der zahllosen Konflikte und Probleme, 
mit denen Jugendliche im Prozeß des Heran-
wachsens angesichts der Widersprüche ge-
sellschaftlicher Art konfrontiert sind, bedeu-
tet Verzicht auf Prozesse der Identitätsent-
wicklung, soweit sie der emotionalen, sozialen 
Beziehungen mit Erwachsenen bedürfen. Es 
heißt dies: Radikalisierung jener von F H. 
Tenbruck schon vor Jahren konstatierten „So-
zialisation der Jugend in eigener Regie“ in ei-
ner Zuspitzung, wie sie damals, als dieser Be-
griff geprägt wurde, noch .längst nicht vorhan-
den war.
Es scheint deshalb auch nicht überspitzt zu sa-
gen, daß angesichts dieser Situation — also 
forcierte Anpassungsforderungen in zuneh-
mend sozialstaatlichen Verkehrs- und Sozial-
formen und Kompensation in subkulturellen 
Sozialformen — die gesellschaftlichen Vor-
aussetzungen für Prozesse gelungener Identi-
tätsfindung ungenügend sind; die Orientie-
rungsmuster, die Erwachsene ganz allgemein 
bieten, sind in der Regel Versatzstücke, die — 
in pädagogischen Situationen! — mühsam zu-
sammen- und hochgehalten werden, an denen 
sich jedoch kaum Prozesse der Auseinander-
setzung um alternative Lebensentwürfe ent-
zünden können.
Resümierend kann man also feststellen, daß 
die hinter dem beobachtbaren Verhalten der 
heute Heranwachsenden liegenden Motiv-
strukturen und Wertorientierungen eine „Ge-
mengelage" höchst komplexer Art darstellen; 
sie resultieren aus Anpassungen an vorherr-
schende Muster des Erwachsenenlebens — 
was häufig vergessen wird — ebenso wie an 
gesellschaftlich erzwungene, spezifisch ju- 
gendliche Anpassungserwartungen. In diesem 
„Gemenge" sind jedoch auch Elemente alterna-
tiver, neuer Wertorientierungen enthalten, 
die im Zusammenhang des skizzierten epo-
chalen Wertwandels zu sehen sind; und 
schließlich sind Orientierungen junger Men-
schen immer auch ein Resultat der Auseinan-
dersetzung mit dem, was sie erfahren haben in 
den Konflikten, die ihren bisherigen Lebens-
weg bestimmt haben — was ebenfalls häufig 
übersehen wird.

6. Resümee

Was läßt sich nun zum Stand der Jugendfor-
schung vor dem Hintergrund der referierten 
Diskussionen, Ergebnisse, Fragestellungen, 
Forschungsperspektiven sagen?
Sicher ist es, wie eingangs bereits betont wur-
de, nicht möglich, einen von allen Beteiligten 



inhaltlich und in der Bewertung geteilten 
Stand zu dokumentieren; aber es scheint mög-
lich, einige Punkte zu fixieren, hinter die keine 
ernsthafte Beschäftigung mit Jugend zurück-
gehen kann, wenn sie sich nicht dem Vorwurf 
aussetzen möchte, wichtige, in jedem Fall rele-
vante Zusammenhänge auszublenden und so-
fern sie nur Jugendprobleme im gesellschaftli-
chen Kontext zu sehen sich bemüht. Sicher-
lich gehen auch in einen solchen Versuch der 
Fixierung einiger Markierungspunkte subjek-
tive Bewertungen ein, aber immerhin in einer 
nachvollziehbaren und begründeten, aus dem 
Bisherigen sich ergebenden Form; insofern er-
lauben sie auch Widerspruch und Diskus-
sion.
In diesem Sinne lassen sich als Zusammen-
hänge, die bei der Diskussion von Jugendpro-
blemen nicht außer acht gelassen werden kön-
nen, vielleicht folgende formulieren und be-
nennen:
1. Jugend wächst heute auf in einer „Bildungs-
gesellschaft " in der ein großer Teil der Vorbe-
reitung auf das Erwachsenenleben in öffent-
lich organisierten Bildungsinstitutionen er-
folgt. Was dort geschieht, ist von einer Art, daß 
dadurch Prozesse der Ichfindung und Sinnge-
bung, wie sie für das Jugendalter notwendig 
sind, kaum unterstützt werden. Es bleibt hier 
also Entscheidendes offen. Hinzu kommt, daß 
die Versprechungen, die in den Anforderun-
gen des Bildungswesens enthalten sind, im-
mer weniger eingelöst werden, weil das Ver-
hältnis von Bildungssystem und Beschäfti-
gungssystem prekär geworden ist.
2. Jugend wächst auf in einer „Leistungsge-
sellschaft", in der das Leistungsprinzip nicht 
nur faktisch in seiner Funktion als Mechanis-
mus der Statuszuweisung fragwürdig gewor-
den, sondern auch im Bewußtsein und Verhal-
ten der Menschen ganz allgemein brüchig ge-

worden ist und wo Ersatzbefriedigungen 
durch Konsum und Freizeit die Frustrationen 
im Leistungs- und Arbeitsbereich ausgleichen 
sollen.
3. Jugend wächst in einer Gesellschaft auf, die 
durch einen grundlegenden Wertwandel be-
stimmt ist, wobei die Institutionen, in denen 
sich die Jugend befindet, von diesem Wert-
wandel kaum Notiz nehmen; es entsteht dar-
aus ein spezifisches Dilemma sowohl für die 
dort tätigen Erzieher wie für die Jugendli-
chen.
4. Jugend wächst in einer Gesellschaft auf, die 
ihre Konflikte in einer bestimmten Weise löst: 
durch Umdeutung alternativer Wertorientie-
rungen in „abweichendes Verhalten", durch 
„Produktion" von Problemgruppen und deren 
Zuordnung zu speziell dafür eingerichteten 
sozialen Diensten, durch Disziplinierung und 
bürokratisch gelenkte Gängelung. Davon ist 
Jugend besonders betroffen, weil ihr gegen-
über mit pädagogischen Argumenten behaup-
tet wird, daß es nur um ihr Bestes gehe.
5. Schließlich: Jugend wächst heute auf in ei-
ner gesellschaftlichen Situation, in der die Fä-
higkeit des Staates, gesellschaftlichen Kon-
sensus zu erzeugen, offensichtlich angesichts 
der verstärkt aufbrechenden, nicht nur klassi-
schen, auf ökonomischen Verteilungskämpfen 
beruhenden Konflikte, sondern auch ganz 
neuartiger Herausforderungen („Frieden", 
„Umwelt", „Dritte Welt") generell bnimmt und 
neuartige Spannungslinien entstehen. In die-
ses neu sich formierende Kraftfeld gerät auch 
die Jugend. In dem Maße, in dem die sozialen 
Konflikte die Legitimität der vom Staat aufge-
stellten oder unterstützten Institutionen un-
terhöhlen, wird auch die Intergration der Ju-
gend in das staatliche und gesellschaftliche 
Leben zu einem sich offensichtlich weiter ver-
schärfenden Problem.

III. Zur Rezeption der Jugendforschung 
im politisch-administrativen System

In diesem Kapitel soll an drei Beispielen un-
tersucht werden, wie Ergebnisse der Jugend-
forschung, ihre Sichtweisen und Erkenntnis-
perspektiven in die politische Praxis umge-
setzt werden, und zwar an drei Beispielen, die 
einigen exemplarischen Charakter haben 
dürften.
Das erste Beispiel betrifft die Art und Weise, 
wie die Jugendberichte als eine gesetzlich vor-

geschriebene Form wissenschaftlicher Politik-
beratung in der Praxis des politischen Systems 
rezipiert worden sind. Das Beispiel drängt sich 
auf, weil hier eine ausdrücklich auf die Politik 
bezogene Maßnahme vorliegt.
Das zweite Beispiel betrifft die Art und Weise 
der Rezeption wissenschaftlicher Erkennt-
nisse über Jugend in der ressortmäßig eta-
blierten Jugendpolitik und Jugendhilfepolitik.



Auch dieses Beispiel liegt nahe, weil Jugend-
politik als das Anwendungsfeld der Jugend-
forschung erscheint.
Das dritte Beispiel schließlich bezieht sich auf 
die Rezeption von Erkenntnissen der Jugend-
forschung innerhalb der Bildungspolitik. Aus 
der bisherigen Darstellung sollte deutlich ge-
worden sein, daß die Institutionen des Bil- 
dungs- und Ausbildungswesens in entschei-
dendem Maße das Leben der heranwachsen-
den Generation bestimmen. Es muß also von 
Interesse sein zu prüfen, in welcher Form Er-
kenntnisse der Jugendforschung in die Ent-
scheidungsprozesse in diesem Bereich Ein-
gang finden.
Eine methodische Vorbemerkung schließlich 
noch: Es fehlt bisher an einer systematischen 
Wirkungsgeschichte der Jugendforschung 
(wie überhaupt Wissenschaftsforschung vor 
allem unter dem Aspekt des gesellschaftlich-
politischen Einflusses von Wissenschaft bei 
uns sehr unterentwickelt ist). Die nachfol-
gende Darstellung kann also nur an Beispielen 
mehr oder weniger schlaglichtartig ein Pro-
blem beleuchten, das einer breiteren, systema-
tischen Behandlung bedürfte.

1. Beispiel I:
Die Rezeption der Jugendberichte

Um das Ergebnis der Analyse zu diesem Punkt 
vorwegzunehmen: Die fünf Jugendberichte, 
die bisher erschienen sind, haben es nicht ver-
mocht, die Aufmerksamkeit und das Interesse 
des Parlaments und der Parlamentarier in ei-
nem nennenswerten Umfang zu erregen. Eher 
haben Begleitumstände der Berichterstellung 
und -Vorlage, Fristüberschreitungen, perso-
nelle Zusammensetzung der Kommission un-
ter Gesichtspunkten parteipolitischer „Ausge- 
wogenheit" die Gemüter erhitzt Eine inten-
sive sachbezogene Diskussion fand so gut wie 
nicht statt. Von den bisher vorliegenden fünf 
Jugendberichten haben sich drei ausdrücklich 
und ausführlich mit der Situation der Jugend 
befaßt, zwei dagegen mehr mit speziellen Fra-
gen der Jugendhilfe. So hat es der erste, 1965 
erschienene Jugendbericht unternommen, ein 
»annähernd geschlossenes Bild der Jugend" zu 
erstellen, um daraus politische Maßnahmen 
abzuleiten (Deutscher Bundestag 1965).
Der vierte Jugendbericht, 1978 vorgelegt 
(Deutscher Bundestag 1978), beschäftigte sich 
mit ..Sozialisationsproblemen der arbeitenden 
Jugend in der Bundesrepublik Deutschland“ 
und versuchte, „Konsequenzen für Jugendhilfe 

und Jugendpolitik" zur Diskussion zu stellen. 
Der fünfte Jugendbericht schließlich, bereits 
1980 vorgelegt (Deutscher Bundestag 1980), 
analysierte als Gesamtbericht zentrale Pro-
blemlagen der Jugend, arbeitete Entwick-
lungstrends in der Jugendsituation heraus, 
fragte nach der Effektivität und der Qualität 
der gesellschaftlichen Problemlösungen und 
stellte schließlich ebenfalls eine größere Zahl 
von Empfehlungen vor allem zur Weiterent-
wicklung der Jugendhilfe zur Diskussion.
Als Indikatoren für die Bewertung des Um-
gangs mit diesen Berichten kann zweierlei 
herangezogen werden: Einmal die Art und 
Weise, wie die Bundesregierung in der gesetz-
lich vorgeschriebenen Stellungnahme jeweils 
mit den Berichten umgegangen ist; zum an-
dern kann an der Form der parlamentarischen 
Diskussion der Berichte abgelesen werden, 
welcher Stellenwert den in den Berichten her-
ausgestellten Problemen im parlamentari-
schen Bereich eingeräumt wurde.
Hinsichtlich der Stellungnahme der Bundes-
regierung soll sich die Analyse auf den Fünf-
ten Jugendbericht beschränken, zumal beim 
Vierten Jugendbericht besondere Umstände 
dadurch vorlagen, daß es einen Mehrheiten- 
und einen Minderheiten-Bericht gab, so daß 
auch die Stellungnahme der Bundesregierung 
gezwungen war, sich mit diesem Sachverhalt 
auseinanderzusetzen.

Die Rezeption im Spiegel der Stellungnahme 
der Bundesregierung
Abgesehen von der Kürze der Stellungnahme 
(sie umfaßt viereinhalb Druckseiten im Format 
der Bundestagsdrucksachen — der Bericht in 
seiner ausführlichen Form über 170 Seiten), 
die unter anderem durch den ausdrücklichen 
Verzicht „auf eine Stellungnahme zu jeder ein-
zelnen Aussage der Kommission" (Stellung-
nahme S. III) zustande kommt, lassen sich fol-
gende Punkte als charakteristisch für die 
Form des Umgangs mit den Aussagen des Be-
richts herausstellen:
1. Eine generelle Tendenz, Aussagen der Kom-
mission soweit zuzustimmen, als sie mit der in 
der aktuellen politischen Situation selbst ver-
tretenen Meinung übereinstimmen, davon ab-
weichende Ergebnisse aber entweder als „un-
zutreffend" oder als „überzeichnet" darzustel-
len. Dies gilt vor allem für den Teil des Be-
richts, der sich mit der Situation der jungen 
Menschen beschäftigt. Hier versucht die Stel-
lungnahme die Aussagen der Kommission da-
durch zu „entschärfen", daß sie darauf hinweist,



die Kommission habe sich für eine Darstellung 
von Problemen und Problemgruppen entschie-
den, zeichne also kein vollständiges Bild der 
Jugendsituation. So gelingt es der Stellung-
nahme, die Aussagen der Kommission weitge-
hend zu relativieren.

In den gleichen Zusammenhang gehört die 
Tatsache, daß die Stellungnahme gegenüber 
Feststellungen der Kommission, die auf empi-
rischen Untersuchungen beruhen, auf die 
Rechtslage verweist (so, als ob diese mit der 
Anwendung gesetzlicher Vorschriften in der 
Praxis und deren Folgen identisch sei) und da-
mit die Unzutreffenheit deutlich machen will 
(das gilt etwa für die Ausführungen zur Situa-
tion und Rolle des Kindes im Scheidungsver-
fahren und im Hinblick auf Auswirkungen des 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der el-
terlichen Sorge).

2. In bezug auf Aussagen der Kommission zu 
Entwicklungen innerhalb der Jugendhilfe und 
auch in bezug auf die Empfehlungen zur Wei-
terentwicklung praktiziert die Stellungnahme 
ein ähnliches Verfahren: Aussagen und Emp-
fehlungen der Kommission, soweit sie der ei-
genen Position nahekommen, ihr entsprechen 
oder sich zu ihr in Verbindung bringen lassen, 
werden in dieser Weise aufgegriffen und zum 
Anlaß genommen, eigene Vorstellungen aus-
führlich zu erörtern. Dabei werden allerdings 
gravierende Unterschiede sowohl in Zielrich-
tung wie in Akzentsetzung (z. B. hinsichtlich 
der Mitspracherechte von Kindern und Ju-
gendlichen oder hinsichtlich der Rolle und der 
notwendigen Unterstützung von Selbsthilfe-
gruppen u. a. m.) nicht zur Sprache gebracht, so 
daß beim Leser der Stellungnahme der Ein-
druck entsteht, es handle sich um identische, 
in der Sache völlig übereinstimmende Auffas-
sungen.

3. Die Stellungnahme betont an mehr als einer 
Stelle, daß sie für die Verwirklichung der von 
der Kommission aufgestellten Forderungen 
nicht der richtige und verantwortliche Adres-
sat sei. Dies gilt vor allem für die Bereiche des 
Bildungswesens und für andere, für die die 
Bundesregierung zwar Gesetzgebungskompe-
tenz hat, wo die Durchführung der Gesetze je-
doch von den Ländern abhängt Auf dieses 
Problem wird an einer späteren Stelle noch 
einmal ausführlich einzugehen sein. Hier soll 
nur darauf verwiesen werden, daß dieses Ar-
gumentationsmuster auf einen zentralen Pro-
blempunkt verweist, der als Ursache für zahl-
reiche ungelöste Probleme betrachtet werden 
muß.

Parlam en tarisch e Diskussion
Als zweiter Indikator für die Art der Rezep-
tion des Berichts auf der politischen Ebene soll 
die Behandlung und Diskussion im Deutschen 
Bundestag dienen. Auch hier soll der Fünfte 
Jugendbericht zugrunde gelegt werden, wobei 
nur am Rande erwähnt sei, daß der Dritte Ju-
gendbericht, der sich mit Aufgaben und Wirk-
samkeit der Jugendämter befaßte, wegen der 
seinerzeitigen vorzeitigen Auflösung des Bun-
destages niemals im Parlament diskutiert wur-
de, während der vierte ebenfalls eine nur 
kurze Diskussion fand.

Der Fünfte Jugendbericht ist am 23. Mai 1980 
im Deutschen Bundestag diskutiert worden 
(vgl. dazu Deutscher Bundestag, 8. Wahlperio-
de, 219. Sitzung vom Freitag, den 23. Mai 1980), 
und zwar im Zusammenhang der zweiten und 
dritten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Sozialgesetzbu-
ches — Teil Jugendhilfe — und der Beratung 
des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Jugend-
hilfe.

Aus diesem Grund ist es auch nicht weiter ver-
wunderlich, daß die Auseinandersetzung mit 
dem Jugendbericht gegenüber der Diskussion 
der Vorschläge zur Reform bzw. zur Verbesse-
rung der Jugendhilfe ganz im Hintergrund 
blieb.

Ausführlich zum Jugendbericht haben sich 
nur geäußert die Abgeordneten Hauck (SPD) 
und Kroll-Schlüter (CDU); die übrigen Bei-
träge bezogen sich auf die vorliegenden Ent-
würfe zum Jugendhilfegesetz, in der inhaltli-
chen Substanz im allgemeinen auf die Frage 
der Antragsrechte von Kindern und Jugendli-
chen, auf die Frage der Eingriffsmöglichkeiten 
öffentlicher Stellen in Familien und die Pro-
bleme der Finanzierbarkeit der mit den Ent-
würfen vorgesehenen verstärkten Jugendhil-
feleistungen.

Aus dieser Tatsache lassen sich folgende 
Schlüsse ziehen: Einmal ist offensichtlich ge-
nerell der Zusammenhang zwischen einer al-
len Abgeordneten vorliegenden Analyse zur 
Situation der Jugend (und vor allem zu den 
problematischen Seiten der Jugendsituation) 
einerseits und der Diskussion eines Gesetzes 
andererseits, das die Verbesserung der Hilfe-
möglichkeiten für eben diese Jugend zum Ziel 
hat, nicht als Problem und als Aufgabe bewußt 
geworden. Lediglich im Beitrag des Abgeord-
neten Hauck wird kurz darauf verwiesen, daß 
bei der Erarbeitung des Entwurfs die Ergeb-



nisse des Jugendberichts noch nicht berück-
sichtigt werden konnten.
Im übrigen aber ist die Diskussion, obwohl der 
Jugendbericht auf der Tagesordnung stand, 
gesetzesimmanent geführt worden; es standen 
die ideologisch relevanten Punkte, die sich zur 
Profilierung des jeweils parteipolitischen 
Standpunkts eigneten, vor allem die bereits 
genannten Fragenkomplexe: Antragsrechte 
von Kindern und Jugendlichen und Schutz der 
Familie vor staatlichen Eingriffen, im Vorder-
grund.
Zum andern: Auch da, wo auf den Bericht ein-
gegangen wird, geschieht dies in einer Weise, 
die eher dadurch gekennzeichnet ist, daß die 
ideologisch als Reizworte empfundenen For-
mulierungen herausgegriffen werden und da-
mit das, was als sachliche Aussage damit ge-
meint ist, diskriminiert wird, als daß die Ana-
lysen des Berichts nachvollzogen würden.
Und schließlich: Aus den genannten Gründen 
ist es nicht weiter verwunderlich, daß die Dis-
kussion des Jugendberichts an keiner Stelle 
zu irgendwelchen Folgerungen führt, etwa für 
die weitere Behandlung des Entwurfs für ein 
neues Jugendhilfegesetz bzw. für die Verbes-
serung der Jugendhilfe.

2. Beispiel II:
Die Rezeption der Jugendforschung in 
der staatlichen Jugendpolitik

Die Frage, in welcher Form die ressortmäßig 
etablierte Jugendpolitik Erkenntnisse sozial-
wissenschaftlicher Jugendforschung aufgreift 
und in politisches Handeln umsetzt, kann an 
zwei Punkten analysiert werden: Einmal an 
der institutionellen Absicherung des Trans-
ports von entsprechendem Wissen in die Ent-
scheidungsprozesse und -gremien (beginnend 
bei den Beratungsgremien), zum andern kann 
an faktisch feststellbarem Einfluß gemessen 
werden, welche Wirkung sozialwissenschaftli-
che Erkenntnisse tatsächlich hatten.

Zur institutionellen Absicherung sozialwis-
senschaftlichen Einflusses in der Jugend-
politik
Hier geht es um die Frage, in welcher Form 
das Wirksamwerden sozialwissenschaftlicher 
Erkenntnisse für die Vorbereitung, Planung, 
Durchführung und Evaluation jugendpoliti-
scher Maßnahmen durch Regelungen (in Form 
von Mitspracherechten, Mitgliedschaften von 
Wissenschaftlern) gesichert und damit dem 

Zufall enthoben ist. Jugendpolitische Ent-
scheidungen werden, wenn an die ressortmä-
ßig verankerte Jugendpolitik gedacht wird, 
vom dafür zuständigen Ministerium getroffen. 
Dieses Ministerium bedient sich für die Vor-
bereitung entsprechender Maßnahmen einer 
Reihe von beratenden Gremien, so etwa des 
Bundesjugendkuratoriums mit seinen Aus-
schüssen, sowie von Fall zu Fall ad hoc einbe-
rufener Kommissionen (etwa der Kommission 
zur Erarbeitung eines Diskussionsentwurfs zu 
einem Jugendhilfegesetz).

Die Frage nach der Institutionalisierung eines 
entsprechenden Einflusses läßt sich also be-
handeln als Frage nach der geregelten und da-
mit gesicherten Einflußnahme in den genann-
ten Gremien zur Entscheidungsvorbereitung.

$
Auf eine knappe Formel gebracht läßt sich 
feststellen, daß es einen institutionell, also 
durch Mitgliedschaften, Stimmberechtigung, 
Anzahl der entsprechenden Personen, gesi-
cherten Einfluß nur in sehr geringem Umfang 
gibt.
In den beratenden Gremien des für Jugend-
politik zuständigen Ministeriums, also des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit, wie vor allem im Bundesjugend-
kuratorium, gibt es von der personellen Ver-
tretung und quantitativ gesehen nur einen 
sehr geringen Einfluß. Die Mehrzahl der Mit-
glieder sind Vertreter einzelner Organisatio-
nen aus dem Feld der Jugendarbeit und der 
freien Wohlfahrtsverbände. Sicherlich können 
und werden faktisch auch von den Funktionä-
ren der Verbände sozialwissenschaftliche Er-
kenntnisse eingebracht; aber ebenso dürfte si-
cher sein, daß dies in einer Form und in einem 
Ausmaß geschieht, die durch die Interessen 
des jeweiligen Bereichs, den sie vertreten, be-
stimmt sind. Wichtig für diesen Sachverhalt 
dürfte die Tatsache sein, daß das Feld, um des-
sen politische Gestaltung es geht, bereits so 
stark besetzt ist, daß schon von daher die 
Chancen für eine Rezeption systemüber-
schreitenden Wissens, das die Balance der 
Kräfte und Interessen sprengen würde, sehr 
gering sind (Hornstein, 1974).

So läßt sich denn auch zeigen, daß faktisch Er-
kenntnisse der Jugendforschung in vielen ent-
scheidungsvorbereitenden Gremien und bei 
entsprechenden Anlässen so gut wie keine 
Rolle gespielt haben. Die Kommission zur Vor-
bereitung eines Diskussionsentwurfes für ein 
neues Jugendhilfegesetz hat sich nur in einer 
ihrer zahllosen Sitzungen mit der Frage nach 
der Situation der Jugend befaßt — und dies bei



der Vorbereitung eines Gesetzes, das erklär-
termaßen auf die veränderte Jugendsituation 
reagieren wollte!
Die aufgewiesenen Sachverhalte haben selbst-
verständlich ihre Gründe. L. Böhnisch und 
W. Seheiöld (1976) haben in einer gründlichen 
Analyse der damit zusammenhängenden Fra-
gen vor allem die unterschiedliche Selektivi-
tät der beiden Bereiche Sozialisationsfor-
schung einerseits und Jugendpolitik anderer-
seits für die mangelnde Berücksichtigung so-
zialwissenschaftlicher Erkenntnisse verant-
wortlich gemacht.
„Jugendpolitische Interventionen", so konsta-
tieren die Autoren, „sind vornehmlich an ge-
sellschaftspolitisch und institutionell sanktio-
nierten Bewertungs- und Kontrollkategorien 
der Ergebnisse und Effekte von Sozialisations-
verläufen orientiert, reichen aber nicht an die 
Bedingungen der Sozialisation Jugendlicher 
heran" (ebd., S. 261).

Die Autoren bringen diesen Tatbestand in 
Verbindung mit der Tatsache, daß die Jugend-
politik im gouvernementalen System als eine 
kompensatorische Teilpolitik definiert und zu-
gleich begrenzt ist, d. h. als ein Politikbereich, 
in dem Defizite, Konflikte, Probleme, die in an-
deren Feldern der Politik produziert oder zu-
mindest ungelöst bleiben (in der Arbeits-
marktpolitik, in der Bildungspolitik usw.), hier 
gelöst werden sollen, daß die Jugendpolitik je-
doch über zu wenig Eingriffsmöglichkeiten 
verfügt, um diese Probleme wirklich lösen zu 
können.
Weiterhin konstatieren die Autoren, daß es 
auch „eine massive qualitative Selektivität in 
der Rezeption von Sozialisationsproblemen 
Jugendlicher bei den jugendpolitischen Insti-
tutionen“ (ebd., S. 265) gebe. Dies hängt nach 
Auffassung der Autoren vor allem damit zu-
sammen, daß die administrativ geprägten ju-
gendpolitischen Instanzen nur sehr begrenzt 
in der Lage sind, auf die qualitativen Momente 
von Sozialisationsverläufen, also die „Konflikt- 
haftigkeit von Lern- und Entwicklungsprozes-
sen oder die Reziprozität von sozialisatori- 
sehen Interaktionsverläufen“ (ebd., S. 265) ein-
zugehen.
Die Analyse kommt zu dem Schluß, daß sich 
die beiden Größen, um die es hier geht — So-
zialisationsforschung und Jugendpolitik —, 
nur sehr begrenzt aufeinander beziehen las-
sen. Zugleich macht die Analyse aber auch 
noch auf einen anderen Punkt aufmerksam: 
Mangelnde Aufnahmefähigkeit für Erkennt-
nisse wissenschaftlicher Forschung kann auch 

Zusammenhängen mit begrenzter Einwir-
kungsmöglichkeit auf entsprechende Pro-
blemfelder, mit anderen Worten: mit mangeln-
der ressortmäßiger Zuständigkeit!

In einer spezifischen, aus den besonderen Be-
dingungen dieses Bereichs erklärbaren Weise 
ist der Einfluß der Sozialwissenschaften einge-
führt und zugleich in einer bestimmten Form 
beschränkt worden im Bereich der Jugendför-
derung durch den Bundesjugendplan (vgl. dazu 
die ausführliche Analyse von J. Müller-Stak-
kebrandt, in: Böhnisch/Müller-Stackebrandt/ 
Schefold, 1980, und Hornstein, 1970).

In dem Maße, in dem die Jugendarbeit bean-
spruchte, einen wichtigen, ja unersetzlichen 
Beitrag zur Sozialisation der heranwachsen-
den Generation zu leisten und dafür zuneh-
mend öffentliche Mittel forderte und erhielt, 
wurde auch ein spezifischer Beitrag der Sozi-
alwissenschaft zur Lösung der damit neu auf-
tauchenden Probleme verlangt. Von ihr erwar-
tete man, wie Müller-Stackebrandt (ebd., S. 49) 
mit Recht konstatiert, „Kriterien zur Beurtei-
lung von Wirkungen und Effektivität, die dem 
Charakter der emanzipatorischen Jugendar-
beit entsprechen würden". Dem entsprach, daß 
im Rahmen des 1971 eingeführten „Erpro-
bungsprogramms" und bei den seit 1974 einge-
führten „Wirkungsanalysen" Wissenschaft je-
weils in einer spezifischen Form gefragt war, 
nämlich zur Klärung vordefinierter Fragen, 
zur Überprüfung von Annahmen und Prakti-
ken, wie sie sich in der Förderungspolitik er-
geben hatten.
Dies ändert nichts an der Tatsache, daß die 
grundlegenden Entscheidungen und auch Ent-
wicklungen in diesem Bereich eher allgemein 
gesamtpolitischen und gesamtstaatlichen (im 
Zusammenhang mit der Entwicklung des Sozi-
alstaates stehenden) Kräften ihren Verlauf 
und ihre Richtung verdanken als systematisch 
zugrunde gelegten Erörterungen über die sich 
wandelnde Situation der Jugend (Böhnisch, 
1980).

3. Beispiel III: Jugendforschung in der Bil-
dungspolitik

Die Frage nach dem Einfluß sozialwissen-
schaftlicher Erkenntnisse zu Jugend im Be-
reich der Bildungspolitik läßt sich verhältnis-
mäßig kurz abhandeln. Weder auf der Ebene 
der Länder, die für die Bildungspolitik zustän-
dig sind, noch auf der länderübergreifenden 
Ebene (Deutscher Bildungsrat, Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsfragen, Kultusmini-



sterkonferenz) ist „die Situation der Jugend je-
mals in nennenswertem Umfang eine wirklich 
relevante Bezugsgröße für bildungspolitische 
Entscheidungen gewesen. Das gilt zunächst 
auch, wenn auch nicht in so schroffer Form, für 
die Arbeit des Deutschen Bildungsrats, bei der 
lediglich im Zusammenhang mit den Überle-
gungen zur Reform der Sekundarstufe II ein 
Gutachten in Auftrag gegeben wurde (das 
dann später zu einer Aufarbeitung vorliegen-
der Forschungsergebnisse über Jugend erwei-
tert wurde, vgl. Hornstein u. a., 1975).
Zumindest läßt sich sagen, daß eine grundsätz-
liche und grundlegende Reflexion über die Si-
tuation, die Probleme, die Perspektiven und 
Interessen der Jugend in einer konkreten und 
gegenüber früheren Epochen gewandelten 
historisch-gesellschaftlichen Gesamtsituation 
nicht stattfand.
Entsprechendes muß für die Praxis der Bil-
dungspolitik und Bildungsverwaltung der Län-
der konstatiert werden. Es ist keine größere 
bildungspolitische Entscheidung bekannt, bei 
der die eben erwähnte Reflexion stattfand.
Ob es sich um die Einführung des 10. Schuljah-
res in Nordrhein-Westfalen, um die Neuge-
staltung der gymnasialen Oberstufe oder um 
die Frage Gesamtschule oder nicht handelt — 
um nur drei in den letzten Jahren umstrittene 
Themen zu nennen —, in keiner dieser Fragen 
sind die jugendpsychologischen, jugendsozio-
logischen Dimensionen grundsätzlich reflek-
tiert worden oder sind entsprechende Argu-
mentationen ins Feld geführt worden.

Im Bereich der Schuladministration gibt es da-
gegen umgekehrt eine Art negativer Bezug-
nahme auf Jugend, nämlich, daß sich eine 
ganze Reihe von Schulordnungen, wie sie 
etwa in Bayern erlassen wurden, als ein- 
schränkend-disziplinierend verstehen und 
auch so wirken. Sie sind als Antwort auf sich 
verstärkende Konflikte in der Schule, auf sich 
bemerkbar machenden Widerstand gegen-
über als sinnlos empfundenem Lernstreß usw. 
zu verstehen. Sie passen auch insofern in die 
gegenwärtige bildungspolitische Situation, als 
sie zugleich als Verstärkung des Selektions-
druckes wirken: Indem sie disziplinieren, sie-

ben sie auch diejenigen aus, die sich diesen 
Reglements nicht fügen (können oder wollen). 
Wenn die Inhalte des schulischen Lernens als 
sinnlos empfunden werden, wenn die schuli-
schen Lernanforderungen als ichbedrohend 
erfahren werden und nicht als identitätsför-
dernd (Rumpf, 1976), wächst der Widerstand 
und die Abwehr gegenüber derartigen Anfor-
derungen, und wenn die Institution Schule mit 
ihren Ritualen und Anforderungen die Kinder 
und Jugendlichen zwingt, wichtige Anteile ih-
res lebensgeschichtlich erworbenen Ichs zu 
verleugnen (Wellendorf, 1973; Bietau/Breyvo-
gel/Helsper, 1981), dann ist auch dieser Vor-
gang mit psychischen Reaktionen verbunden, 
die auf Aggression hinauslaufen.
Insofern die Administration auf derartige Vor-
gänge mit Maßnahmen der Disziplinierung 
reagiert, zeigt sich hier ein typisches Beispiel 
für eine unerkannte Verstrickung, bei der 
durch die Reaktion und Antwort ein vorher 
schon bestehendes Problem mit falschen Mit-
teln beantwortet und damit eher verstärkt 
wird.
Zieht man aus den hier etwas näher betrachte-
ten Beispielen einen Schluß, dann läßt sich 
dieser etwa wie folgt formulieren: Es gibt of-
fensichtlich eine weitgehende Resistenz des 
politisch-administrativen Handlungssystems 
gegenüber den vorhandenen Wissensbestän-
den der Jugendforschung — sehr im Gegen-
satz zu dem eingangs konstatierten „Ruf nach 
Wissenschaft“. Der Anwendungsbereich ent-
sprechenden Wissens ist bestimmt durch die 
Handlungsgrenzen und -möglichkeiten des als 
Jugendpolitik etablierten Subsystems. Eine 
weitere Einschränkung in der Umsetzung er-
folgt immer dann, wenn durch die Anwendung 
von entsprechendem Wissen Interessen ver-
letzt würden. In Institutionen wie dem Bil- 
dungs- und Ausbildungswesen oder auch der 
Bundeswehr, den Kirchen, den Jugendorgani-
sationen der Parteien wird auf Ansprüche und 
Bedürfnisse der Jugend nur in dem Maße rea-
giert, als dies durch das entsprechende Ver-
halten der heranwachsenden Generation 
gleichsam erzwungen wird und andere For-
men des Problemmanagements sich als nicht 
mehr wirksam erweisen.



IV. Gründe für die Resistenz des politisch-administrativen Systems

1. Das Problem der Entsprechung von 
Wissens- und Handlungsstruktur

In diesem Kapitel soll auf einer allgemeineren 
und grundsätzlicheren Ebene nunmehr die 
Frage analysiert werden, welche strukturellen, 
in der Verfassung des politisch-administrati-
ven Systems liegende Gründe es für die fest-
gestellte mangelnde Rezeption des Wissens 
gibt. Dabei wird die These unterstellt, daß die 
festgestellte Resistenz zumindest nicht nur 
auf mangelndem wissenschaftlichen Interesse 
oder mangelnder fachlicher Rezeptionsfähig-
keit der in der politischen Administration Tä-
tigen beruht, oder gar auf deren schlechtem 
Willen oder Bequemlichkeit, sondern daß es 
in den Strukturen der Verfassung des politi-
schen Systems liegende Gründe dafür gibt.
Auf der anderen Seite wird auch nicht einfach 
unterstellt, daß es an der schlechten Qualität 
des von den Wissenschaftlern produzierten 
Wissens oder deren Unfähigkeit, die Ergeb-
nisse ihrer Arbeit in einer verständlichen 
Sprache mitzuteilen, liegt (obwohl dies im 
konkreten Fall sicherlich eine Rolle spielt), 
daß es so wenig Chancen der Rezeption für 
das politische System hat.
Es bietet sich an, die oben formulierte Frage 
nicht in ihrer ganzen Breite zu erörtern, also 
sämtliche auf dem Markte befindlichen Arten 
von Wissen über Jugend der eben formulier-
ten Frage zu unterwerfen, sondern die Ana-
lyse an einem zugespitzten Beispiel zu führen. 
Dieses Beispiel soll der Fünfte Jugendbericht 
sein; und zwar aus zwei Gründen: Einmal, weil 
Jugendberichte, darauf ist bereits verwiesen 
worden, explizit auf den Bereich des politi-
schen Handelns bezogen sind; sie sollen laut 
gesetzlicher Vorschrift Anhaltspunkte für po-
litisches Handeln liefern. Zum anderen läßt 
sich an der Art und Weise, wie politisch mit 
dem Fünften Jugendbericht umgegangen wur-
de, analytisch sehr deutlich eine Reihe von 
Diskrepanzen zwischen der Form des Wissens 
über Jugend einerseits und der Struktur und 
den Handlungsmöglichkeiten des politischen 
Systems andererseits aufzeigen.
Dabei liegt es nahe, von der Annahme auszu-
gehen, daß es ganz bestimmte, in der Struktur 
des politischen Systems der Bundesrepublik 
liegende Gründe dafür gibt, daß ein Bericht in 
der Art des Jugendberichts zwangsläufig ganz 
massiven Abwehr- und Verdrängungsprozes-
sen auf der genannten Ebene zum Opfer fallen 
muß.

Folgende allgemeine Hypothese kann dabei 
die Analyse leiten: Wissensbestände haben 
eine um so größere Chance, von den politi-
schen Akteuren und Instanzen aufgegriffen 
und zur Grundlage ihres Handelns gemacht zu 
werden, je mehr die Struktur dieses Wissens 
auf die Handlungsbedingungen, die Hand-
lungsziele und Handlungsmöglichkeiten der 
Akteure und Instanzen zugeschnitten ist, also 
sozusagen in den jeweiligen Handlungshori-
zont paßt.
In der Anwendung auf unseren Fall lautet die 
Hypothese dann: Das im Fünften Jugendbe-
richt angebotene Wissen über Jugend und Ju-
gendprobleme steht in seiner inneren Struk-
tur in einem eklatanten Widerspruch zu den 
Handlungsstrukturen und -möglichkeiten des 
politischen Systems; es muß also, das Fehlen 
eines öffentlichen Drucks vorausgesetzt, rela-
tiv wirkungslos bleiben.
Wenn von einer derartigen Hypothese ausge-
gangen wird, kommt es zunächst darauf an, 
sich klarzumachen was es heißt, wenn gesagt 
wird, daß Entsprechungen auf der Ebene poli-
tischen Handelns mit der Form und Struktur 
von Wissensbeständen auf der Seite der Wis-
senschaft eine wichtige Voraussetzung für die 
Aufnahme und das Wirksamwerden von Wis-
sen für politisches Handeln sein sollen.
Es lassen sich vielleicht folgende Entspre-
chunge 14n denken ):
a) Eine Entsprechung zwischen einer sich 
„analytisch" verstehenden Politik, die lediglich 
wissen will, wie etwas ist einerseits und einer 
Form des Wissens andererseits, wie sie gerade 
durch die klassische Form der Enquete ver-
sprochen wird. Auf dieser ersten Ebene richtet 
sich die wissenschaftliche Information auf Ein-
gangsbedingungen und Konsequenzen politi-
schen Handelns; dieses selbst, seine Ziele usw. 
sind nicht thematisiert.
b) Auf einer zweiten Ebene geht es auf Seiten 
der Politik um Bedürfnisse und Ansprüche 
nach Systemkontrolle oder Systemkonstruk-

14) In Anlehnung an W. van den Daele/P. Weingart, 
Resistenz und Rezeptivität der Wissenschaft — Zu 
den Entstehungsbedingungen neuer Disziplinen 
durch wissenschaftspolitische Steuerung, in: Zeit-
schrift für Soziologie 4 (1975), S. 146—164; ausführli-
cher habe ich mich zu den im Text dargestellten 
Problemen geäußert in meinem Beitrag: .Jugendfor-
schung und gesellschaftliche Praxis", in: U. Beck 
(Hrsg.), Soziologische Theorien in der Gesellschafts-
politik. Göttingen 1981.



tion; auf der Seite der Wissenschaft um ein 
entsprechend strukturiertes Wissen, das ge-
eignet ist, zur Lösung von Aufgaben der Sy-
stemkontrolle und der Systemkonstruktion 
beizutragen. Hier geht es immer um die Frage, 
wie etwas Bestimmtes gemacht, ein bestimm-
tes Problem gelöst werden kann; es kann sich 
dabei um ein Kontrollproblem oder aber um 
ein Konstruktionsproblem handeln. Dies heißt 
unter anderem, daß das politische Handeln 
selbst, und zwar hinsichtlich der Mittel, in die 
Problemdefinition einbezogen ist (die Ziele 
stehen fest). Eine politische Instanz, die Wis-
sen dieser Art nachfragt, muß also wissen, was 
sie will, sie braucht dann wissenschaftliche Er-
kenntnisse von einer Art, die ihr sagen, wie 
ein bestimmtes Ziel erreicht werden kann. Es 
geht hier also um eine Zweck-Mittel-Rationa-
lisierung. Das nachgefragte Wissen muß die 
Funktion eines Hebels haben — im Fall der 
Systexnkontrolle, um eine Kontrolle der Wir-
kungsweise oder des out-puts eines Systems 
zu ermöglichen, oder im Fall der Systemkon- 
struktion, um den Weg zur Herstellung von 
Systemen oder Objekten zu ermöglichen.
c) Auf einer dritten Ebene könnte man schließ-
lich Bedürfnisse einer Politik identifizieren, 
die sich Aufgaben der Systembildung auf einer 
komplexeren Stufe vornimmt, also um die Lö-
sung von Systemproblemen bemüht ist. Hier 
wird komplexes Wissen nachgefragt, ein Wis-
sen, das die Zusammenhänge zwischen Subsy-
stemen und Handlungsbereichen zum Gegen-
stand hat — Wissen, wie es z. B. für die Auf-
gabe gesamtwirtschaftlicher Steuerung, für 
Stadtsanierung, Bildungsreform und — so 
ließe sich hinzufügen — das Problem Jugend 
benötigt wird.

Die Diskrepanz der Erwartungen und Ansatz-
punkte
Bezieht man die Art der Auseinandersetzung 
mit dem Jugendbericht durch die politischen 
Instanzen auf dieses eben skizzierte Schema, 
könnte man zunächst zu folgendem Ergebnis 
kommen:
Darstellungen und Analysen der Jugendpro-
bleme, die wie im Fünften Jugendbericht dar-
auf zielen, Jugendprobleme in ihrem gesell-
schaftlichen Bedingungszusammenhang zu 
thematisieren, müssen die Ergebnisse ihrer 
Analysen als einen Beitrag auf der Ebene der 
Systembildung verstehen; sie unterstellen, 
daß dem Auftraggeber daran gelegen sein 
müßte, Wissen von einer Art zu erhalten, das 
Aufschluß über die komplexen Bedingungszu-
sammenhänge von „Jugendproblemen" geben 

würde. Die Stellungnahmen zum Fünften Ju-
gendbericht zeigen, daß der Auftraggeber und 
wichtige Adressaten im Gegensatz dazu den 
Bericht auf der Ebene der „Beschreibung", also 
lediglich als Material zur Kennzeichnung von 
Ausgangsdaten für mögliches politisches Han-
deln, aber nicht im Hinblick auf reflexive Sy-
stempolitik zur Lösung des Problems Jugend 
sehen wollten und ihn entsprechend gewertet 
haben. Ganz am Rande könnte man noch sa-
gen, daß in den Stellungnahmen auch die 
Funktion der Systemkontrolle eine relativ 
große Rolle spielt. Und ganz in diese generelle 
Tendenz paßt auch, daß die Opposition — fol-
gerichtig in diesem gedanklichen Schema — 
die Ergebnisse der Analysen des Berichts als 
Folgen politischen Handelns der Regierung 
hinstellt; auch sie verzichtet also völlig darauf, 
die Analyse der tieferliegenden Bedingungs-
zusammenhänge, wie sie im Bericht vorge-
nommen wird, zur Kenntnis zu nehmen.
Der entscheidene Punkt ist der, daß der Be-
richt so ausgenommen wird, als ob er eine Be-
schreibung liefere, eine Enquete im üblichen 
Sinne der Oberflächendarstellung sei, und so 
wird er bewertet — und an diesem Maßstab 
gemessen als unzureichend qualifiziert. Dafür, 
daß er als Oberflächenbeschreibung genom-
men wurde, gibt es eine ganze Reihe von Hin-
weisen: Der Bundesrat z. B. formuliert, der Be-
richt werde, weil er keine vollständige Be-
schreibung liefere, dem gesetzlichen Auftrag 
nicht gerecht, die Bundesregierung hätte ihn 
gar nicht annehmen dürfen. In die gleiche 
Richtung zielt die in vielfältigen Nuancierun-
gen vorgetragene Kritik, der Bericht male ein 
Schreckensbild, ein Horrorgemälde von der 
Jugend, in dem es von Drogensüchtigen, Kri-
minellen, Ausgeflippten, Alkoholabhängigen 
wimmle, daß er zur Dramatisierung der Ju-
gendprobleme, die er selbst kritisiere, beitra-
ge. Dies bedeutet, daß in solchen Kritiken die 
Tiefendimension des Berichts, in der die ge-
sellschaftlichen Entstehungszusammenhänge 
von Problemen dargestellt werden und wofür 
das eben Genannte für die Kommission nur 
Symptome, Illustrationen waren, völlig ausge-
blendet wird. An keiner Stelle wird das Ver-
fahren, das sich mit dem Konzept verknüpft, 
genannt, noch weniger die Intention gewür-
digt15 ). Es wird lediglich kritisiert, daß die 
Kommission sich auf die Darstellung von Pro-

15) Mit besonderer Hartnäckigkeit werden Zielset-
zung, Konzept und Vorgehensweise der Kommis-
sion ignoriert in den verschiedenen Beiträgen der 
Zeitschrift „jugendwohl", die sich mit den einzelnen 
Themenbereichen des Berichts auseinandersetzen. 
Vgl. Zs. jugendwohl 62 (1981), Heft 4.



blemgruppen beschränkt habe; das Konzept 
des Berichts wird als das der Beschreibung 
mehr oder weniger zufällig aneinander gereih-
ter einzelner Sozialgruppen Jugendlicher miß-
verstanden.
Demgegenüber lassen sich die Intentionen 
und das Vorgehen der Verfasser des Berichts 
am ehesten der dritten Ebene zuordnen, also 
der Ebene, auf der es um Aufgaben der Sy-
stembildung geht
Das dem Bericht zugrunde liegende Verfah-
ren, nämlich die komplexen und differenzier-
ten Konstituierungsprozesse, in denen Ju-
gendprobleme erzeugt werden, aufzudecken, 
die Problemverschiebungen und -Verlagerun-
gen von einer Institution zur anderen (etwa 
von der Schule in die Familie, von dort in Bera-
tungs- und Therapieeinrichtungen) zu analy-
sieren, die Problematik von Interventionen an 
oft fragwürdigen, ja sinnlosen Stellen usw. — 
dies alles gehört auf diese Ebene. Es setzt al-
lerdings die Annahme voraus, daß es Instan-
zen oder eine Instanz gibt, die Wissen dieser 
Struktur in eine Art gesamtgesellschaftliche 
Jugendpolitik, auch und gerade im Sinne der 
Integration und der Zusammenschau der Pro-
bleme von einzelnen Bereichen, umzusetzen 
vermag.
Der Versuch der Kommission, auf der Grund-
lage einer sozialwissenschaftlichen Sicht-
weise die sozialstrukturellen, ökonomischen, 
politischen Bedingungszusammenhänge von 
Jugendproblemen herauszuarbeiten und die 
Ergebnisse an gesellschaftspolitischen Krite-
rien, wie etwa an dem der Gleichheit von Le-
benschancen u. a., zu messen, führt notwendig 
dazu, daß Zusammenhänge zum Vorschein 
kommen, die übergreifender Art sind, die eben 
gerade nicht den Handlungsmöglichkeiten, 
dem Handlungshorizont und den Handlungs-
zielen der angesprochenen politischen Instan-
zen entsprechen.
Für eine genauere Analyse des damit behaup-
teten Sachverhalts ist es zunächst notwendig, 
daran zu erinnern, daß die Jugendberichte im 
Umkreis — von außen betrachtet ist man viel-
leicht geneigt zu sagen: im Dunstkreis — der 
Jugendhilfe und Jugendpolitik angesiedelt 
sind. Das hat mit verfassungsrechtlichen 
Gründen zu tun, die hier nicht im einzelnen 
aufgerollt werden können.

2. Die Unvereinbarkeit in den Strukturen

Vor diesem Hintergrund ergeben sich eine 
ganze Reihe von Problemen, die kurz skizziert 
werden sollen:

1. Jugendpolitik als der Handlungsbereich, auf 
den Jugendberichte zunächst bezogen sind, 
stellt eine kompensatorische Teilpolitik dar 
(Böhnisch, 1980); es handelt sich also um einen 
Bereich, in dem Folgeprobleme anderer Poli-
tikfelder oder ungelöste Probleme von dort 
aufgefangen und gegebenenfalls bearbeitet 
werden sollen. Wenn man von der Jugendpoli-
tik des Bundes spricht, und von da muß man 
im Zusammenhang eines Jugendberichts der 
Bundesregierung zunächst ausgehen, ergibt 
sich daraus ein sowohl horizontales als auch 
vertikales Zuständigkeitsproblem, und dazu 
schließlich ein ganz grundsätzliches qualitati-
ves.

Zunächst zu den Zuständigkeitsproblemen: 
Jedermann weiß, daß das Bildungswesen und 
weitgehend auch der Ausbildungsbereich Sa-
che der Länder sind. Nun wird aber unter mo-
dernen Verhältnissen über das Schicksal der 
Jugend gerade in diesen Institutionen des Bil-
dungswesens entschieden; hier werden Chan-
cen vergeben, Probleme erzeugt. Diese Institu-
tionen aber unterstehen den Ländern, die sich 
ihrerseits jedoch durch Bundesjugendberichte 
gar nicht betroffen fühlen; sie weisen die Kri-
tik jeweils für das eigene Land als nicht zutref-
fend zurück.
Es gibt aber auch ein Zuständigkeitsproblem 
auf der horizontalen Ebene: Auf allen Ebenen, 
also des Bundes, der Länder, der Kommunen, • 
gilt der oben bereits angedeutete Sachverhalt: 
nämlich, daß Jugendhilfe immer mit ungelö-
sten Problemen anderer Institutionen befaßt 
ist. Wenn die Analyse also in diese anderen 
Institutionen hineingreift, wie das z. B. im Ab-
schnitt über Schulversagen der Fall ist, fehlt es 
der Jugendhilfe als Antwort an den entspre-
chenden Interventionsmöglichkeiten.

Dies führt zu dem Schluß, daß Jugendberichte, 
so wie sie bisher vorgelegt wurden, im politi-
schen System der Bundesrepublik keine Ent-
sprechung auf der Handlungs- und Interven-
tionsebene haben. Der Bericht wendet sich an 
Politik So, als ob diese unmittelbaren Zugang 
zu den herausgearbeiteten Problemen hätte 
und im Rahmen einer übergreifenden Jugend-
politik auch die Chance, diese Probleme auch 
wirklich zu lösen und auf den Ebenen zu bear-
beiten, auf denen sie dargestellt werden. Das 
ist aber nicht der Fall; der Bericht hat also ei-
gentlich keinen Adressaten.

2. Es gibt aber auch noch einen anderen Punkt. 
Es ist nämlich sehr die Frage, ob die Qualität 
sozialisatorischer Prozesse überhaupt politi-
schen Gestaltungsversuchen offensteht Diese 



Qualität wird ja bestimmt durch asymmetri-
sche Sozialbeziehungen, Formen daraus resul-
tierender Konfliktlösungen, Macht- und Inter-
essenstrukturen, die sich im Rahmen politi-
scher Intervention nur sehr bedingt verändern 
lassen. Noch einmal mit anderen Worten: Aus 
den genannten Strukturmomenten ergibt sich 
eine Selektivität des jugendpolitischen Hand-
lungssystems, das in äußerst scharfem Gegen-
satz zu den in einer sozialwissenschaflichen 
Analyse herausgearbeiteten, sehr komplexen 
Bedingungszusammenhängen von Jugendpro-
blemen steht.
Wenn man von dem Entsprechungsgedanken 
her nun umgekehrt fragen würde, welcher Art 
denn ein Wissen sein müßte, das „passend" 
wäre sowohl gegenüber der Verfaßtheit von 
Jugendpolitik wie gegenüber der faktischen 
Organisation von Jugend, dann käme man 
nach allem Vorausgegangenen zu folgendem 
höchst fragwürdigen Ergebnis:
— Es müßte institutionenbezogen und nicht 
adressatenbezogen sein; also Antwort auf die 
Frage geben, wie Institutionen ihre Probleme 
mit Jugend" besser lösen könnten.
— Es müßte vor allem Verhalten und Einstel-
lungen der Jugend (und weniger die gesell-
schaftliche Produktion von problematischen 
Lebensverhältnissen) zum Gegenstand haben. 
Die Aufgabe der Änderung von Verhalten und 
Einstellungen nämlich ist delegierbar. Es han-
delt sich um eine an die Erziehung abgebbare 
Aufgabe. Politik braucht sich dann davon nicht 
mehr berühren zu lassen.
— Dieses Wissen müßte sich schließlich ganz 
darauf beschränken, Symptome, Probleme in 
ihrer Oberflächenerscheinung unter Verzicht 
auf die Analyse der sozialen und gesellschaft-
lichen Bedingungszusammenhänge darzustel-
len.
Aus allem bisherigen ergibt sich aber klar, daß 
Wissen dieser Axt gerade nicht an die Qualität 
der faktischen Probleme und vor allem nicht 
an die Verursachungszusammenhänge heran-
käme, also gleichsam seinen Gegenstand in 
entscheidenden Dimensionen verfehlte.

3. Abwehrformen

Nachdem das Konzept des Berichts nun die-
sen „Anforderungen" in gar keiner Weise ent-
spricht, ist es nicht weiter verwunderlich, daß 
auch in diesem Falle generelle Mechanismen 
der Problemabwehr und -Verschiebung gel-
tend gemacht werden, die in diesem Bereich 

auch sonst festgestellt werden müssen — daß 
dies aber, dies wäre der zweite Teil dieses Fa-
zits, kein Zufall ist, sondern sehr eng mit der 
Verfassung und Struktur des politischen Sy-
stems zusammenhängt.

In bezug auf die bisher vorliegenden .Antwor-
ten" auf den Jugendbericht lassen sich folgen-
de, auch sonst antreffbare, hier aber in dem 
spezifischen Kontext angesiedelte Mechanis-
men konstatieren:
— Erkenntnisse über die sozialen Bedingun-
gen der Probleme werden so gut wie völlig 
ausgeblendet; während diese sonst häufig zu 
sozialpädagogischen Aufgaben umdefiniert 
werden, werden sie hier weitgehend igno-
riert.
— Es gibt zweitens den Vorgang des Passend- 
Machens in bezug auf die eigenen politischen 
Absichten. Dies trifft vor allem auf die Stel-
lungnahme der Bundesregierung zu; sie über-
nimmt und formt um nach ihren Zielen.
— Das Prinzip der Weitergabe wegen Unzu-
ständigkeit. Das gilt ebenfalls für die Stellung-
nahme der Bundesregierung, die die Kritik vor 
allem am Schulwesen mit dementsprechen-
dem Hinweis zurückweist und weitergibt.

Eine weitergehende Analyse müßte nun die 
übrigen Beteiligten einbeziehen; also die Ver-
bände, die Fachorganisationen, die Träger-
gruppen der Jugendhilfe, und zwar freie Trä-
ger wie kommunale, und nicht zuletzt auch 
diejenigen, von denen in diesem Bericht die 
Rede ist, also die Kinder und Jugendlichen. 
Ein anderer wichtiger Part wird von dem ge-
spielt, was man die „Öffentlichkeit" nennt, die 
öffentliche Diskussion, die Medien16 ).

16) In bezug auf die Verbände und Fachorganisatio-
nen läßt sich feststellen, daß sie sich vor allem dann 
und darüber beklagen, daß ihre Arbeit zu wenig ge-
würdigt wird, daß die positiven Ansätze nicht genü-
gend herausgestellt werden. Sie nehmen den Be-
richt weitgehend als Jugendhilfebericht, schieben 
aber gerade die grundsätzliche Frage, in welcher 
Weise sie sich selbst in ihrer Verfassung und Struk-
tur, den darin wirkenden Formen der Problemwahr-
nehmung und Definition auf die wirklichen Pro-
bleme beziehen, von sich weg. Dies unterstützt na-
türlich die vorher skizzierten Reaktionsformen der 
politischen Instanzen.
Zum Stichwort „Öffentlichkeit" ist zu bemerken, daß 
starker öffentlicher Druck durchaus die Barrieren 
und Einschränkungen der Handlungsformen des 
politisch-administrativen Systems verschieben 
könnte. Das war beim Fünften Jugendbericht nicht 
der Fall; dies hat sicher sowohl äußere wie innere 
Gründe; zu den inneren gehört die Tatsache, daß 
zum Zeitpunkt der Vorlage des Berichts das Thema 
Jugend" nicht mehr und noch nicht wieder „in" war,



Das Fazit aus dieser Analyse würde also zu-
nächst heißen: Je mehr Analysen zu dem, was 
in der öffentlichen Diskussion Jugendpro-
bleme genannt wird, die gesellschaftlichen 
Konstituierungs- und Bedingungszusammen-
hänge einbeziehen, je mehr sie auch auf die 
Qualität der Probleme abheben und nicht nur 
Oberflächen-Schilderungen von Einstellun-
gen und Verhalten geben, um so mehr sind sie 
zur Wirkungslosigkeit verurteilt, weil in die-

sen Analysen-zu weit über die den jeweiligen 
politischen Akteuren offenstehenden Hand-
lungsbereiche hinausgegriffen wird..
In einer abschließenden Erörterung ist erstens 
zu fragen, mit welchen Strukturmomenten der 
Gesellschaft dies zusammenhängt, und zwei-
tens, welche Folgerungen sich daraus ergeben 
— und zwar sowohl in Richtung sozialwissen-
schaftlicher Forschung wie auch im Hinblick 
auf politische Praxis zugunsten von Jugend.

V. Konsequenzen und Folgerungen

1. Jugend als Systemproblem

Es ist eine in der neueren politikwissenschaft-
lichen Diskussion immer wieder anzutref-
fende Feststellung, daß unter den gesellschaft-
lichen Bedingungen der Gegenwart offen-
sichtlich an die Stelle der klassischen politi-
schen Konfliktlinien und der klassischen als 
Verteilungskämpfe zu interpretierenden poli-
tischen Auseinandersetzungen solche von ei-
ner neuen Art getreten sind, und daß dies kor-
respondiert mit dem Konzept einer „neuen Po-
litik" (Hildebrandt/Dalton, 1980).
Damit ist folgendes gemeint: Die Themen der 
alten „klassischen" Politik beziehen sich auf 
wirtschaftliche, soziale und religiöse Gegen-
sätze; diese Form der Politik hat zum Gegen-
stand den Konflikt zwischen Habenden und 
Nicht-Habenden, dem seinerseits identifizier-
bare Interessen- und Konfliktgruppen zu-
grunde liegen.
Die Themen der „neuen Politik" sind demge-
genüber eher Lebensqualität, Bildung, Um-
welt, Frieden, Mitbestimmung. Mit dem Auf-
treten dieser neuen „issues" entsteht eine neue 
Situation für die etablierte politische Organi-
sation: Am Beispiel Atomenergie z. B. zeigt 
sich, wie die Reaktionsfähigkeit der politi-
schen Eliten auf dieses Thema eingeschränkt 
ist, und zwar deshalb, weil offensichtlich die 
herkömmlichen Reaktions- und Verarbei-

also keine Konjunktur hatte. Diese war etwa Mitte 
der siebziger Jahre unter dem Stichwort Jugend als 
Problemgruppe gewesen, und dann wieder etwa 
nach der Jahresmitte 1980, als, im September in Zü-
rich beginnend, eine neue Jugend-Bewegung von 
sich reden machte. Hier wurde Jugend aber anders 
thematisiert, als dies im Jugendbericht geschah. 
Deshalb konnte er in dieser Phase auch nicht ohne 
weiteres ins Gespräch kommen; dazu hätte es einer 
„Übersetzung" bedurft, die nicht geleistet wurde! Ein 
Teil des Schicksals dieses Jugendberichts lag darin, 
daß er zwischen diese beiden Konjunkturen ge-
riet.

tungsmuster von Konflikten für die politische 
Verarbeitung dieser Konflikte nicht mehr aus-
reichen. Dies wiederum hängt damit zusam-
men, daß es für die Parteien nicht absehbar ist, 
welche Frontlinien sich bei der Auseinander-
setzung um diese Themen ergeben, welche 
Gruppen sich in welcher Form mobilisieren 
lassen und zu welchen Konflikten dies führt.
Folgt man der Analyse, die M. Th. Greven 
(1980) vorgelegt hat, dann gibt es eine abneh-
mende Fähigkeit der Parteien und des Partei-
ensystems, Probleme einer bestimmten Quali-
tät überhaupt aufzugreifen, und darüber hin-
aus die zusätzliche Schwierigkeit, die Art und 
Weise, wie Probleme in der Politik aufgegrif-
fen, definiert und bearbeitet werden, und vor 
allem die dabei leitenden Kriterien, gegenüber 
bestimmten Gruppen, Schichten ausreichend 
und überzeugend zu begründen.
Dabei handelt es sich bei den in dieser Sicht 
„vernachlässigten" Problemen nicht um Grup-
peninteressen („Umwelt", „Friedenssicherung" 
sind keine Gruppeninteressen, sondern sie be-
treffen das Gemeinwohl), sondern um Proble-
me, die von allgemeiner Natur sind, das allge-
meine Wohl betreffen, gleichwohl aber höchst 
konkret sind. Deshalb können sie, dieser Theo-
rie zufolge, nicht als ein Interesse unter ande-
ren durch das Parteiensystem bearbeitet und 
gelöst werden; sie sind systemwidrig, betref-
fen aber Sachverhalte, die für die Zukunft des 
Systems von höchster Bedeutung sind.
Dieser Überlegung liegt die Tatsache zugrun-
de, daß das traditionelle politische Parteiensy-
stem auf der Basis utilitaristischer Strategien 
und aquisitiver Werte verläuft, d. h., es geht 
um die Verteilung materieller Güter zwischen 
den sozialen Interessengruppen. In dem Mo-
ment, in dem „post-aquisitive" Werte, also sol-
che, die nicht auf Besitzmehrung für konkrete 
soziale Gruppen hinauslaufen, geltend ge-
macht werden, versagt dieser Mechanismus; 



dies ist nicht nur dadurch zu erklären, daß Ge-
meinwohlinteressen keine oder nur eine 
schwache Organisationsbasis haben, sondern 
stellt ein grundlegendes strukturelles Problem 
in „postmateriellen" Gesellschaften dar.
Neben dieser die Inhalte betreffenden Aus-
wirkung gibt es auch Konsequenzen für den 
Stil und die Form der politischen Auseinan- 
"dersetzung. Die neuen Inhalte stellen dieser 
Theorie zufolge auch die traditionelle Politik- 
form der bürgerlichen Gesellschaft mit dem 
arbeitsteilig delegierten, repräsentierenden, 
auf Aggregation und Befriedigung von Grup-
peninteressen gerichteten Stil in Frage. Die 
Institutionen des politischen Lebens wie Par-
lament, überhaupt der ganze Apparat, in dem 
der Staat dem Bürger gegenübertritt, erschei-
nen dann notwendigerweise abstrakt, fremd, 
distant.
Für den Autor der hier referierten Studie er-
gibt sich aus derartigen Befunden zweierlei: 
Einmal hat diese Situation seiner Meinung 
nach mit Notwendigkeit die Entstehung mar-
ginaler Gruppen zur Folge, zum andern resul-
tieren daraus Beteiligungsansprüche einer 
neuen Qualität, neue Formen politischer For-
derungen geltend zu machen — etwa in De-
monstrationen, Bürgerinitiativen —, die über 
die herkömmlichen Formen politischer Betei-
ligung, etwa in Gestalt von Wahlen, hinausge-
hen.

Für das Thema „Jugend" dürften derartige 
Überlegungen in zweierlei Richtungen wich-
tig sein: Zunächst stellt Jugend eine Gruppe in 
der Gesellschaft dar, die mit besonderer 
Dringlichkeit die neuen Themen, also Umwelt, 
Frieden, Dritte Welt, zur Sprache bringt und 
auf den eben skizzierten neuen Formen politi-
scher Beteiligung besteht. Daraus resultieren 
Konflikte in dem Maße und in dem Augen-
blick, in dem diese Ansprüche mit den offiziell 
zugelassenen Formen der Beteiligung des eta-
blierten politischen Systems zusammenpral-
len, und in dem Maße die eben genannten 
Themen als vom politischen System nicht lös-
bar erscheinen.

Zum andern geht es um Jugend und Jugend- 
probleme als Gegenstände, als „Objekte" von 
Politik. Vieles spricht dafür, daß Jugend ähn-
lich wie Umwelt, Frieden, Dritte Welt selbst 
ein Systemproblem ist, das mit den gängigen 
Mitteln politischer Steuerung unter den Be-
dingungen des Vergesellschaftungsprozesses 
im Spätkapitalismus kaum mehr lösbar er-
scheint — nicht zuletzt deswegen, weil der 
Staat sich unter diesen Bedingungen praktisch 

kaum mehr auf die Lebenslagen der Jugend 
beziehen kann. Dies wäre nur möglich auf dem 
Weg über die gesellschaftlichen Institutionen, 
würde aber voraussetzen, daß diese ihrerseits 
von den Jugendlichen als die „ihrigen" emp-
funden würden, mit anderen Worten: wenn sie 
die Bedürfnisse, Probleme und Interessen der 
jungen Leute zum Maßstab ihres Handelns 
machten. Dies wird aber faktisch kaum so 
empfunden, und die Institutionen sind deshalb 
auch nicht in der Lage, dasjenige Maß an Iden-
tifikation und innerer Loyalität und Bindung 
zu erzeugen, das als Grundlage für jede Form 
„vernünftiger", d. h. auf der Basis von Argu-
menten erfolgenden Auseinandersetzung not-
wendig ist.
Dies ist auch der Grund dafür, daß es für die 
Erwachsenen, und hier insbesondere für Ver-
treter gesellschaftlicher Institutionen wie 
etwa der Parteien, immer schwieriger wird, 
mit jungen Leuten überhaupt noch in Kontakt 
zu treten. Daher übrigens auch der „pseudo- 
hafte" Charakter so vieler Veranstaltungen 
und Aufrufe, die den „Dialog mit der Jugend" 
zum Ziel haben.
Wenn die hier vorgelegte Analyse zutrifft, so 
hat dies Konsequenzen. Die wichtigste liegt 
darin, daß das, was als problematisches Ver-
halten von Jugend erscheint, ob in sozialem 
Rückzug, in Drogenmißbrauch, aggressivem 
Protestverhalten oder was immer, nicht als 
Folge von Einstellungs- oder Verhaltensdefizi-
ten, gemessen an erwünschten, von den Er-
wachsenen als gültig angesehenen Standards 
zu betrachten ist, die durch entsprechende 
pädagogische Maßnahmen zu beheben sind, 
sondern als Ergebnis einer tiefgehenden Krise 
und Entfremdung zwischen Jugend und den 
Institutionen, in denen sich für sie „Gesell-
schaft" darstellt.

2. Konsequenzen für die Forschung

Jugendforschung, die sich auf den hier, insbe-
sondere im Abschnitt II 5, entwickelten Rah-
men bezieht, wird zunächst vorliegende Er-
gebnisse, auch und vor allem hinsichtlich Ein-
stellungen und Verhaltensweisen der Jugend, 
anders, „besser" interpretieren können als bis-
her. Sie wird sie als Ergebnis der Situation ver-
stehen können, die in dem resümierenden Ab-
schnitt II 6 skizziert wurde und wo die Stich-
worte noch einmal genannt wurden, die für die 
Jugendsituation charakteristisch und bestim-
mend scheinen („Bildungsgesellschaft", „Lei-
stungsgesellschaft", „Wertwandel", „Konflikt-
lösungsformen des Staates", „mangelnde Fä-



higkeit des Staates, gesellschaftlichen Kon-
sensus zu erzeugen").
Sie wird also nicht der Versuchung erliegen, 
Einstellungen und Verhaltensmuster von Ju-
gendlichen in einer verdinglichenden Weise 
für sich zu nehmen und damit der fragwürdi-
gen Meinung Vorschub leisten, als ob es 
darum gehen könne, durch pädagogische Maß-
nahmen die darin zum Vorschein kommenden 
„Abweichungen" zu bereinigen. Sie wird viel-
mehr stärker als bisher herausarbeiten müs-
sen, wie das, was in den auffälligen Phänome-
nen zum Vorschein kommt, gesellschaftlich 
erzeugt wird. Die unter II 5 entwickelten Zu-
sammenhänge erlauben es, Hypothesen zu bil-
den, deren Überprüfung noch genauer, als wir 
es bisher wissen, transparent machen würde 
die Prozesse, in denen sich jene mehrfach be-
schriebene Entfremdung von Jugend und Ge-
sellschaft herausbildet.
Das kann hier nicht im einzelnen entwickelt 
und zur Diskussion gestellt werden. Lediglich 
ein Gesichtspunkt soll besonders betont wer-
den: Es spricht vieles dafür, daß die Erfahrun-
gen, die junge Menschen innerhalb der gesell-
schaftlichen Institutionen machen, denen sie 
unmittelbar ausgesetzt sind — im wesentli-
chen ist dies die Schule —, in ganz entschei-
dender Weise ihre Einstellungen und Orien-
tierungen zur „Gesellschaft" insgesamt prägen. 
Was hier im Bereich des Bildungswesens an 
„modellhaft" sich auswirkendem Lernen ge-
schieht, müßte also die bevorzugte Aufmerk-
samkeit auch der Forschung auf sich lenken.

3. Umsetzung als veränderte gesellschaftli-
che Praxis

Wie kann aber Wissen dieser Art angesichts 
der analysierten Rezeptionsmechanismen des 
politisch-administrativen Systems überhaupt 
fruchtbar werden?
Wenn man davon ausgeht, daß die Zuständig-
keitsregelungen zwischen Bund und Ländern 
und auch die Kompetenzverteilung auf der ho-
rizontalen Ebene sich nicht verändern werden, 
d. h., daß an eine gesamtstaatliche Steuerung 
und Lösung der Jugendprobleme nicht zu den-
ken ist, dann bleibt nur die Konsequenz, daß in 
einer ganz anderen Weise als bisher die ge-
sellschaftlichen Institutionen, Gruppen, Ein-
richtungen der verschiedensten Art sich die 
Bedürfnisse und Ansprüche der Heranwach-
senden zu eigen machen, zumindest sich der 
Auseinandersetzung damit öffnen und nicht 
umgekehrt, wie dies heute immer mehr ge-

schieht, durch Ausgrenzung und Verdrängung 
derartiger Ansprüche ganz erheblich an der 
Entstehung der artiger Probleme mitwirken 
(Bietau u. a., 1980).
Heute werden ja in den Institutionen des Bil- 
dungs- und Ausbildungswesens, aber auch in 
den Kirchen, den Gewerkschaften, der Bun-
deswehr, höchstens dann, wenn es nicht mehr 
anders geht, Zugeständnisse gemacht. Zum 
andern werden die aus den jeweiligen Sy-
stemen herausfallenden Teil- und Problem-
gruppen wie die Drogenabhängigen, die Ar-
beitslosen, die Alkoholabhängigen, die krimi-
nell gewordenen Jugendlichen, die Sektenan-
hänger zum Gegenstand jeweils spezieller so-
zialer Dienste und isolierter politischer Ein-
zelmaßnahmen gemacht.

Dies wird der durch die Analyse zutage geför-
derten Tatsache nicht gerecht, daß es nicht um 
die Integration von Teil- und Randgruppen 
geht, sondern daß Jugend insgesamt hinsicht-
lich Integration und Identifikation das Pro-
blem darstellt.

Dies ist eine Frage an alle Institutionen, die 
mit Jugend zu tun haben. Nur um einen in 
jedem Fall zu hohen Preis, nämlich auf Ko-
sten individueller Selbstverwirklichung und 
gesellschaftlich-politischer Weiterentwick-
lung, können sie ihre Unempfindlichkeit und 
Hornhäutigkeit gegenüber Ansprüchen, Pro-
blemen und Lebensentwürfen von Jugendli-
chen beibehalten.

Mit anderen Worten: Es geht nicht nur darum, 
daß politische Instanzen mehr oder besseres 
Wissen über Jugend anwenden, um deren 
Verhaltensweisen, Orientierungen, Wertset-
zungen usw. besser zu verstehen und gegebe-
nenfalls verändern zu können, sondern es geht 
darum, die Situation selbst, die realen Lebens-
bedingungen, und das sind vor allem auch die 
Institutionen, zu verändern.

Der Forschung kommt dabei die Aufgabe zu, 
die bereits beschrieben wurde, nämlich ge-
nauer und kritischer noch als bisher jene Pro-
zesse transparent zu machen, in denen tagtäg-
lich die Lebensansprüche und Lebensentwürfe 
und auch die Zukunft der heranwachsenden 
Generation verdrängt und ausgeschaltet wer-
den.
Die Betonung der Ebene der gesellschaftli-
chen Institutionen, also der Einrichtungen und 
Organisationen, in denen Jugend unmittelbar 
aufwächst, der Schulen, der Ausbildungsinsti-
tutionen, der Bundeswehr, der Jugendarbeit, 
heißt natürlich überhaupt nicht, daß damit die



Ebene der Bundesrepublik mit den dort veran-
kerten Zuständigkeiten und Interventions-
möglichkeiten aus der Verantwortung für Ju-
gendprobleme entlassen wäre.

Dies kann schon deshalb nicht der Fall sein, 
weil die politischen Entscheidungen oder 
auch Versäumnisse dieser Ebene in vielfälti-
ger Weise sowohl direkt auf die Institutionen 
durchschlagen als auch einstellungs- und ver-
haltensbestimmend sind. So dürfte z. B. die Art 
und Weise, in der am 9. Oktober 1981 im Deut-
schen Bundestag über die bevorstehende Bon- 
ner Friedensdemonstration diskutiert wurde, 
die Auffassung darüber, in welcher Weise po-
litische Parteien die Anliegen der Friedensbe-
wegung bewerten, bei vielen jungen Leuten 
entscheidend geprägt haben. Auch auf dieser 
Ebene wird also praktisch dauernd über die 
Lebenschancen und Zukunftschancen der Ju-
gend entschieden.

Darüber hinaus haben gerade die hier vorge-
tragenen Analysen gezeigt, wie eng das, was 
unter dem — es soll noch einmal daran erin-
nert werden: fragwürdigen — Stichwort „Ju-
gendprobleme" diskutiert wird, in gesamtge-
sellschaftliche Wandlungsprozesse verfloch-
ten ist. Wo immer also Politik gemacht und auf 
diese Prozesse reagiert wird (oder durch Igno-
rierung und Versäumnisse Entwicklungen zu-
gelassen werden), da betrifft dies immer auch 
die Lage und Probleme der Jugend. Dies be-

deutet zunächst als minimalste Forderung, daß 
bei allen politischen Entscheidungen auf der 
Ebene der „großen Politik" stets die Auswir-
kungen in dieser Richtung mitbedacht und 
mitdiskutiert werden sollten; dies betrifft im 
übrigen immer auch den Stil politischen Han-
delns.
Schließlich: Sicherlich lassen sich die Proble-
me, um die es in dem hier erörterten Zusam-
menhang geht, nicht durch Neuregelung von 
Zuständigkeiten und administrative Reformen 
lösen; dennoch stellt das Problem Jugend, wie 
übrigens auch andere ungelöste, aber drän-
gende Fragen der Gegenwart, auch eine Her-
ausforderung an die generellen Strukturen, in 
denen unser politisch-administratives System 
verfaßt ist, dar. In diesem Zusammenhang geht 
es weniger um Kompetenzenwirrwarr und 
-Streitigkeiten als vielmehr um das Problem 
zunehmender Bürokratisierung und Anony-
misierung in vielen Bereichen, um Unüber-
schaubarkeit und mangelnde „Zugänglichkeit" 
der großen Organisationen und Apparate. Sie 
vermitteln den Menschen, nicht nur den Ju-
gendlichen, das Gefühl der Ohnmacht und des 
Ausgeliefertseins. Angst aber, als Folge sol-
cher Erfahrungen, erzeugt Aggressivität. Auch 
in dieser Hinsicht stellt Jugend, insofern sie 
dies aufs deutlichste demonstriert, eine Her-
ausforderung dar, auf die angemessen einzu-
gehen bisher kaum Anzeichen erkennbar 
sind.
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Walter Jacobsen/Klaus-Dieter Hartmann

Wertwandel und Erziehung
Auf dem Wege zu einer politik- und bildungsrelevanten 
Motivationsforschung

Steigendes Problembewußtsein

Mein vor zwei Jahren an die politische Psy-
chologie formulierter Appell: „Motivationsfor-
schung tut not!".1) entsprach anscheinend ei-
nem Trend, der bereits in Gang gekommen 
war. Jedenfalls vermehrten sich die Diskussio-
nen und Arbeiten zu dieser Problematik merk-
lich. Allerdings beschränkten sich manche 
Autoren auf die quantitative und formale Seite 
des Postulats: Sie interessierten sich beson-
ders für die Motivationsverstärkung; es geht 
ihnen um die Verstärkung von Lernmotivatio-
nen, von Dienstmotivationen (etwa bei der 
Bundeswehr), von Arbeits- und Berufs- oder 
sonstigen Pflichtmotivationen, kurz: von Lei-
stungsmotivationen.

2) Das Preisausschreiben trug den Titel „Wertwan-
del und Erziehung", über das Ergebnis berichtet 
eine gleichbetitelte Broschüre (1981), herausgege-
ben von der Landeszentrale für Politische Bildung 
Rheinland-Pfalz in Mainz (Postfach 24 48 in 
Mainz).
3) Erschienen in: K. D. Hartmann (Hrsg.), Politische 
Bildung und Politische Psychologie, München 1980, 
S. 244 ff.

Mein Appell hatte indessen eher die qualita-
tive und inhaltliche Seite des Motiviertseins 
im Auge. Mir scheint es zur Zeit am wichtig-
sten zu sein, festzustellen, wodurch und wofür 
sich insbesondere die Heranwachsenden in 
unserem Lande heute motivieren lassen. Des-
wegen exemplifizierte ich meine Anregung 
mit drei mir besonders aktuell und wichtig er-
scheinenden Motivationsbereichen:
1. Was steckt ursächlich und zielhaft (final) 
hinter der Protest-, der „Aussteige"- und 
schließlich der Terrorismusmotivation?
2 . Wodurch ist der Wandel der Wertungen, 
der Zielstrebigkeiten, der Selbstverwirkli-
chungstendenzen bedingt?
3 . Wie könnte politischer Unterricht, wie 
könnte Erziehung enreichen, daß der Sich-Ent- 
wickelnde seinen Selbständigkeitsspielraum 
zu erkennen, seine Verantwortlichkeit zu 
empfinden, eine positive Sinn-Orientierung 
für sein Leben selbst zu suchen, also seine Mo-
tivationen zu kontrollieren bereit und fähig 
wird?
Diesem letzten Anliegen diente. auch das 
zweite Preisausschreiben des „Forschungs-
fonds Psychologie der politischen Bildungsar-
beit" für Psychologen und Pädagogen, das ge-

1) Vgl. dazu: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16/80 
vom 19.4. 1980, S. 47 ff.

meinsam von der Deutschen Vereinigung für 
politische Bildung und der Föderation deut-
scher Psychologenvereinigungen veranlaßt 
wurde 2).
Die hier geforderte „qualitative" Motivations-
forschung scheint also in Gang gekommen zu 
sein. Soweit sie den Bereich der politischen 
Bildungsarbeit berührt, gaben Siegfried 
Preiser und Wolfgang Wannenmacher in dem 
Aufsatz „Kausal- und Finalattributionen in ih-
rer Bedeutung für politisches Engagement“3) 
einen ersten Überblick über die Kategorien, 
die es zu erforschen gilt.
Die „wahren", die „eigentlichen" Motivationen 
für ein Handeln, Denken, Urteilen, Werten, 
Reagieren bleiben einem danach fragenden 
oder beobachtenden Forscher ja zum sehr gro-
ßen Teil verschlossen. Wer sich über seine 
Motive — oder gar den voraufgehenden Moti-
vationsprozeß — äußert, weiß oft selbst nicht, 
ob er die Wahrheit spricht. Man macht sich 
meistens selbst nur solche Motivationen be-
wußt, die einem rechtens, als gut begründet er-
scheinen; das nennt man (psychologisch aus-
gedrückt) „rationalisieren". Ein Motivations-
forscher kann also damit sehr oft nicht viel an-
fangen, er muß — „mißtrauisch" — noch ge-
nauer nachprüfen.
Zunächst freilich wird er von solchen Selbst- 
Offenbarungen ausgehen müssen; selbst wenn 
es um Antworten auf indirekte Befragungen 
geht, wird er manches nicht allzu wörtlich 
nehmen dürfen. Immerhin erhält er Anhalts-
punkte. Zu deren richtiger Deutung muß er 
seine Facherfahrung und seine psychologi-
sche Begabung einbringen.



Ursachenzuschreibung und Kontrollbedürf-
nis — Voraussetzungen für politisches Ver-
antwortungsbewußtsein

Was von Befragten als subjektive Meinung 
über ihre Motivationen angegeben wird, also 
das „vermeintlich Ursächliche", bezeichnete 
der deutsch-amerikanische Forscher Fritz 
Heider als ,Attribution" — als „Ursachenzu-
schreibung"4). Dieser Begriff gilt auch für 
Handlungsbegründungen an „dritten", also be-
obachteten Personen, nicht nur für Selbstkon-
trollen.

4) Fritz Heider, The psychology of interpersonal re- 
lations, New York 1958 (deutsch: Psychologie der in-
terpersonalen Beziehungen, Stuttgart 1977).
5) J. M. Rotter, S. Seeman, Internal versus external 
control of reinforcement: A major variable in the be- 
havior theory, in: N. F. Washburne (Hrsg.), Decision, 
Values, and groups, Vol. 2, London 1962, S. 473 ff.

6) Bericht über den 32. Kongreß der Deutschen Ge-
sellschaft für Psychologie, Zürich 1980, — Verlag für 
Psychologie, Göttingen 1981, S. 389 ff.: „Verzicht auf 
Kontrolle — aus Angst vor Kontrollverlust?"

Die Motivationsforschung stützt sich somit 
auf die „Attributionsforschung" als erstem 
Schritt. Preiser und Wannenmacher griffen 
diese Vorgehensweise auf und führten ent-
sprechende Untersuchungen an deutschen Ju-
gendlichen und Heranwachsenden durch, um 
auf diese Weise den potentiellen Motivatio-
nen für ein soziales und/oder politisches En-
gagement auf die Spur zu kommen.

Der amerikanische Forscher J. B. Rottes, ver-
wies schon 19625) auf die Notwendigkeit, bei 
der Motivations- bzw. Attributionsforschung 
auf den Unterschied zu achten, ob der einzelne 
bei seinen Attributionen die Ursachen mehr 
äußeren Einflüssen und Bedingungen zu-
schreibt oder seiner eigenen Wollens- oder 
Reaktionsentscheidung. Die Attributionsfor-
scher sprechen dann von „externalen" und „in-
ternalen" Zuschreibungen. So wird auch deut-
lich, daß der subjektive Verantwortungsfaktor 
nur bei „internalen“ Attributionsanteilen ge-
sucht werden darf.

Für die Beurteilung der Art eines persönli-
chen Engagements ist es darüber hinaus we-
sentlich zu erkennen, ob jemand sich nur auf-
grund einer fordernden Situation und seiner 
„Zuständigkeit" veranlaßt sieht, mitzumachen 
oder eine bestimmte Rolle zu übernehmen — 
das wäre dann eine „kausale" Zuschreibung —, 
oder ob er sich selber ein Ziel gesetzt hat, das 
er, unter Umständen auch gegen Warnungen 
oder-andere Barrieren, zu erreichen strebt — 
das wäre eine „finale" Attribution; in diesem 
Fall trüge er die Verantwortung für sein Han-
deln selber, während er seine Verantwortlich-

keit bei einer kausal-internalen Attribution 
als zumindest eingeschränkt erleben kann.
Diese Unterscheidungen können natürlich im-
mer nur mit Vorbehalten getroffen werden, 
da sie nie völlig „rein" feststellbar sind; der 
Mensch ist nun mal ein sehr „komplexes" We-
sen. Auch der sorgfältigste Analysierende 
wird nicht immer zuverlässig ausmachen kön-
nen, ob etwa eine Attribution, die aussagte: 
„Das tat ich aus den und den Gründen", nicht 
ehrlicher hätte lauten müssen: „Das tat ich nur, 
weil alle anderen es auch taten". Wer wird 
schon zugeben (können), er habe sich bloß „an-
stecken" lassen!
Die undurchschaubare Komplexität des 
menschlichen Handelns, Denkens, Wertens 
erschwert die Individualdiagnostik ebenso bei 
der für die Politpädagogik wesentlichen Frage, 
ob in einem Jugendlichen bereits so etwas wie 
ein spontan selbstkritisches Prüfen seiner Mo-
tivationen anzutreffen ist — mitunter scheint 
es ja so. (Andere würden so etwas als Zumu-
tung von sich weisen. Das wären Vertreter des 
typischen Gegenpols.) Dann sprechen die Mo-
tivationsforscher von einem schon vorhande-
nen „Kontrollbedürfnis". Pädagogen werden es 
willkommen heißen, denn es erleichtert ihnen 
ja ihre Bemühung, selbstkritisches Engage-
ment erst wecken zu müssen.
Aber sie sind damit nicht aller Sorgen ledig, 
denn man erlebt es ja heute nur zu oft, daß ein 
gesundes „Kontrollbedürfnis" infolge bestimm-
ter persönlicher Erfahrungen „frustriert" wor-
den ist und sich dann nach außen in sehr uner-
wünschter Weise „überkompensiert". In sol-
chen und auch jenen anderen Fällen, wo die-
ses Bedürfnis in Apathie umschlägt, spricht 
die Motivationsforschung von „Kontrollver-
lust". Das Erlebnis von Machtlosigkeit zieht 
u. U. resignative Folgen nach sich, über solche 
Gefahren bei „Kontrollverlust" berichtete 
S. Preiser auf dem letzten Psychologenkon-
greß6). Gegenwärtig scheinen solche Frustra-
tionen für manche Heranwachsende eine ver-
hängnisvolle Rolle zu spielen. Bereitschaft zu 
konstruktivem politischen Engagement ver-
wandelt sich dann zu destruktiven Handelns-
motivationen, die für Außenstehende unver-
ständlich sind. Eine Rückverwandlung des ne-
gativen zu positivem Engagement durch päd-
agogische Methoden wird dann doppelt 
schwierig. Ebenso schwierig wird dann auch 



das Wecken von sozialem und politischem En-
gagement7).

7) Hierzu Berichte aus einer Pilotstudie der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft „Primanermotiva-
tionen gegenüber dem Politikunterricht": a) in: 
„Selbstverwirklichung und Verantwortung in einer 
demokratischen Gesellschaft“, Band 2, hrsg. von der 
Landeszentrale für politische Bildung Rheinland- 
Pfalz, S. 214ff.; b) in: „Politische Bildung und Politi-
sche Psychologie", S. 270 ff. (siehe FN 2).
8) Stanley Milgram, Einige Bedingungen des „Auto-
ritäts-Gehorsams" und seiner Verweigerung, in: Die 
politische und gesellschaftliche Rolle der Angst, 
hrsg. v. H. Wiesbrock, Politische Psychologie, Bd. 6, 
Frankfurt/M. 1967, S. 170 ff.

Entdeckt zum Beispiel ein Schüler, der sich für 
Politik interessiert — etwa dank eines guten 
Politikunterrichts —, Mängel in unserem 
Staatswesen, fühlte er sich vielleicht gar per-
sönlich von ihnen betroffen und versucht nun, 
sich um die Überwindung solcher Mängel zu 
kümmern, sich Sorgen zu machen, also „sich zu 
engagieren", dann wäre das eine „konstruktiv 
motivierte" Handelnsbereitschaft. Der Anlässe 
dazu gäbe es genug: Fälle von Widerspruch 
zwischen Verfassungsnorm und Verfassungs-
wirklichkeit, Konfliktträchtigkeit zwischen 
demokratischen Rechten und Pflichten, 
schließlich auch jede sachgerechte Austra-
gung von politischen Meinungsverschieden-
heiten. Aber wenn der einzelne sich dann, 
etwa im Kollektiv, zu Gewalthandlungen hin-
reißen läßt, wenn sein vernünftiges und sachli-
ches Abwägen eines Problems durch unsachli-
che Emotionen und Ansteckungen überflutet 
wird, wenn ein konstruktiv motivierter Heran-
wachsender in eine Solidaritätspsychose gerät 
und also in einer „Horde" mitmacht, „mitläuft", 
die die Kontrolle über ihren Verstand dispen-
siert hat, dann hat sich eine ursprünglich kon-
struktive Motivation in eine destruktive ver-
wandelt. Sie wurde von „external bedingten" 
Motivationen gleichsam überwältigt, ver-
formt.
Eine Rückbesinnung ist dann schon deshalb 
schwierig und zumindest langwierig, weil der 
einzelne besorgt sein müßte, an Selbstachtung 
und an Respekt einzubüßen. Es wäre interes-
sant, einmal untersuchen zu lassen, warum 
sich positive Emotionen so leicht irritieren las-
sen, wenn negativer Kollektivdruck einsetzt. 
Es wäre ein sozialpsychologisches Pendant zu 
dem bekannten Milgram-Problem „Autoritäts-
gehorsam"8).

Das Gewicht rationaler und emotionaler 
Motivationskomponenten

Über äußere Ursachen jugendlichen Protest- 
verhaltens ist schon viel Generalisierendes 

gesagt und geschrieben worden. Vieles davon 
dürfte zutreffen; zum Teil stammt es aus nicht 
systematisch gewonnenen Erkenntnissen in-
tuitiver Art von klugen Zeitgenossen, zum Teil 
von systematisch-empirisch erarbeiteten De-
moskopie-Ergebnissen.
Nur: Kam man damit bereits jenen komplexen 
Motivationen auf die Spur, die hin ter allen ra-
tionalen „Begründungen" und „Zusammen- 
hangs"erklärungen stecken? Mit Recht sagte 
am 10. Juni 1981 ein Journalist im Hörfunk: 
„Was ist mit allen diesen Enquöteergebnissen 
usw. eigentlich gewonnen, wenn man doch 
weiß, daß mit Logik, also mit Gegenargumen-
ten und Belehrungen, nichts auszurichten ist?" 
Er traf m. E. ins Schwarze: Mit rationaler .Auf-
klärung über soziologische, ökonomische, öko-
logische, militärische, politologische und son-
stige Zusammenhänge — auch über vergan-
gene Erziehungsfehler u. ä. — ist dem Ver-
hängnis, das uns bei einer gleichbleibenden 
Mentalentwicklung in unserem Lande droht, 
nicht beizukommen." Er fragte zum Schluß mit 
Recht: „Wo bleibt die Wissenschaft?" Offenbar 
hatte er dabei u. a. die Jugendpsychologie im 
Sinn. Wir wollen das Problemgebiet hier noch 
ein wenig spezieller kennzeichnen: „Motiva-
tionsforschung".
Beobachtungen deuten darauf hin, daß ein 
„Mitläufer", nach den Gründen befragt, warum 
er sich so hemmungslos verhält, entweder 
(dem Sinne nach) zugibt, „alle anderen tun es ja 
auch, wir sind ja alle derselben Meinung", oder 
behauptet („attribuiert"), dieses Handeln sei 
notwendig, sittlich gerechtfertigt usw., es ent-
spräche seiner eigenen Überzeugung aus den 
und den Gründen. In Wirklichkeit „rationali-
siert" er jedoch nur nachträglich sein Handeln, 
sich selbst etwas vortäuschend. Die „Attribu-
tion" verfestigt dann solche Selbsttäuschun-
gen. Umfragen, die nach den „Ursachen" etwa 
für das um sich greifende „Aussteigen" vieler 
Jugendlicher forschen, fördern oft nur solche 
„attribuierenden" Schein-Argumente zutage 
anstatt tatsächliche Motivationen bzw. Moti- 
vationsgenesen. Auf die Entstehung („wie es 
dazu kommt") muß es jedoch ankommen, denn 
nur so läßt sich hoffen, demokratische Politik 
in gesunde Bahnen lenken zu können. Solche 
Entstehungsforschung muß gegenwartsbezo-
gen sein — Individualanalysen, die bis zur frü-
hen Kindheit reichen (wie etwa die Aggres-
sionsforschung), würden für die Erhellung ak-
tueller Motivationen nicht genug hergeben.
Ganz allgemein wäre es recht nützlich, sich 
gerade bei der Motivationsforschung noch 
mehr als bei der Einstellungs- und Verhaltens-



forschung davor zu hüten, in Ratio und Irratio 
(als Motivquellen) quasi getrennte (gegneri-
sche) „Lager" zu sehen. In Wahrheit ist 
menschliches Verhalten ja immer komp 9lex) , 
feststellbar sind immer nur Dominanzen, sei 
es aus dem kognitiven oder dem affektiven 
„Lager". Wenn also Preiser von „zwei Mecha-
nismen" redet: einer affektiven Bindung, die 
bereits im Vorschulalter beginnt, und einer 
späteren — doch wohl kognitiv selegierenden 
— .Ausblendung", so dürften diese wohl, ver-
einfacht, als zwei komplex zusammenwir-
kende Entstehungskomponenten von Motiva-
tion bezeichnet werden, als jewei

10
ls ein mehr 

kognitiver und ein mehr affektiver Teil 0). Ent-
wicklungspsychologisch betrachtet dürfte 
dann das kognitive Moment der Attributionen 
allmählich mehr und mehr überwiegen. Aber: 
die vermeintlich kognitive Attribution ist viel-
leicht immer noch erheblich irrational ver-
fälscht. Wer könnte wohl objektiv sein eigenes 
Handeln analysieren? Dies dürfte ganz beson-
ders für kollektives Handeln zutreffen: Die 
große Selbstgewißheit protestierender Grup-
penmitglieder legt davon Zeugnis ab.

Chancen der Motivationsforschung

Motivationsforschung versucht, tiefer zu lo-
ten. Sie versucht, zu erkennen, was in dem 
Menschen vorgeht — rational oder irrational 
—, wenn er so oder so reagiert, oder wenn er 
gehemmt ist, also nicht reagiert, auch wenn er 
vielleicht in Schweigen verharrt oder auswei-
chende Auskünfte gibt. Sein Gesamtverhalten 
in seiner sozialen und sonstigen Umwelt wird 
zu verstehen versucht. Dabei erhöht sich na-
turgemäß (gegenüber all dem, was exakt ge-
messen oder statistisch fixiert werden kann, 
also gegenüber dem Manifest-Registrierbaren 
und dem verbal Objektivierten) das Risiko von 
Fehleinschätzungen. Auf einem (für Psycholo-
gen ja nicht ungewohnten) Forschungsfeld, das 
sich entscheidend auf richtiges Verstehen, auf 
Ein- und Nachfühlen, auf Intuition, Allgemein-
erfahrung und somit auf treffsicheres Deuten 
stützen muß, läßt sich dieses Risiko indessen 
durch kontrollierende Nachuntersuchungen 
vermindern.
Fehldeutungen dürften besonders dann vor-
kommen, wenn Motivationsforscher mehr

9) Dietrich Dörner, Über die Schwierigkeiten 
menschlichen Umgangs mit der Komplexität, in: 
Psychologische Rundschau 1981, S. 163—199.
10) Siehe auch Rainer Krieger, Kognitive Motiva-
tion, in: Motivation, Hrsg. Eberhardt Todt, Heidel-
berg 1978, UTB-Taschenbuch Nr. 712, S. 112ff. 

oder weniger auf eine bestimmte wissen-
schaftliche Theorie eingeschworen sind, etwa 
auf die bekannten psychoanalytischen Mecha-
nismen und deren Vokabular oder auf die „Mi-
lieutheorie", die „Lerntheorie“, den „Behavioris-
mus" (= „alles beruht letztlich auf Gelerntem"). 
Was Rotter von den „generalisierenden“ Attri- 
buierungen der nach Verhaltensursachen Be-
fragten sagte, kann insofern unter Umständen 
auch für einige Wissenschaftler zutreffen. (Wo 
„Generalisierendes“ beim Attribuieren vor-
herrscht, sprechen einige Forscher von „Kon-
trollüberzeugungen"; diese Wortschöpfung 
wie die andere: „Kontrollbewußtsein" für be-
wußte Selbstkontrolle halte ich jedoch für ver-
fehlt, für irreführend und überdies für über-
flüssig.)

Da Wissenschaftler, besonders auch die Psy-
chologen, größten Wert darauf zu legen pfle-
gen, daß ihre Forschungsergebnisse jederzeit 
empirisch verifizierbar sind, nach Möglichkeit 
in quantitativer, gradueller und korrelativer 
Hinsicht, also jeder kritischen Nachprüfung 
standzuhalten vermögen (alles andere würde 
manchem von vornherein als „unwissenschaft-
lich" gelten), wird deutlich, daß ein gewisser 
Mut dazu gehört, um wieder auf geisteswis-
senschaftliche, auf hermeneutische und phä-
nomenologische Forschungsmethoden zu-
rückzugreifen; diese haben vor langer Zeit ja 
immerhin manche wichtige psychologische 
Einsicht zu erbringen vermocht, besonders 
auch für pädagogische Anwendungszwecke. 
(Ich erinnere an Dilthey, Husserl, Jung, Klages, . 
Bühler, Koffka, Stern, Spranger, Litt und sehr 
viele andere.) Gerade jetzt dürften der Anlässe 
genug vorhanden sein, um die psychologische 
Verstehens- und Deutungsmethodik wieder 
etwas stärker heranzuziehen; sonst bleibt man 
bei nur halbgültigen und nur viertelverwert-
baren Erkenntnissen stecken und sehr nötige 
Veränderungen unterbleiben.

Wo sich in so auffallendem Maße die Wertun-
gen der Menschen epochal und regional ge-
wandelt haben und weiter wandeln, dort wan-
deln sich in spezifischer Weise auch die vor-
herrschenden Motivationen der Jugendlichen 
und Heranwachsenden. Je mehr man von ih-
nen wüßte, desto gezielter und angemessener 
könnte Pädagogik darauf hinwirken, daß sich 
bei jungen Menschen spontan möglichst nur 
gesunde, konstruktive Motivationen entwik- 
keln, verklemmte sich dagegen auflösen.

In diesem Zusammenhang darf daran erinnert 
werden, daß der „Forschungsfonds Psycholo-



gie der politischen Bildungsarbeit" schon 1975 
die Konsequenzen in einem Aufruf der OECD 
aus dem Jahre 1972 zog, in dem es hieß: 
w .. Das vorrangige, dringliche Erfordernis im 
Bildungswesen der Bundesrepublik wie in al-
len anderen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens besteht darin, bei jedem Bürger und 
besonders bei der Jugend das Verantwor-
tungsbewußtsein für das eigene Tun und die 
eigene Entwicklung, für gesellschaftliche Zu-
sammenarbeit und für Toleranz gegenüber an-
deren zu erweitern und zu vertiefen. Die Bun-
desrepublik, Europa und die ganze übrige 
Welt brauchen eine intellektuell und physisch 
kräftige westdeutsche Nation, in der Bürger 
selbständig denken, zu freiwilliger Zusam-
menarbeit bereit sind und gelernt haben, mit 
Verantwortung umzugehen. Solange solche 
Menschen in der Bundesrepublik nicht in grö-
ßerer Zahl herangebildet werden als heutzuta-
ge, wird ein großer Teil der vielversprechen-
den Möglichkeiten, die der gepriesene wirt-
schaftliche Aufschwung der letzten zwei Jahr-
zehnte geboten hat, im Grunde vertan 
sein.."

Hieraus ergab sich die folgende Fragestellung 
für zu fördernde Forschungen:

Wie, durch welche pädagogische Methode, 
lassen sich bei Heranwachsenden Entfaltungs-
antriebe aktivieren, innere und äußere Entfal-
tungshemmungen überwinden, Abwehrkräfte 
gegen unverantwortliche Einflüsse von außen 
(auch „Ansteckungen") mobilisieren, Selbstzu-
versicht (aber auch Selbstkontrolle) stärken, 
Selbstverantwortung als Voraussetzung eines 
fundierten Selbstwertgefühls einsichtig ma-
chen und zugleich das Verantwortungsbe-
wußtsein gegenüber dem Nicht-Ich wecken, 
intensivieren und differenzieren?
Wie kann man dem einzelnen zu bewußter 
„Selbstverwirklichung" verhelfen und dabei 
zugleich ethische Verpflichtungsimpulse — 
über das Selbstbetroffensein hinaus — in ihm 
zur Entwicklung bringen, die dem gemeinsa-
men gesellschaftlichen und staatlichen Ge-
schehen und dem Frieden gelten?
In den Mittelpunkt des Interesses ist also hier 
die Motivationsforschung im Dienst der politi-
schen Bildungsarbeit gestellt. Sie soll die zahl-
reichen Forschungen im Bereich der Lern- 
und Verhaltenstheorien ergänzen und da-
durch eine immer fühlbarer werdende Lücke 
in der Zeitgemäßen wissenschaftlichen Ausrü-
stung der Lehrer endlich auszufüllen helfen.

Praktische und methodische Ausgangspunkte

Motivationsforschung in dem hier vorgestell-
ten Sinne ist zunächst problemorientiert, nicht 
methodenorientiert, wie es die akademische 
psychologische Forschung vorzugsweise ist 
Sie unterscheidet sich von — sicher oft erhel-
lenden —'journalistischen oder politisch-welt-
anschaulich ausgerichteten Deutungsversu-
chen durch ihren konsequent empirischen 
Ansatz; d. h., sie bemüht sich darum, die Er-
scheinungen in ihrem eigengesetzlichen, sinn-
vollen Zusammenhang zu erfassen. Die Zu-
sammenhänge sollen sich dabei aus der Sache 
selbst ergeben und ihr nicht durch vorgefaßte 
Schemata aufprojiziert werden. Die Gültigkeit 
der so gewonnenen Ergebnisse muß durch Ge- 

. genkontrollen gesichert sein.
So kommt auch die Studie des Bundesministe-
riums für Jugend, Familie und Gesundheit 
vom November 1981 zu der Schlußfolgerung: 
.Allerdings können konventionelle repräsen-
tative Erhebungen neu aufkommende soziale 
Bewegungen und ihre Erscheinungsformen 
nur mit Einschränkungen und Zeitverzug er-
fassen, da Fragebogenformulierungen und zu-
grunde liegende Kategoriensysteme nur teil-

weise auf die Lebenswelt der heutigen Ju-
gendliche 11n zugeschnitten sind. 0)
Daraus folgt, daß Ansätze der Motivationsfor-
schung, die den Verantwortlichen und der 
breiten Öffentlichkeit oft unverständliche 
Verhaltensweisen und Erlebnisäußerungen 
der Jugend begreifbar machen wollen, so daß 
sich Möglichkeiten eines pädagogisch wirksa-
men Umgangs mit dieser Jugend eröffnen, 
sehr offen angelegt sein müssen. Die Antwor-
ten der Jugendlichen sollen nicht durch test-
theoretisch ausgeklügelte Vorgaben einge-
engt bzw. vorgebahnt werden, sondern die 
Auskunftspersonen sollen Anstöße erhalten, 
sich zu den Problemen, von denen sie sich 
wirklich betroffen fühlen, freimütig und spon-
tan, auf ihre eigene Weise und in ihrer eige-
nen Sprache zu äußern. Besonders ergiebig 
können für diese Problematik Kleingruppen-
gespräche sein, wo man ja sein Ich gern zur 
Geltung zu bringen versucht. Diese Aussagen

11) Jugend in der Bundesrepublik heute — Auf-
bruch oder Verweigerung", Hrsg. Der Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit, Bonn, No-
vember 1981, S. 4.



können dann in freien Einzelinterviews oft 
eine weitere Abklärung erfahren.
Dabei geht es nicht so sehr um die bloße Er-
mittlung des Ist-Zustandes als um die Aufdek- 
kung von Ansatzpunkten in den Motivationen 
der Jugendlichen, an die der für psychologi-
sche Zusammenhänge empfindsame Pädagoge 
anknüpfen kann, um den Zielen der politi-
schen Bildung in unserer Demokratie besser, 
als dies bisher der Fall war, gerecht werden zu 
können. (Als solche allgemeinsten Ziele der 
politischen Bildung könnten etwa gelten: 
Grundlagen für politische Einsichtsfähigkeit 
zu schaffen, Interesse für politische Probleme 
zu wecken, politisches Engagement bzw. poli-
tische Aktivität zu fördern und vor allem: Ver-
antwortungsbereitschaft für das „Gemeinwohl'' 
anzubahnen.) Vor Modebegriffen wie „Emanzi-
pation" sollte man sich in diesem Zusammen-
hang hüten — sie sind vieldeutig und leicht zu 
diffamieren. Ähnliches gilt von dem eine Zeit- 
lang so beliebten Schlagwort vom „Mündigen 
Bürger".

Einige Beispiele für nützliche Befunde 
der neueren Motivationsforschung

Was kann nun solche Motivationsforschung 
konkret leisten? Beispielhaft soll dies an eini-
gen Ergebnissen des bereits erwähnten For-
schungsprojektes über „Motivationsgrundla-
gen und Wirkungsbedingungen des Politi-
schen Unterrichts bei Primanern" gezeigt wer-
den12 ). Das zunächst wichtigste Ergebnis die-
ser Untersuchung ist wohl das verbreitete 
Mißtrauen der Primaner gegen den Politi-
schen Unterricht in der Schule13 ). Die über-
wiegende Mehrheit der Schüler reagierte neu-
ralgisch auf Anzeichen von — wie sie zu be-
merken glaubten — beabsichtigtem „Gängeln" 
ihrer persönlichen politischen Meinung (In-
doktrination) — unabhängig davon, ob man 
eher eine Manipulation von „rechts" oder von 
„links" vermutete.

12) S. Anmerkung 7: Eine genauere Darstellung der 
Forschungsmethodik und wesentlicher damit für 
die politische Bildung gewonnener Erkenntnisse 
findet sich bei K. D. Hartmann, Zukunftsperspekti-
ven von Primanern, erscheint demnächst in der 
Zeitschrift „Politische Didaktik".
13) K. D. Hartmann, Politischer Unterricht in der 
Zwickmühle: Beeinflußung oder Objektivität?, in: 
Bernhard Claußen (Hrsg.), Politische Sozialisation in 
Theorie und Praxis, München 1980, S. 155—163.

Dahinter steht die offenbar (auch) durch den 
Unterricht vermittelte Auffassung, daß politi-
sche Probleme einer „objektiven" Lösung zu-
gänglich wären. (Daß dabei die eigene Ansicht 

dann häufig mit der „richtigen", „objektiven" 
Lösung gleichgesetzt wird, ist eine unvermeid-
liche Folge davon.) Man will diese unbedingte 
„Neutralität" selbst gegenüber verschiedenen 
politischen „Systemen", wie einerseits dem der 
Bundesrepublik, andererseits dem der DDR 
oder dem eines ideal vorgestellten sozialisti-
schen Staates wahren, um sich allein für das 
der eigenen Meinung nach „beste" System ent-
scheiden zu können. Das vollzieht sich aller-
dings auf einer sehr abstrakten Ebene, so daß 
man hieraus nicht unbedingt auf eine Ableh-
nung des politischen Systems in der Bundesre-
publik schließen kann, wenn es um die kon-
kreten persönlichen Lebensverhältnisse geht.

Die Folgerung für den politischen Unterricht 
wäre unter anderem: die Wertbezogenheit al-
len politischen Handelns mehr als bisher in 
den Mittelpunkt des Unterrichts zu stellen, 
die politischen Systeme nicht auf der abstrak-
ten Ebene theoretischer Texte, sondern in der 
Bedeutsamkeit für das Alltagsleben des ein-
zelnen zu behandeln.

Weitere Ergebnisse dieser Motivationsstudie 
ließen Diskrepanzen zwischen einem — eben-
falls abstrakt überhöhten — Demokratiebe-
griff und den durch die Medien vermittelten 
Erfahrungen der Schüler mit dem Verhalten 
der Politiker erkennen. Demokratie, wie sie 
sein sollte, wird einerseits plebiszitär, als di-
rekter Einfluß des Volkes auf Sachentschei-
dungen aufgefaßt, andererseits als eine unbe-
schränkte Garantie der persönlichen Freiheit 
des einzelnen. Daraus ergibt sich, daß eine 
kognitive Konstellation vorliegt, die sich ge-
genseitig abstützt und verstärkt: da die politi-
sche Wirklichkeit an einem unrealistischen 
Ideal gemessen wird, erscheint sie um so mise-
rabler; andererseits tragen — durchaus den 
tatsächlichen Gegebenheiten des gegenwärti-
gen politischen Machtkampfes entsprechende 
— Beobachtungen leicht durchschaubarer 
propagandistischer Schönfärbereien etc. of-
fenbar dazu bei, sich ein wünschenswertes Ge-
genbild zu dieser als unerfreulich empfunde-
nen politischen Wirklichkeit zurechtzulegen. 
Die Wahrnehmung einer aus der Perspektive 
junger Menschen unbefriedigend erscheinen-
den politischen Wirklichkeit läßt diese einer-
seits im Umkehrschluß ein Idealbild konstru-
ieren, das gewissermaßen das Positiv zu die-
sem Negativbild darstellt; andererseits führt 
ein Idealbild der Demokratie, das in so großer 
Distanz zur politischen Realität steht, zu einer 
besonders kritischen Betrachtung und Bewer-
tung des politischen Prozesses, soweit man 
darüber informiert wird. Auf diese Weise ent-



fremdet sich die Jugend den politischen Insti-
tutionen und den Politikern, die zur Durchset-
zung der ihren Wertvorstellungen am besten 
entsprechenden Problemlösungen die legale 
Macht erringen und Kompromisse eingehen 
müssen. Diese realen Voraussetzungen jeden 
politischen Handelns werden von den jungen 
Menschen meist gar nicht gesehen oder aus 
einem rigorosen Rechtsgefühl heraus gering 
geachtet. Dies ist sicherlich zum Teil darauf 
zurückzuführen, daß der Politische Unterricht 
zu wenig die konkrete politische Praxis nach-
vollzieht und statt dessen ideal-abstrakte Be-
griffsschemata folgenlosen Diskussionen un-
terzieht.
Besteht eine solche schier unüberbrückbare 
Diskrepanz zwischen der Idealvorstellung von 
Demokratie und den Vorstellungen, die man 
sich von der heutigen politischen Wirklichkeit 
bildet, so gibt es wohl tatsächlich nur zwei Re-
aktionen darauf: entweder die Rebellion, die 
sich gegen „das System" und seine festgefahre-
nen Praktiken richtet, oder — wenn man keine 
Chance mehr sieht, auf diese Weise Wesentli-
ches „in Bewegung zu bringen" — die Resigna-
tion, der Rückzug in Privatistische oder ins 
(zumindest erträumte) „Aussteigertum". No-
stalgische Sehnsüchte, die hierin eine ihrer 
Wurzeln haben (andere stammen aus Entwick-
lungen des „Zeitgeistes", die sich zuerst in der 
„Erwachsenengesellschaft" verbreiteten), fin-
den daher weite Resonanz unter den Jugendli-
chen und können zahlreiche verschiedene 
Ausdrucksformen annehmen. Das entschei-
dende psychologische Moment dieser Rück-
zugstendenz ist offensichtlich die emotionale 
„Nestwärme'', die Geborgenheit in einem klei-
nen, abgeschlossenen Raum, der Schutz ge-
genüber der kalten, unpersönlichen Rationali-
tät der Großorganisationen unseres techni-
schen Zeitalters zu bieten scheint.

Schließlich soll noch eine letzte Erkenntnis 
aus dieser Motivuntersuchung erwähnt wer-
den: Alle jungen Leute, unabhängig von ihren 
sonstigen politischen Grundüberzeugungen, 
sehen ihren höchsten Lebenswert in Freiheit, 
Selbstbestimmung, Unabhängigkeit von An-
ordnungen anderer. Daher sind sie überaus 
empfindlich, wenn etwas danach aussieht, daß 
es ihre persönliche Freiheit und ihre individu-
elle Entfaltung in Beruf und Privatleben beein-
trächtigen könnte. Dies muß, so wie es heute 
auf der Welt aussieht, zu einem ständigen 
„Frust-Gefühl führen, das selbst schon For-
men einer Rechtfertigungsideologie annimmt 
(wenn man auf etwas, das einem nicht paßt, mit 
gesteigerter Aggressivität oder mit „Abschal-

ten" reagiert, so wird dies als zwangsläufige 
Folgewirkung der „Frustration" erklärt), als ob 
man das passive Organ soziopsychischer Me-
chanismen wäre. Hier liegen also deutliche 
Fehleinschätzungen vor: Auf der einen Seite 
wird die Möglichkeit einer fast uneinge-
schränkten „Selbstbestimmung" und „Selbst-
verwirklichung" unterstellt (auch hier ein Mo-
deschlagwort, das gewissermaßen als „gesun-
kenes Kulturgut" von der psychologischen 
Theorie über die Massenmedien in das Schü-
lervokabular eingedrungen ist), auf der ande-
ren Seite sieht man zum Teil eine Eigengesetz-
lichkeit der technologischen und gesellschaft-
lichen Entwicklung, der alle Mitglieder der 
Gesellschaft uneingeschränkt unterworfen 
sind. Erst durch die Methoden der Motivfor-
schung konnte diese strukturelle Verschrän-
kung der Ansprüche und Ursachenzuschrei-
bungen (Attributionen) aufgedeckt werden, 
die einen ganzheitlichen, festgefügten, emo-
tional unterbauten kognitiven Komplex bil-
den, der durch partielle Vernunftsgründe und 
rein rationale Argumente nicht aufgebrochen 
werden kann. Hier müssen gleichzeitig die na-
turgegebenen und sozialen Grenzen der 
„Selbstverwirklichung" einsichtig gemacht und 
ebenso die Begrenztheit der technologischen 
und gesellschaftlichen Einflüsse ausgewiesen 
werden, die sich nicht zwangsläufig durchset-
zen, sondern vom einzelnen und insbesondere 
von Zusammenschlüssen gleichgesinnter Ak-
tiver durchaus beeinflußt werden können — 
wenn dies auch, soweit es im politischen Raum 
geschieht, ein mühseliges Geschäft ist und 
man bereit sein muß, um anderer Menschen 
willen Kompromisse einzugehen und nicht 
selten sogar Niederlagen zu ertragen, wenn es 
nicht gelingt, die Vertreter der Mehrheit von 
dem eigenen Anliegen zu überzeugen.
Man kann sogar noch einen Schritt weiterge-
hen: Wie aus zahlreichen Untersuchungen be-
kannt ist, hängt politisches Engagement ent-
scheidend davon ab, ob man glaubt, durch sei-
nen persönlichen Einsatz tatsächlich etwas be-
wirken zu können oder nicht, ob man sich also 
als .Akteur" oder als „Opfer" sieht. Da diese 
„Attributionsform" (oder Grundhaltung) ge-
wöhnlich mittels Vorgaben erfragt wurde, 
konnte erst durch die Motivationsforschung 
erkannt werden, daß solche Haltungen in ei-
nem größeren Zusammenhang stehen, näm-
lich Ausfluß eines bestimmten Gesellschafts-
bildes sind. Bei den höher gebildeten Jugend-
lichen, auf die sich die Untersuchung bezog, 
haben infolge von Medieneinflüssen und wohl 
auch durch den Schulunterricht, der sozialwis-
senschaftliche Modelle in vereinfachter Form 



weitergab, sozialdeterministische Ideologie-
bruchstücke einen relativ breiten Einfluß ge-
wonnen (die allerdings nicht mehr dem neue-
sten Stand der wissenschaftlichen Diskussion 
entsprechen und auch mit den traditionellen 
geistigen Grundlagen der Demokratie schwer 
vereinbar sind14 )). Hieraus ergibt sich für ei-
nen erheblichen Teil dieser jungen Menschen 
eine Haltung, die man als „Rückzug in den 
Schmollwinkel" bezeichnen könnte: Man steht 
der gesellschaftlichen und zivilisatorischen 
Gesamtentwicklung mehr oder weniger kri-
tisch gegenüber und erwartet von der Zukunft 
nichts Gutes; da man jedoch diese Entwick-
lung als unabwendbar und sich selbst als dem-
gegenüber machtlos ansieht, versucht man 
eine private „Nische" zu finden, in der man sich 
relativ annehmlich einrichten kann. Obwohl 
mit dieser Auffassungsweise häufig „linke" 
Überzeugungen verknüpft sind (Gleichheit, 
soziale Gerechtigkeit, Antikapitalismus), ist 
sie doch weit von dem gesellschaftlichen Fort-
schrittsglauben entfernt, der früher eine An-
triebskraft politischer Aktivität auf der Linken 
bildete. Die Überzeugung, daß sich die Gesell-
schaft gesetzmäßig von unvollkommenen, ent-
fremdeten Zuständen zu mehr Freiheit, Ge-
rechtigkeit und materieller Sicherheit für alle 
entwickeln würde, hat sich fast ins Gegenteil 
verkehrt. Nur ein kleinerer Teil dieser Schüler 
meint, durch eine radikale Umkehr des Den-
kens könne dieser negative Trend noch ge-
stoppt werden; doch setzen sie eher auf per-
sönliches Wirken im kleinen Kreise der Be-
kanntschaft und Nachbarschaft als auf das En-
gagement in der größeren Öffentlichkeit.

15) Spezielle Vorschläge bringt Hans-Peter Nolting, 
Lernschritte zur Gewaltlosigkeit. Ergebnisse psy-
chologischer Friedensforschung: Wie kollektive 
Gewalt entsteht und was man dagegen tun kann, 
Reinbek 1981.

Demgegenüber steht ein Gesellschaftsbild, 
wie es der „freien Marktwirtschaft" entspricht, 
das in dieser Schülergeneration jedoch nur 
minderheitlich vertreten wird. Diese Schüler 
sehen zwar die möglichen negativen Entwick-
lungen unserer Welt meist ebenso wie die 
Mehrheit, doch sind sie überzeugt, daß Privat-
initiative und unternehmerische Fähigkeiten 
schon Lösungen dafür bereitstellen würden. 
Dies befreit aber im Grunde von eigener poli-
tischer Aktivität; man fühlt sich persönlich 
nicht angesprochen, hierfür politisch einzutre-
ten. Politische Einflüsse könnten ja unter sol-
chen Voraussetzungen, in denen jeder seinen 
eigenen Interessen folgt und die soziale Lage 
des einzelnen im Wesentlichen von seinen ei-
genen Fähigkeiten und seiner eigenen Tüch-
tigkeit und Leistungsbereitschaft abhängt, nur 
als „Störfaktoren" angesehen werden. Daher 
halten Schüler, die dieser Auffassung anhän- 
14) Vgl. Rainer Krieger, Psychologische Aspekte po-
litischer Bildung, Düsseldorf 1978, S. 11 ff.

gen, politische Aktivität nur dann für notwen-
dig, wenn es gilt, Gefährdungen dieses Mo-
dells von Seiten radikaler „Systemveränderer" 
abzuwehren oder wenn politische „Beziehun-
gen" für die persönliche Karriere nützlich er-, 
scheinen.
Diese Beispiele dürften überzeugend demon-
strieren, daß Motivationsforschung in dem ge-
forderten Sinne in der Lage ist, mehr Einsicht 
in die komplexen Hintergründe politischer 
Verhaltenweisen der Jugend zu verschaffen, 
als es durch Umfragemethoden möglich ist. 
Während letztere nur Antworten auf Einzel- 
fragen erbringen können, die erst auf irgend-
eine Weise zusammengesetzt und ausgedeu-
tet werden müssen, werden durch die Motiva-
tionsforschung die sinnvollen Beziehungen 
zwischen einzelnen Aussagen und die Struk-
turen, die das Motivationsgeschehen bestim-
men, unmittelbar augenfällig.

Ermutigung zur Verantwortung

Zum Schluß eine ganz unwissenschaftliche 
Nachbemerkung: Zeitbedingte Parolen, politi-
sche Slogans scheinen ja oft gerade vorherr-
schende Motivationen widerzuspiegeln — wie 
etwa „Ohne mich! oder „Trau keinem über 
dreißig!" Bei diesen beiden Beispielen würde 
es sich deutlich um eine „externale" Motiva-
tion handeln, denn sie entstanden aus einer 
KolJektivsüramung, als demagogische Einfälle 
sprangen sie auf andere über. Bei anderen Bei-
spielen wären vielleicht schon eher auch „in-
ternale" Resonanzfaktoren, also Eigen-Motiva-
tionen, als mitverursachend zu vermuten, so 
etwa bei der Parole: „Seid nett zueinander." 
Denn die Zuwendung zum DU begann schon 
als biologisches Phänomen gleich nach der 
Geburt jedes einzelnen. Das „Urvertrauen" 
mag im Laufe der persönlichen Entwicklung in 
mannigfacher Weise enttäuscht worden sein, 
doch scheinen Freundschafts-, Kamerad- 
schafts-, Gemeinschaftstendenzen, wie wir sie 
doch bei fast jedem Menschen vorfinden, auf 
tiefer verwurzelte Eigenmotivationen hinzu-
weisen. Sie gründen also auf angeborenen Be-
dürfnissen und sind, im Gegensatz zu stim-
mungsbedingten Parolen, in der Regel dauer-
haft. Wer lebensbejahende Parolen sucht, der 
wird solche Gesichtspunkte zu bedenken ha-
ben; besonders auch jener, der, nach dem 
„Sinn" des Lebens heute befragt, Ermutigendes 
antworten möchte15 ).



Walter Hornstein: Jugendprobleme, Jugendforschung und politisches Han-
deln. Zum Stand sozialwissenschaftlicher Jugendforschung und zum Problem 
der Anwendung sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse über Jugend in der 
politischen Praxis
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/82, S. 3—37

Der Beitrag befaßt sich mit der Problematik der Rezeption sozialwissenschaftlicher For-
schungsergebnisse zum Thema Jugend im politischen Handlungssystem. Er geht von der 
Frage aus, wie es kommt, daß einerseits von Seiten der Politiker die Klage zu hören ist, es 
gebe zu wenig Wissen über die Jugend und ihre Probleme, daß aber andererseits viele Ju-
gendforscher der Meinung sind, die Politik greife die vorliegenden Erkenntnisse zu wenig 
auf.
In einem ersten Teil versucht der Beitrag, in einer Art „Faustskizze“ einen groben Über-
blick über den Stand heutiger Jugendforschung zu geben und zeigt dann in einem eigenen, 
von den gesamtgesellschaftlichen Wandlungsprozessen ausgehenden Konzept den Zusam-
menhang heute diskutierter Jugendprobleme mit grundlegenden Veränderungsprozessen 
auf der gesellschaftlichen Ebene. Es wird die These vertreten, daß sich in dem, was heute 
gemeinhin als Jugendprob\era diskutiert wird, die Probleme einer gesellschaftlichen Situa-
tion spiegeln, die durch Prozesse des Wertwandels und krisenhafte Erscheinungen ange-
sichts neuer Herausforderungen bestimmt sind. An drei Beispielen (Rezeption der Jugend-
berichte, Bedeutung der Jugendforschung für die staatliche Jugendpolitik, Rolle der Ju-
gendforschung in der Bildungspolitik) wird aufgezeigt, in welch geringem Umfang die ge-
nannten politischen Handlungsbereiche von Angeboten der Jugendforschung Gebrauch 
machen. Im Zentrum des Beitrags steht sodann eine Analyse der Gründe für die Resistenz 
des politischen Systems gegenüber Forschungsergebnissen zum Thema Jugend. Es wird 
von der Hypothese ausgegangen, daß ganz generell sozialwissenschaftliche Wissensbe-
stände eine um so größere Chance der Anwendung in der politischen Praxis haben, je mehr 
sie in ihrer Struktur dem Handlungshorizont und den Handlungsmöglichkeiten der politi-
schen Akteure entsprechen. Am Beispiel der Rezeption des Fünften Jugendberichts wird 
gezeigt, wie gerade eine auf die Rekonstruktion gesellschaftlicher Bedingungs und Konsti-
tuierungsprozesse von Jugendproblemen gerichtete Analyse angesichts partialisierter 
Handlungs- und Zuständigkeitsstrukturen des politischen Systems gleichsam ins Leere 
geht.
Die Konsequenzen, die sich daraus ergeben, bedeuten zunächst für die Forschung, daß sie 
stärker als bisher ihr Augenmerk auf die Analyse der Prozesse richten sollte, in denen in 
den gesellschaftlichen Institutionen des Erziehungs- und Bildungswesens jene Formen von 
Entfremdung und innerer Distanz entstehen, die dann in der öffentlichen Diskussion be-
klagt werden. Daraus resultiert zweitens die Forderung nach einer gesellschaftlichen Pra-
xis, die anders als bisher die Lebensentwürfe und Vorstellungen der Jugend ernst nimmt 
und ihnen in Schule und Ausbildungsbereich, in den Parteien, den Gewerkschaften, in der 
Bundeswehr und in den Jugendverbänden eine reelle Chance gibt.

Walter Jacobsen/Klaus-Dieter Hartmann: Wertwandel und Erziehung. Auf 
dem Wege zu einer politik- und bildungsrelevanten Motivationsforschung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/82 S. 38—45

Die allgemeine „Sozialisationsforschung" und die Demoskopie reichen heute nicht mehr 
aus, um den wirklichen Hintergründen jugendlichen Verhaltens in der Politik — insbeson-
dere auch des Reagierens im Politikunterricht — auf den Grund zu kommen. Zentral wich-
tig ist die Motivationsforschung geworden. Es werden verschiedene Hinweise gegeben, auf 
welche Art von Kriterien eine qualitative Motivationsforschung ihr Augenmerk jetzt vor-
dringlich zu richten hätte. Erörtert wird die Bedeutung internaler und externaler Ursachen- 
Zuschreibung für die Genese politischer Aktivität, ebenso die unterschiedlichen Folgen 
kausaler und finaler Ursachenzuschreibungen, wenn diese in der politischen Wirklichkeit 
auf Widerstände stoßen. Die Entwicklung scheint von überwiegend emotionalen Motiv-
komplexen zu überwiegend kognitiv durchformten zu gehen, obwohl ein gewisser „irratio-
naler", emotionaler Anteil niemals auszuschalten ist.
Aus einem Forschungsprojekt über Motivationsgrundlagen und Wirkungsbedingungen 
des Politikunterrichtes bei Primanern werden einige Beispiele kurz dargestellt, die die zu-
sätzlichen Erkenntnismöglichkeiten der psychologischen Motivforschung, die sich auf 
spontane Äußerungen der Betroffenen stützt, gegenüber den herkömmlichen Forschungs-
methoden aufzeigen. Es wird dadurch möglich, die strukturellen Verknüpfungen zwischen 
einzelnen kognitiven Konzepten und Motivationsrichtungen augenscheinlich zu machen. 
So zeigt sich, daß eine überhöhte Idealisierung des Demokratiebegriffs und die Wahrneh-
mung unerfreulicher Erscheinungen der praktischen Politik sich gegenseitig bedingen.
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